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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.00 Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die 5. Sitzung der
Bürgerschaft (Landtag).

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und
Herren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse.

Gemäß Paragraf 21 der Geschäftsordnung gebe ich
Ihnen folgende Eingänge bekannt:

1. Gesetz zur Änderung des Bremischen Beamten-
gesetzes, Dringlichkeitsantrag der Fraktionen Bündnis
90/Die Grünen und der SPD vom 14. September 2007,
Drucksache 17/51, 1. Lesung.

Gemäß Paragraf 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung muss das Plenum zunächst einen Beschluss
über die Dringlichkeit dieses Antrags herbeiführen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit Tagesord-
nungspunkt 14, Gesetz zur Änderung des Bremischen
Beamtengesetzes, vor.

Ich höre keinen Widerspruch. – Dann können wir
so verfahren.

2. Gesetz zur Änderung des Bremischen Gesetzes
zur Regelung der Zuständigkeit und des Verfahrens
nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz, Dringlichkeits-
antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die
Grünen vom 14. September 2007, Drucksache 17/52,
1. Lesung.

Ich lasse auch hier über die dringliche Behandlung
des Antrags abstimmen.

Wer mit einer dringlichen Behandlung dieses An-
trags einverstanden ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Auch hier stelle ich fest, dass die Bürgerschaft (Land-
tag) einer dringlichen Behandlung zustimmt.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag mit Tagesord-
nungspunkt 21 zu verbinden.

Auch dagegen erhebt sich kein Widerspruch. –
Dann können wir so verfahren.

3. UN-Konvention über die Rechte von Menschen
mit Behinderungen, Dringlichkeitsantrag der Frak-
tionen Bündnis 90/Die Grünen, der SPD und der CDU
vom 17. September 2007, Drucksache 17/53.

Gemäß Paragraf 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung muss ich auch hier wieder über die Dring-
lichkeit dieses Antrags abstimmen lassen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit den Tages-
ordnungsordnungspunkten 6, Berichterstattung zum
Bremischen Gesetz zur Gleichstellung von Menschen
mit Behinderungen, und 7, Bericht über die Tätig-
keit des Landesbehindertenbeauftragten, vor.

Ich höre keinen Widerspruch. – Dann können wir
so verfahren.

4. Mittagessen für bedürftige Kinder, Dringlichkeits-
antrag der Fraktion der CDU vom 18. September 2007,
Drucksache 17/54.

Ich lasse auch hier zunächst über die dringliche
Behandlung des Antrags abstimmen.

Wer mit einer dringlichen Behandlung des Antrags
einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
FDP und Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Die Linke)

Bei Enthaltung der Fraktion Die Linke stelle ich fest,
dass die Bürgerschaft (Landtag) mit der dringlichen
Behandlung einverstanden ist.

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit dem Punkt
außerhalb der Tagesordnung, Übernahme der Kos-
ten für das Mittagessen von Schulkindern, deren
Eltern über ein geringes Einkommen verfügen, vor.

Auch hier höre ich keinen Widerspruch. – Dann ist
es so beschlossen.

5. Sicherung des Energieerzeugungsstandortes Bre-
men bei gleichzeitiger Einhaltung der Klimaschutz-
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ziele, Dringlichkeitsantrag der Fraktion der CDU vom
18. September 2007, Drucksache 17/55.

Auch hier lasse ich zunächst über die dringliche
Behandlung des Antrags abstimmen.

Wer mit einer dringlichen Behandlung des Antrags
einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
FDP und Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Die Linke)

Bei Enthaltung der Fraktion Die Linke stelle ich fest,
dass die Bürgerschaft (Landtag) mit einer dringlichen
Behandlung einverstanden ist.

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag mit dem Punkt
außerhalb der Tagesordnung, Perspektiven der En-
ergiewirtschaft im Lande Bremen, zu verbinden.

Auch hier höre ich keinen Widerspruch. – Dann
können wir so verfahren.

6. Gesetzliche Verankerung des Landesbehinder-
tenbeauftragten sicherstellen!, Dringlichkeitsantrag
der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen und
der CDU vom 18. September 2007, Drucksache 17/
60.

Gemäß Paragraf 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung lasse ich wieder über die Dringlichkeit des
Antrags abstimmen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit den Tages-
ordnungsordnungspunkten 6, Berichterstattung zum
Bremischen Gesetz zur Gleichstellung von Menschen
mit Behinderungen, und 7, Bericht über die Tätig-
keit des Landesbehindertenbeauftragten, vor.

Auch hier höre ich keinen Widerspruch. – Dann
können wir so verfahren.

7. Ausbauplanung für die BAB 281, Dringlichkeits-
antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die
Grünen vom 18. September 2007, Drucksache 17/61.

Auch hier muss ich zunächst über die Dringlich-
keit des Antrags abstimmen lassen.

Wer mit der dringlichen Behandlung des Antrags
einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
Die Linke und Abg. T i t t m a n n  [partei-

los])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen FDP)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit dem Punkt
außerhalb der Tagesordnung, A 281 sinnvoll weiter
ausbauen, vor.

Auch dagegen erhebt sich kein Widerspruch. –
Dann können wir so verfahren.

8. Ausschuss „Krankenhäuser im Land Bremen“,
Dringlichkeitsantrag der Fraktionen der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen vom 18. September 2007,
Drucksache 17/62.

Gemäß Paragraf 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung muss ich auch hier wieder über die Dring-
lichkeit des Antrags abstimmen lassen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags sei-
ne Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage vor, diesen Antrag zusammen mit der
Wahl der Mitglieder und stellvertretenden Mitglie-
der am Schluss der Tagesordnung aufzurufen.

Auch da höre ich keinen Widerspruch. – Dann
werden wir so verfahren.

9. Wahl eines Mitglieds der staatlichen Deputati-
on für Sport.

Ich schlage Ihnen vor, diese Wahl am Schluss der
Tageordnung aufzurufen.

Die übrigen Eingänge bitte ich der Mitteilung über
den voraussichtlichen Verlauf der Plenarsitzungen
sowie dem heute verteilten Umdruck zu entnehmen.

I. Eingänge gemäß § 21 der Geschäftsordnung

1. Bundesweites Zentralabitur auch in Bremen?

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 11. September 2007
(Drucksache 17/40)
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2. Verbraucher vor aggressivem Telefonmar-
keting wirksam schützen

Antrag der Fraktion der CDU
vom 18. September 2007
(Drucksache 17/56)

3. Landstromversorgung in den bremischen Hä-
fen

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 18. September 2007
(Drucksache 17/57)

4. Entwicklung der Strukturen in den bremi-
schen Häfen

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 18. September 2007
(Drucksache 17/58)

5. Wachstumsmotor Umweltwirtschaft im Land
Bremen

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 18. September 2007
(Drucksache 17/59)

Diese Angelegenheiten kommen auf die Tages-
ordnung der Oktober-Sitzung.

II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung

1. Mediennutzung und Integration von Migran-
tinnen und Migranten

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 27. Juli 2007

D a z u

Antwort des Senats vom 4. September 2007
(Drucksache 17/36)

2. Entwicklung der Einbürgerungszahlen

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 31. Juli 2007

D a z u

Antwort des Senats vom 11. September 2007
(Drucksache 17/46)

3. Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG)
in Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 24. August 2007

4. Erhöhte Gefahr durch Tuberkulose – auch im
Land Bremen?

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 6. September 2007

5. Einsatz von Zivilbeamten bzw. verdeckten Er-
mittlern der Bremer Polizei bei den G-8-Pro-
testen

Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
vom 10. September 2007

6. Überwachungsmaßnahmen gegen G-8-Kriti-
ker/-innen

Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
vom 10. September 2007

7. Durchsuchungen bei G-8-Kritikern/Kritiker-
innen durch die Bremer Polizei

Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
vom 10. September 2007

8. Amtshilfe der Universität Bremen für Polizei
und Staatsanwaltschaft

Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
vom 10. September 2007

9. Umzug der Dienststellen bremenports in den
Neubau des Sail-City-Hotels in Bremerhaven

Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
vom 10. September 2007

10. Kosten der Selbstdarstellung bremischer
Landesgesellschaften

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 11. September 2007

11. Frauenberatungsstellen und -initiativen

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 11. September 2007

12. Zukunft der Hafeneisenbahn in den bremi-
schen Häfen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 18. September 2007

13. Projekt „Schule macht sich stark“

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 18. September 2007

III. Sonstiger Eingang

Rechnungslegung der Fraktionen der Bremischen
Bürgerschaft

Bericht des Vorstands
vom 23. Juli 2007
(Drucksache 17/26)

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar zur Aus-
setzung der miteinander verbundenen Tagesord-
nungspunkte 3 und 4, Wahl von 6 Mitgliedern und
13 stellvertretenden Mitgliedern des Staatsgerichts-
hofs und Vereidigung der Mitglieder des Staatsge-
richtshofs, des Weiteren zur Verbindung der Tages-
ordnungspunkte 6, Berichterstattung zum Bremischen
Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behin-
derungen und zur Änderung anderer Gesetze, und
7, Bericht über die Tätigkeit des Landesbehinder-
tenbeauftragten für den Zeitraum vom 1. Juli 2005
bis 31. März 2007, der Tagesordnungspunkte 8 bis
10, Einsetzung eines Parlamentsausschusses für Kin-
der und Jugend, Wahl der Mitglieder und Stellver-
treter dieses Ausschusses sowie Gesetz zur Änderung
des Gesetzes über die Deputationen, der Punkte au-
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ßerhalb der Tagesordnung, die sich mit dem Klage-
recht für den Tierschutz befassen, Drucksachen 16/
1356 und 17/39, und der Punkte außerhalb der Ta-
gesordnung, Antrag der Linken zur Änderung der Ge-
schäftsordnung der Bremischen Bürgerschaft, Öffent-
lichkeit herstellen!, Drucksache 17/5, und Bericht und
Antrag des Verfassungs- und Geschäftsordnungsaus-
schusses dazu, sowie zur Vereinbarung von Redezei-
ten bei einigen Tagesordnungspunkten.

Hinsichtlich der Abwicklung der Tagesordnung der
Bürgerschaft (Landtag) wurde vereinbart, dass heu-
te Vormittag die Tagesordnungspunkte 1, Fragestun-
de, 2, Aktuelle Stunde, und 12, Bremens und Bremer-
havens Küsten ausreichend schützen, behandelt wer-
den.

Zu Beginn der Sitzung morgen Nachmittag wer-
den die Punkte außerhalb der Tagesordnung, Pers-
pektiven der Energiewirtschaft im Lande Bremen,
Drucksache 17/38, danach – dies wurde nachträglich
vereinbart – der Punkt „A 281 sinnvoll weiter aus-
bauen“, Drucksache 17/37, mit dem damit verbun-
denen Dringlichkeitsantrag Drucksache 17/61 und
im Anschluss daran die verbundenen Punkte, die sich
mit dem Klagerecht für den Tierschutz befassen,
Drucksachen 16/1356 und 17/39, aufgerufen.

Gemäß Paragraf 28 der Geschäftsordnung der Bre-
mischen Bürgerschaft soll der Landesbehindertenbe-
auftragte Dr. Steinbrück als Sachverständiger zu den
Tagesordnungspunkten 6, Berichterstattung zum Bre-
mischen Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit
Behinderungen, und 7, Bericht über die Tätigkeit des
Landesbehindertenbeauftragten, sowie den damit
verbundenen Dringlichkeitsanträgen Drucksachen
17/53 und 17/60 hinzugezogen und zu Beginn der
Beratung gehört werden. Die Debatte soll heute Nach-
mittag nach der Mittagspause um 14.30 Uhr stattfin-
den.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Ich sehe, das ist nicht der Fall.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit den
interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte
ich Ihnen davon Kenntnis geben, dass mir der Lan-
deswahlleiter mitgeteilt hat, dass Herr Hans-Georg
Gerling seit dem 18. September 2007 anstelle des aus
der Bürgerschaft ausgeschiedenen Abgeordneten
Ronald-Mike Neumeyer wieder Mitglied der Bürger-
schaft (Landtag) ist.

Sehr geehrter Herr Gerling, ich begrüße Sie ganz
herzlich! Ich freue mich auf Ihre Mitarbeit, vor allem

im Bereich des Sports. Seien Sie herzlich willkom-
men!

(Beifall)

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Fragestunde

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)
liegen elf frist- und formgerecht eingebrachte Anfra-
gen vor.

Die erste Anfrage trägt die Überschrift „Klinikführer
im Lande Bremen“. Die Anfrage ist unterschrieben
von den Abgeordneten Brumma, Dr. Sieling und
Fraktion der SPD.

Bitte, Herr Kollege Brumma!

Abg. Brumma (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Klinikinformationen über Quali-
tät und Leistungen der Krankenhäuser im Lande
Bremen gibt es gegenwärtig?

Zweitens: Wie werden vorhandene Informationen
überprüft und aktualisiert?

Drittens: Wie bewertet der Senat die Möglichkeit,
patientenorientierte Informationen in einem Klinik-
führer zu präsentieren?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Senatorin Rosenkötter.

Senatorin Rosenkötter: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Die Krankenhäuser erstellen und ver-
öffentlichen strukturierte Qualitätsberichte, die als
Instrument der Qualitätssicherung und Transparenz
von Krankenhausleistungen auch im Internet veröf-
fentlicht werden. Die Krankenhäuser erheben zudem
Daten für festgelegte Leistungsbereiche zur Messung
und zum bundesweiten Vergleich der Qualität in
Medizin und Pflege. Diese werden von der Bundes-
geschäftsstelle Qualitätssicherung gGmbH ausgewer-
tet und veröffentlicht. Alle Krankenhäuser und auch
viele einzelne Krankenhauseinrichtungen und Fach-
abteilungen halten spezielle Informationsangebote
– als Broschüren, per Internet und so weiter – für
Patientinnen, Patienten und Angehörige bereit.

Die Bremer Tageszeitungen AG und die Handels-
krankenkasse haben mit Unterstützung der Senato-
rin für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und So-
ziales im Jahr 2007 erstmalig einen Klinikführer als
Entscheidungshilfe für zukünftige Patientinnen und
Patienten von Klinken in Bremen herausgegeben.
Eingeflossen sind in diesen Bericht Daten der exter-
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nen vergleichenden Qualitätssicherung, Ergebnisse
von Patientenbefragungen und einer Befragung von
einweisenden Ärzten.

Die Senatorin für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Ju-
gend und Soziales veröffentlicht bereits seit circa 20
Jahren den Krankenhauswegweiser „Krankenhäu-
ser im Lande Bremen“. Dieser wird seit einigen Jahren
auch im Internet publiziert. Der Wegweiser ist durch
die Aufnahme einer Vielzahl von Informationen und
Tipps für Patientinnen, Patienten und Angehörige zu
einem umfangreichen Klinikführer weiterentwickelt
worden.

Zu Frage 2: Die Qualitätsberichte der Krankenhäu-
ser sind alle 2 Jahre neu zu erstellen und zu veröf-
fentlichen. Die Überprüfung und Aktualisierung der
Informationen entspricht den stark strukturierten Vor-
gaben, die vom Gemeinsamen Bundesausschuss unter
Beteiligung der Selbstverwaltung erarbeitet und wei-
terentwickelt werden.

Der von der Handelskrankenkasse und der Bre-
mer Tageszeitungen AG herausgegebene Klinikführer
soll alljährlich aktualisiert und publiziert werden. Der
von der Senatorin für Arbeit, Frauen, Gesundheit,
Jugend und Soziales herausgegebene Krankenhaus-
wegweiser wird alle 2 Jahre als Broschüre veröffent-
licht. Im Internet werden die Informationen kontinu-
ierlich aktualisiert.

Zu Frage 3: Für die Bereitstellung von Informatio-
nen für Patientinnen, Patienten und Angehörige sind
insbesondere folgende Kriterien zu beachten: Ver-
ständlichkeit auch für medizinische Laien, Unabhän-
gigkeit und Objektivität, qualitätsgesicherte Daten,
Aktualität, schnelle Erreichbarkeit, Vermeidung von
Informationsüberflutung.

Die Senatorin für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Ju-
gend und Soziales wird den oben genannten Anfor-
derungen an einen patientenorientierten Klinikfüh-
rer mit der Herausgabe des Krankenhauswegweisers
weitgehend gerecht. Sie erarbeitet zurzeit ein Kon-
zept, den Informationswert dieser Publikation durch
Aufnahme zusätzlicher Daten zu Leistungen und Qua-
lität der Krankenhäuser weiter zu optimieren. In Ko-
operation mit der bremen.online GmbH erfolgt zudem
momentan eine Bündelung der unter der Bremer In-
ternetpräsenz bremen.de noch breit gestreuten In-
formationen zu den Krankenhäusern im Land Bre-
men.

Bei allen Anstrengungen zur Verbesserung einer
patientengerechten Informationsverbreitung sind
Veröffentlichungen seitens der Landesbehörde zur
Wahrung der Neutralitätspflicht allerdings Grenzen
gesetzt, wenn qualitätsbewertende Informationen
zielgerichtet  der Entscheidungsfindung für die Kran-
kenhauswahl dienen sollen. – Soweit die Antwort des
Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege Brumma, haben Sie
eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Brumma (SPD): Das ist ja umfangreich trans-
parent, was für den Krankenhausbereich dargestellt
wird. Ich habe nur eine Frage, Frau Senatorin: Ist im
Rahmen der Pflegeversicherungsreform angedacht
oder wird das auch von Ihnen unterstützt, einen Führer
für Pflegeheime mit Angaben zur Qualität der Hei-
me herauszugeben?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Sie wissen, Herr Abgeord-
neter, dass wir uns zurzeit in den Gesprächen um eine
Pflegeversicherungsreform befinden. Es ist zu befür-
worten und auch notwendig, dass wir die Qualität der
vorhandenen Pflegeeinrichtungen gegenüber den
Nutzern und deren Angehörigen transparenter ma-
chen. Es gibt dazu bundesweit auch an der einen oder
anderen Stelle schon Projekte.

Wir befassen uns derzeit damit, diese Projekte für
uns zu durchleuchten und zu schauen, wie wir not-
wendige Informationen besser verfügbar machen
können. Ich sage aber auch, dass dieses Thema nicht
einfach zu lösen ist, da wir von den Pflegeeinrichtun-
gen nicht alle Informationen direkt verfügbar haben
und einige Dinge auch datengeschützt sind.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die zweite Anfrage trägt den Titel „Bezahlung der
Tagesmütter sicherstellen“. Die Anfrage ist unter-
schrieben von den Abgeordneten Frau Ahrens, Bar-
tels, Röwekamp und Fraktion der CDU.

Ich bitte die Fragestellerin, die Anfrage vorzutra-
gen!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Weshalb kommt es bei der Auszahlung der
Aufwandsentschädigungen an Tagesmütter und Ta-
gesväter durch das Amt für Soziale Dienste in Bre-
men zu erheblichen Verzögerungen, wie erklären sich
die unterschiedlichen Zahlungsmodalitäten, und wie
ist die Situation in Bremerhaven?

Zweitens: Weshalb wurde bisher keine Abhilfe
durch die senatorische Behörde geschaffen, und wel-
che Maßnahmen hat die zuständige Senatorin für
Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales in
die Wege geleitet, um die Missstände im Amt für
Soziale Dienste zu beheben und eine zügige Auszah-
lung zu gewährleisten?

Drittens: Weshalb ist die Erreichbarkeit des Am-
tes für Soziale Dienste in Bremen als zentrale Anlauf-
stelle der Sozialfürsorge für die Bürgerinnen und
Bürger nicht gewährleistet, und wie will die zustän-
dige senatorische Behörde in Zukunft sicherstellen,
dass die Reorganisation nicht zu weiteren Schließ-
zeiten führt?



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 5. Sitzung am 19. 9. 07166

(A) (C)

(B) (D)

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Senatorin Rosenkötter.

Senatorin Rosenkötter: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt:

Die für die Tagespflegepersonen zu zahlenden
wirtschaftlichen Leistungen erfolgen durch die Wirt-
schaftliche Jugendhilfe im Amt für Soziale Dienste,
die vier Sozialzentren organisatorisch zugeordnet ist.
Die erheblichen Verzögerungen bei der Auszahlung
der Aufwandsentschädigung an Tagesmütter und
Tagesväter durch das Amt für Soziale Dienste treten
insbesondere in zwei Sozialzentren auf. Sie lassen sich
durch folgende Faktoren erklären:

Zum einen sind durch das zum 1. Januar 2005 in
Kraft getretene Tagesbetreuungsausbaugesetz und
das zum 1. Oktober 2005 in Kraft getretene Kinder-
und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz von der
Wirtschaftlichen Jugendhilfe zusätzliche Aufgaben
wahrzunehmen, die die ohnehin schon angespann-
te Arbeitssituation weiter verschärft haben.

Darüber hinaus sind die Fallzahlen bei den laufen-
den Fällen vom dritten Quartal 2005 auf das vierte
Quartal 2006, einschließlich Leistungen nach dem Un-
terhaltsvorschussgesetz, um 358 Fälle gestiegen. Diese
Fallzahlsteigerungen haben sich im ersten und zwei-
ten Quartal 2007 kontinuierlich fortgesetzt. Zusätz-
lich erhöht sich das Fallaufkommen durch eine zu-
nehmende Anzahl von Akten im Bereich Unterhalts-
vorschuss, in denen noch Einnahmen zu verfolgen
sind. Die Sachgebiete der Wirtschaftlichen Jugend-
hilfe im Amt für Soziale Dienste waren zudem allein
im Jahr 2006 wegen Mutterschaftsbeurlaubungen,
Beurlaubungen aus persönlichen Gründen, Krank-
heiten und langwierigen Wiederbesetzungsverfah-
ren im Umfang von circa 2,6 Stellen belastet.

Zur Sicherstellung der Abarbeitung der Rückstände
und einer zeitnahen Bearbeitung von Anträgen im
Bereich der Tagespflege sowie zur Umsetzung der
Umstellung der Fälle durch die Einführung der SGB-
VIII-Software hat die Senatorin für Arbeit, Frauen,
Gesundheit, Jugend und Soziales den Sozialdienst
Wirtschaftliche Jugendhilfe um 5 Stellen verstärkt.
Zurzeit laufen die Auswahlverfahren für die Einstel-
lung von Nachwuchskräften des gehobenen Diens-
tes durch die Senatorin für Finanzen. Mit einem Ein-
satz in den Sachgebieten der Wirtschaftlichen Jugend-
hilfe ist ab Oktober 2007 zu rechnen. Der besonde-
ren Situation der Bearbeitungsrückstände in den bei-
den schwerpunktmäßig belasteten Sozialzentren soll
durch einen erhöhten Personalanteil Rechnung ge-
tragen werden.

Die Erreichbarkeit des Amtes für Soziale Dienste
soll über die Servicestellen in allen sechs Sozialzen-
tren sichergestellt werden. In akuten Notfällen, ver-
bunden mit Fragen der Kindeswohlsicherung und des
Kinderschutzes, ist darüber hinaus seit dem 1. Feb-

ruar 2007 das Kinder- und Jugendschutztelefon rund
um die Uhr geschaltet.

Es kann allerdings nicht ausgeschlossen werden,
dass im Zusammenhang mit der termingerechten Ein-
gabe der Fälle für die Umstellung auf eine neue Soft-
ware weitere Schließungszeiten im Amt für Soziale
Dienst erforderlich werden. In dieser Zeit wird aber
für dringende Notfälle über einen Notdienst die Er-
reichbarkeit für Bürgerinnen und Bürger sicherge-
stellt.

Der Magistrat der Seestadt Bremerhaven teilt be-
zogen auf die Anfrage mit, dass akute Beschwerden
von Tagesmüttern und Tagesvätern hinsichtlich der
Bezahlung beim Amt für Jugend und Familie nicht
bestehen. Die Erreichbarkeit ist bei den zuständigen
Stellen sichergestellt. – Soweit die Antwort des Se-
nats!

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr, Frau
Ahrens!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Mir ist berichtet worden,
dass es im Amt sehr unterschiedliche Handhabun-
gen bezüglich der Bezahlung von Tagesmüttern gibt.
Einige erhalten ihr Geld im Voraus, und hinterher
erfolgt eine tagesgenaue Abrechnung, andere müs-
sen 3 Monate in Vorleistung treten, dann wird ab-
gerechnet und hinterher bezahlt. Gibt es bei Ihnen
im Amt eine fachliche Weisung oder irgendeine
Handhabung, die das ganze Verfahren vereinheit-
licht?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Mir ist bekannt, dass es dort
Richtlinien dazu gibt. Wie es in Einzelfällen hier zu
Abrechnungsmodalitäten gekommen ist, kann ich
Ihnen nicht sagen. Wenn das gewünscht wird, wer-
den wir das gern für die Deputation aufbereiten.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Uns wäre es sehr lieb,
wenn Sie das aufbereiten könnten, und es wäre uns
auch lieb, wenn wir zu einer einheitlichen Verfah-
rensweise kommen könnten. Würden Sie sich dem
anschließen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Grundsätzlich ist eine ein-
heitliche Verfahrensweise wünschenswert, sicherlich
muss das hier auch von den Fällen abhängig gemacht
werden. Es gibt Prüfungsnotwendigkeiten, die dann
noch nicht abgeschlossen sind, wenn möglicherweise
hier auch schon Tagespflegemütter und Tagespfle-
geväter im Einsatz sind.
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Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Sie haben weitere Schlie-
ßungszeiten nicht ausgeschlossen. Können Sie sicher-
stellen, dass diejenigen, die diese Tagesmütter in
Anspruch nehmen, auch auf jeden Fall ihre Kinder
betreut bekommen und dass das Amt dafür dann
positive Lösungen findet, sodass die Tagesmütter das
auch sicherstellen können, weil sie auch Geld erhal-
ten?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Ich kann zurzeit aus Ihrer
Frage nicht den direkten Zusammenhang zwischen
der Betreuung und der Einrichtung der Software
erkennen. Dort geht es ja darum, dass wir hier ganz
aktuell, das habe ich Ihnen auch geschildert, zusätz-
liche Personalstellen zur Verfügung gestellt haben,
um diesen für uns alle notwendigen und für die weitere
Bearbeitung so wichtigen Einsatz der Software ter-
mingerecht umzusetzen. Die Betreuung der Kinder
vor Ort bei den Tagespflegemüttern und -vätern ist
eine Arbeit, die vor Ort zu leisten ist.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Gehen Sie mit mir kon-
form, dass nicht nur bei dem, was in dem Zeitungs-
artikel genannt worden ist, sondern auch ansonsten
großer Unmut bei den Tagesmüttern besteht, wenn
über Monate kein Geld kommt, sodass diese die Ar-
beit teilweise einstellen und insofern die Sicherstel-
lung der Tagespflege aufgrund der PC-Umstellung
nicht sichergestellt ist?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Zunächst einmal ist es uns
wichtig, die Betreuung der Kinder direkt bei den
Tagesmüttern und Tagesvätern auch weiterhin durch
diese engagierten Personen vornehmen lassen zu kön-
nen. Es gibt einen regelmäßigen Kontakt, es gibt hier
auch aktuell Gesprächstermine, die vom Amt für
Soziale Dienste mit PIB vereinbart worden sind. In-
sofern gehe ich mit Ihnen nicht konform, zumindest
ist mir nicht bekannt, dass es dort eine große Unru-
he unter den Tagesmüttern und Tagesvätern gibt.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Würden Sie uns dann in
der Jugendhilfeausschusssitzung am 25. September
einen Sachstandsbericht geben, damit wir das noch
einmal genau miteinander erörtern können?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Sehr gern!

(Abg. Frau A h r e n s  [CDU]: Danke!)

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die dritte Anfrage befasst sich mit dem Thema
„Schul-Verhaltenskodex und klare gesetzliche Re-
gelungen gegen Internet-Mobbing“. Die Anfrage ist
unterschrieben von den Abgeordneten Frau Stah-
mann, Öztürk, Dr. Güldner und Fraktion Bündnis 90/
DieGrünen.

Ich bitte die Fragestellerin, die Anfrage vorzutra-
gen!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Wir
fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat die von der Ge-
werkschaft Erziehung und Wissenschaft, GEW, und
der Gewerkschaft der Polizei, GdP, erhobenen For-
derungen nach einem Schul-Verhaltenskodex und
klaren gesetzlichen Regelungen gegen Internet-
Mobbing?

Zweitens: Welche Möglichkeiten sieht der Senat,
gegen Internet-Mobbing von Schülerinnen und Schü-
lern und Lehrkräften anzugehen?

Drittens: Gibt es diesbezüglich generelle Überle-
gungen für einen Verhaltenskodex an Bremer und
Bremerhavener Schulen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Senatorin Jürgens-Pieper.

Senatorin Jürgens-Pieper: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Der Senat begrüßt die Zielrichtung der
Aktivitäten der Gewerkschaften, welche die Lehrkräf-
te vor Herabsetzung schützen sollen und zu einer
Stärkung der Achtung der Würde von Lehrerinnen
und Lehrern beitragen sollen. Auch der Senat will das
Ansehen von Lehrkräften in der Öffentlichkeit aus-
drücklich stärken.

Um die Zusammenarbeit zwischen Schule, Polizei,
Jugendhilfe und Staatsanwaltschaft im Bereich der
Gewaltprävention weiterhin zu verbessern, arbeiten
die Ressorts zurzeit an einem gemeinsamen Hand-
lungskonzept „Stopp der Jugendgewalt“. Dabei wird
die Zusammenarbeit insbesondere auch im Bereich
der Informations- und Verfahrenspflichten besprochen
und geregelt.

Schulen haben in allen im Schuljahr 2006/2007 in
Bremen bekannten Fällen von Internet-Mobbing
Anzeige erstattet. Die dabei von den Schulen über
die Vorfälle informierte Polizei ist in allen Fällen schnell
tätig geworden und hat die Täter ermitteln können.
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Jenseits der bestehenden Gesetze gibt es insofern
nach Auffassung des Senats derzeit keinen zusätzli-
chen Bedarf an Schutzregelungen.

Zu Frage 2: Es wird vom Senat ausdrücklich be-
grüßt, wenn Schulen Vereinbarungen mit Erziehungs-
berechtigten und Schülerinnen und Schülern abschlie-
ßen, in denen auch die  Pflichten zu einem respekt-
vollen Verhalten geregelt sind. Sie sind die Grund-
lage einer Schulkultur, die wechselseitigen Respekt
als hohes Gut achtet und der Durchsetzung des wech-
selseitigen Respekts dienen soll. Diese Vereinbarun-
gen sind Verpflichtungen, deren Nichteinhaltung zu
Konsequenzen führt.

Begründet das Handeln einer Person im Internet,
etwa durch „Internet-Mobbing“, den Anfangsver-
dacht eines Verstoßes gegen ein Strafgesetz, so be-
steht die Möglichkeit, Strafanzeige zu erstatten.

Zu Frage 3: Es gibt derzeit keine Überlegungen,
zu einem für alle Schulen verbindlichen Verhaltens-
kodex zu kommen. Viele Schulen haben Fragen der
Schulkultur und verbindliche Regeln in ihrem Schul-
programm beschrieben. In Zielvereinbarungen zwi-
schen Schule und Behörde ist gegebenenfalls auch
der Bereich der Gewaltprävention einzubinden. –
Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr, Frau
Stahmann!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Frau
Senatorin, da ja vielen Jugendlichen gar nicht bewusst
ist, dass sie eine Straftat verüben, wenn sie diese klei-
nen Filmchen vom Handy bei YouTube oder auf an-
deren Plattformen einstellen, wäre vielleicht eine
gemeinsame Aktion mit der GEW und der GdP in
Bremen zur Information der Öffentlichkeit, der Eltern,
der Schülerinnen und Schüler selbst denkbar?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Zumindest haben wir
in dem einen besonders schwierigen Fall so viel Be-
wusstsein bei den Schülerinnen und Schülern gehabt,
dass ein Schüler es sofort gemeldet hat, deshalb konn-
te die Polizei auch den Täter ermitteln und sofort, noch
in der Nacht, eingreifen. Dennoch ist es richtig! Ich
verschließe mich dem nicht und werde entsprechend
einmal Kontakt mit der GEW und der GdP aufneh-
men. – Vielen Dank für die Anregung!

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die vierte Anfrage betrifft das Naturschutzgebiet
Weserportsee im Bremer Überseehafengebiet. Die
Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Willmann, Frau Stahmann, Dr. Güldner und Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen.

Ich bitte den Fragesteller, die Anfrage vorzutragen!

Abg. Willmann (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fra-
gen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat die Tatsache, dass
derzeit ein Gutachten zum Naturschutzgebiet We-
serportsee im stadtbremischen Überseehafengebiet
erstellt wird?

Zweitens: Wer hat dieses Gutachten aus welchen
Gründen in Auftrag gegeben, und welche Daten
werden unter welchen Prämissen erhoben?

Drittens: Gibt es generelle Überlegungen, das
Naturschutzgebiet Weserportsee in den Grenzen des
stadtbremischen Überseehafens zu verändern oder
zu verlagern?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Dr. Loske.

Senator Dr. Loske: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu Frage 1: Ökologische Gutachten zu Naturschutz-
gebieten einschließlich Bestandserhebungen dienen
der Erkenntnis über den aktuellen Gebietszustand.
Auf dieser Grundlage kann beurteilt werden, ob und
inwieweit der Schutzzweck des Erhalts wertvoller
Lebensräume und Lebensgemeinschaften erfüllt wird
und ob Handlungsbedarf besteht, um zum Beispiel
Gebietsstörungen oder Zustandsverschlechterungen
entgegenzuwirken. Vor dem Hintergrund der 10 bis
15 Jahre alten Bestandserhebungen des Weserport-
sees bewertet der Senat die derzeitige Untersuchung
des Naturschutzgebietes „Weserportsee“ grundsätz-
lich positiv.

Zu Frage 2: Zurzeit wird im Naturschutzgebiet „We-
serportsee“ im Auftrag der bremenports das „Un-
tersuchungsprogramm 2007 zur Beweissicherung und
ökologischen Folgenabschätzung“ durchgeführt und
voraussichtlich im Frühjahr 2008 abgeschlossen. Es
wurde vorher mit dem damaligen Senator für Bau,
Umwelt und Verkehr – Naturschutzbehörde – und dem
zeitgleich durchgeführten Integrierten Erfassungspro-
gramm Bremen abgestimmt.

Die gemäß Naturschutzgebietsverordnung erfor-
derliche Zustimmung zur Durchführung der Unter-
suchungen wurde im Januar 2007 bei der Naturschutz-
behörde eingeholt. Sie war begründet mit dem Hin-
weis auf „bekundete Hafenentwicklungsinteressen“,
die umgehende Bestandsaufnahmen erfordern, um
ökologische Auswirkungen abschätzen zu können.
Die Untersuchungen wurden als zulässige Handlun-
gen gemäß Naturschutzgebietsverordnung von der
Naturschutzbehörde genehmigt. Unabhängig von der
Veranlassung bremenports dienen die Untersuchungs-
ergebnisse der Aktualisierung der Kenntnisse der
Naturschutzbehörde über den Zustand des Natur-
schutzgebietes „Weserportsee“.



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 5. Sitzung am 19. 9. 07 169

Die von bremenports beauftragten Untersuchun-
gen beziehen sich auf das Naturschutzgebiet „Wes-
erportsee“ selbst und auf angrenzende bestehende
Kompensationsflächen. Untersucht werden Biotope,
Vegetation, Flora, Gast- und Brutvögel, Fledermäu-
se, Amphibien, Libellen, Heuschrecken, Tagfalter,
Käfer, Fische, Fauna des Gewässerbodens und hy-
drobiologische Kennwerte.

Zu Frage 3: Vor dem Hintergrund der Investitio-
nen der Freien Hansestadt Bremen in den Ausbau
der Hafeninfrastruktur in Bremerhaven ist ein unge-
brochenes Wachstum im Container- und Automobil-
umschlag zu verzeichnen. Insbesondere durch den
Neubau der Kaiserschleuse, für die investive Mittel
in Höhe von 230 Millionen Euro zur Verfügung ge-
stellt wurden, wird erwartet, dass sich dieses Wachs-
tum nachhaltig verstetigt. Die private Hafenwirtschaft
reagiert darauf mit Erweiterungsinvestitionen, die
neue Arbeitsplätze in Bremerhaven schaffen sollen.
Die zur Verfügung stehenden Flächen für den wert-
schöpfungsintensiven Automobilumschlag in Bremer-
haven reichen dafür nicht mehr aus.

Die konkreten Nachfragen von Umschlagsunter-
nehmen nach Erweitungsflächen in Bremerhaven
hatte bremenports zum Anlass genommen, beim
Senator für Bau, Umwelt und Verkehr eine Untersu-
chung des Naturschutzgebietes „Weserportsee“ zu
beantragen. Ob und in welcher Weise der bestehen-
den Nachfrage nach Erweiterungsflächen für die
Hafenwirtschaft gegebenenfalls auch im Rahmen des
Naturschutzgebietes „Weserportsee“ Rechnung ge-
tragen werden soll, muss unter anderem nach Vor-
lage der noch ausstehenden Untersuchungsergebnisse
beraten und entschieden werden. Dabei ist den Be-
langen des Naturschutzes der ihnen zustehende hohe
Stellenwert einzuräumen.

Präsident Weber: Herr Kollege Willmann, haben
Sie eine Zusatzfrage?

(Abg. W i l l m a n n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Nein, habe ich nicht, vielen Dank!)

Haben Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr, Herr
Günthner!

Abg. Günthner (SPD): Ich habe der Antwort ent-
nommen, dass es eigentlich eine völlig normale An-
gelegenheit ist, die dort gerade gemacht wird, dass
in dem sogenannten Töpfer-See gerade Pflanzen und
Tiere gezählt werden, um auch einfach zu schauen,
welchen Naturschutzgehalt dieser See hat.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Sagen wir einmal so: Es liegt
natürlich eine Interessenlage dahinter. Das ist klar.
Das habe ich ja auch dargestellt. Unabhängig von

dieser Interessenlage, die dann zu bewerten ist, wenn
die Untersuchungen im Frühjahr 2008 abgeschlos-
sen sind und die hier ja erst einmal konkretisiert wer-
den müssen – etwas anderes ist ja bislang nicht an
uns herangetragen worden –, sind wir grundsätzlich
froh, dass es eine Auffrischung der Daten gibt, denn
die alten Daten sind 15 Jahre alt, und Ökosysteme
sind immer dynamische Systeme. Insofern ist es für
uns als Naturschutzbehörde von größtem Interesse
zu erfahren, wie die Bestände der Pflanzen und Tie-
re sich dort entwickelt haben.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Günthner (SPD): Ich entnehme Ihrer Antwort,
dass es also durchaus sozusagen 2 Möglichkeiten gibt,
nämlich die eine Möglichkeit, dass man feststellt, dass
dieser See besonders schützenswert ist, und die an-
dere Möglichkeit, dass man feststellt – Sie sind ja auch
davon ausgegangen –, dass die dortigen Brutvögel,
durchziehenden Vögel und vielleicht auch durchzie-
hende Pflanzen, die vor 10 bis 15 Jahren dazu bei-
getragen haben, dass der See unter Schutz gestellt
worden ist, möglicherweise schon wieder weg sind!

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Wenn man sagt, ökologische
Systeme sind immer dynamische Systeme, dann ist
natürlich grundsätzlich alles möglich. Aber klar ist,
dass das ein Naturschutzgebiet ist. Naturschutzge-
biet ist der höchste Status, den das Naturschutzrecht
gewährt, und dieser Status ist damals aufgrund der
hohen Wertigkeit eingeräumt worden. Insofern ist das
keine Sache, die man so en passant machen kann.
Die Wertigkeit ist gegeben, und durch Zuschriften
aus der Bevölkerung wird mir das auch noch einmal
bestätigt und signalisiert, übrigens auch aus Ihnen
durchaus nahestehenden Kreisen.

Aber wir hätten das Thema von der Regierungs-
seite aus jetzt nicht aufgerufen, denn wir sind ja im
Verfahren, das Verfahren läuft. Was heißt Verfahren?
Es ist gar kein Verfahren, es ist eine Bestandsaufnah-
me. Die Bestandsaufnahme soll Anfang 2008 abge-
schlossen sein, im Frühjahr, damit die Vegetations-
periode des Frühjahrs einbezogen werden kann.
Einige Tiergruppen wie beispielsweise die Amphi-
bien sind natürlich im Frühjahr, wie wir wissen,
besonders aktiv, auch andere Wirbeltiergruppen.

(Heiterkeit)

Das muss alles einbezogen werden in die Untersu-
chung.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage durch
den Abgeordneten Günthner!
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Abg. Günthner (SPD): Eine habe ich noch! Ist es –
weil es ja eine gewisse Nervosität in bestimmten Tei-
len, die Sie ja auch angesprochen haben, zu dem
Thema gibt – eigentlich etwas völlig Normales, was
dort jetzt gerade gemacht wird, würden Sie als zu-
ständiger Umweltsenator sagen, dass man in Natur-
schutzgebieten einmal schaut, was dort so an Tieren
und Pflanzen vorhanden ist, um die Wertigkeiten
feststellen zu können?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Ich würde einmal so sagen: An-
gesichts der Haushaltslage, die wir haben, bin ich
natürlich froh, dass eine umfassende, mehrjährige
Bestandsaufname der Tier- und Pflanzenbestände in
diesem wichtigen Naturschutzgebiet von anderen
bezahlt wird. Darüber freue ich mich grundsätzlich.

Präsident Weber: Herr Kollege, Sie haben doch
noch eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Günthner (SPD): Die Antwort war ein biss-
chen unerwartet. Insofern muss ich mich an der Stelle
erst einmal sammeln.

(Heiterkeit)

Dann versuche ich, an der Stelle breiter zu fragen!

(Zuruf des Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/
Die Grünen])

Nein, es geht ja nicht, Herr Kollege Kuhn, um die Fra-
ge – –!

Ist es nicht an sich normal, dass man regelmäßig
Zählungen durchführt bei derartigen Gebieten? Ich
lese immer in der „Nordsee-Zeitung“, um die auch
zu erwähnen an dieser Stelle,

(Heiterkeit)

dass in manchen Parkanlagen in Bremerhaven Fle-
dermäuse gezählt werden, um herauszufinden, wie
viele von diesen wunderbaren und schützenswerten
Tieren und welche Arten es gibt. Ich versuche ein-
fach herauszufinden, ob es etwas Unnormales ist, was
dort jetzt gerade gemacht wird, oder ob es eigent-
lich das Normalste von der Welt ist, einfach einmal
zu schauen, was sich dort so befindet!

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Das würde voraussetzen, dass
man den Normbegriff definiert, was normal oder was
unnormal ist. Grundsätzlich kann man sagen: Wir sind
in Deutschland in der komfortablen Situation oder
auch hier bei uns, dass wir viele Naturschützer ha-

ben, die mit Ferngläsern, Käschern und so weiter in
die freie Natur hinausziehen und schauen, was dort
so ist, und das beobachten, dokumentieren und auf-
schreiben. Es gibt ja zum Beispiel diesen großen Geo-
Tag der Artenvielfalt.

Wir haben also viele Menschen, die sich dafür in-
teressieren, das ist sehr gut. Aber wenn man sozu-
sagen einen wissenschaftlich fundierten Bericht ha-
ben will, der auch belastbar ist, dann ist es gut, man
zieht auch Sachverstand hinzu von Leuten, die sich
professionell mit dem Thema beschäftigen. Auch da
sind wir in Bremen in der komfortablen Situation, dass
wir im Bereich Biodiversitätsforschungen, Natur-
schutzforschungen an den verschiedenen Hochschu-
len und Universitäten exzellente Fachleute haben,
die wir auch natürlich zum Herausfinden des ökolo-
gischen Werts solcher Gebiete heranziehen. Normal
ist das also schon, würde ich sagen!

(Heiterkeit – Beifall bei der SPD und beim
Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Herr Kollege Günthner, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Günthner (SPD): Jetzt eine allerletzte Zusatz-
frage! Man kann also der Hafenwirtschaft und bre-
menports eigentlich keinen Vorwurf machen, dass sie
einen so wunderbaren Beitrag dazu leisten, dass dort
Tiere und Pflanzen gezählt werden, die auch für den
Naturschutz von Bedeutung sein könnten?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Über die Motivlage von bre-
menports möchte ich hier nicht spekulieren.

Präsident Weber: Zu einer weiteren Zusatzfrage
Herr Kollege Dr. Buhlert!

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Ich will mir die Frage ver-
kneifen, ob man allein durch Zählen Tiere schützt,
aber ich habe die Frage an Sie, Herr Senator, ob neben
dem deutschen Naturschutzrecht, sprich der Auswei-
sung als Naturschutzgebiet, dort auch eine Auswei-
sung nach europäischen Richtlinien vorliegt, sprich
FFH oder Vogelschutz, sprich Natura 2000!

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Grundsätzlich ist der Natur-
schutzstatus – das sagte ich ja eben – der höchste Sta-
tus, den wir im Naturschutzrecht zu vergeben haben.
Das Ganze ist auch zunehmend – der Naturschutz-
bereich, wie Sie ja wissen, weil Sie vom Fach sind –
europäisiert worden, Flora-Fauna-Habitat und andere
Richtlinien mehr. Der Status von solchen Gebieten
sind meistens eher großflächige Gebiete. Wir haben
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es ja hier mit einem relativ kleinen Gebiet zu tun oder
mit einem überschaubaren Gebiet. Ob es einen eu-
ropäischen Status gibt, ist meinem Sprechzettel nicht
zu entnehmen, das werde ich aber herausfinden. Ge-
nerell ist aber der Naturschutzstatus wie gesagt der
höchste, den wir zu vergeben haben.

Präsident Weber: Jetzt eine allerletzte Zusatzfra-
ge durch den Abgeordneten Günthner! – Bitte sehr!

Abg. Günthner (SPD): Sie haben mich eben mit
Ihren wunderbaren Ausführungen, Herr Senator – da
merkt man ja auch eine gewisse Gewandtheit im
Nutzen und Verdrehen von Sprache –, etwas durch-
einandergebracht. Können Sie mir sagen beziehungs-
weise herausfinden, ob es irgendwo in Deutschland
oder Europa in einem geschlossenen Hafengebiet ein
ähnliches Naturschutzgebiet gibt?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Das kann man herausfinden,
auf jeden Fall, aber grundsätzlich ist es natürlich so:
Hier stoßen sich Interessen im Raum, das ist doch
offenkundig, nicht? Paradigmatisch ist es eigentlich,
wenn man so will, die höchste Form des Zielkonflik-
tes,

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

denn auf der einen Seite ist hier ein Naturschutzge-
biet, dessen Wert unbestreitbar ist und wo jetzt noch
einmal untersucht wird. Ich wiederhole noch einmal:
Der höchste Status, den wir hier zu vergeben haben,
ist keineswegs Gegenstand von Ironisierung. Mit dem
Begriff der Sprachverdrehung – das haben Sie si-
cherlich auch nicht so gemeint –,

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Nein, nein,
überhaupt nicht!)

kann ich mich nicht so ohne Weiteres anfreunden.

Auf der anderen Seite gibt es wahrscheinlich, ver-
mute ich einmal, obwohl noch nicht vorliegend, das
Begehr, dort die Flächen auszuweiten, um die Au-
tos, die importiert werden sollen, darauf zu stellen.
Das ist natürlich eine maximale Zielkollision, es ist
aber alles im Bereich des Spekulativen.

Ich wiederhole noch einmal: Es liegt bislang kein
Antrag vor, sondern es liegt bis jetzt nur die von bre-
menports finanzierte Bestandsaufnahme vor. Auch
die Aktualisierung vor allen Dingen des ökonomischen
Werts des Weserportsees liegt noch nicht vor. Das liegt
irgendwann dann nach dem Frühjahr 2008 vor. In-
sofern: Mehr kann ich an dieser Stelle wirklich nicht
sagen.

Wie gesagt, von meiner Seite aus hätte ich das nicht
aufgerufen, weil wir mittendrin sind, aber ich kann
sehr gut verstehen, dass sich die Fragenden hier –
die Fraktion der Grünen oder auch Vertreter der SPD,
die mir in den letzten Tagen geschrieben und mir noch
einmal die hohe Wertigkeit dieses Gebiets bestätigt
haben – Sorgen machen und dass sie erkennen,
welcher potenzielle Zielkonflikt dort liegt. Ich mei-
ne, warum soll man darum herumreden?

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage?

Abg. Günthner (SPD): Habe ich, denn das ergibt
sich auch wieder aus Ihrer Antwort, denn ich möch-
te Ihnen natürlich keine Sprachverdrehung an der
Stelle unterstellen, aber die relativ einfach Frage, ob
es irgendwo in Deutschland oder Europa ein ver-
gleichbares Gebiet in einer Hafenanlage gibt, haben
Sie durch eine – –.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Woher soll er es wissen, wenn du
es nicht weißt? In Palermo hinten links, dort

ist auch so ein See!)

Natürlich ist mir bewusst, dass es dort einen Zielkon-
flikt gibt. Ist es ein Novum, ein solches Naturschutz-
gebiet in einer Hafenanlage zu haben oder nicht?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Nein, das glaube ich nicht!
Schauen Sie sich doch die Konflikte in Hamburg an,
schauen Sie sich die Konflikte in anderen Hafenstand-
orten an! Das sind sozusagen Naturräume gewesen,
worauf sich die Hafenanlagen sukzessiv entwickelt
haben. Es ist die Frage, welchen Bezugszeitpunkt Sie
nehmen. Um Ihre Frage auf die Spitze zu treiben,
würde ich sagen: Wissen Sie, ob es zutreffend ist, dass
vor 100 Jahren oder vor 50 Jahren oder vor 30 Jah-
ren, wo wunderbare Naturschutzgebiete vor uns la-
gen mit einer sehr hohen Artenvielfalt, zunehmend
Hafenanlagen hineingewachsen sind in diese Natur-
räume? Sind Ihnen Fälle bekannt? Die Frage müss-
ten Sie natürlich auch mit einem Ja beantworten.

Ich möchte wirklich darum bitten, diese Sache erst
einmal abzuwarten, bis wir erstens die Faktenlage
auf dem Tisch und zweitens ein wie auch immer
geartetes Begehr vor uns liegen haben, dann die Sache
zu bewerten, zu beurteilen, politisch auszutragen und
nicht jetzt sozusagen im Bereich des Spekulativen
allein zu bleiben.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.
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Die fünfte Anfrage bezieht sich auf das Mammo-
grafie-Screening. Die Anfrage ist unterschrieben von
den Abgeordneten Frau Böschen, Frau Arnold-Cra-
mer, Dr. Sieling und Fraktion der SPD.

Bitte, Frau Kollegin Böschen!

Abg. Frau Böschen (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Erkenntnisse hat der Senat darüber,
dass Frauen keine oder keine weiteren Einladungen
zum Mammografie-Screening wünschen?

Zweitens: Wie wird in diesen Fällen verfahren?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Senatorin Rosenkötter.

Senatorin Rosenkötter: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu 1: Dem Senat liegen keine Erkenntnisse über
die Gründe für eine Nicht-Teilnahme am Screening
vor, da diese nicht erfragt werden.

Zu 2: Wenn eine Frau schriftlich oder mündlich
mitteilt, dass sie keine oder keine weitere Einladung
zum Screening wünscht, werden ihre persönlichen
Daten in der zentralen Stelle gelöscht. Es verbleibt
dort lediglich ihre Screening-ID mit einem entspre-
chenden Sperrvermerk, der sichert, dass keine wei-
tere Einladung versandt wird. – Soweit die Antwort
des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte, Frau Böschen!

Abg. Frau Böschen (SPD): Frau Senatorin, ist Ih-
nen bekannt, dass in der Vergangenheit, wenn Frauen
darum gebeten haben, keine weiteren Einladungen
zu bekommen, sie als Antwort der zentralen Stelle
erhielten, dass dies technisch nicht möglich sei und
sie sich ans Meldeamt wenden müssten, und kann
ich davon ausgehen, dass das jetzt abgestellt ist, wie
ich es Ihrer Antwort so entnehme?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Es ist richtig, dass dies in
Fällen vorgekommen ist. Das hatte mit der Software
zu tun. Die Software ist umgestellt worden, und ich
gehe davon aus, dass dies jetzt abgestellt ist.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Böschen (SPD): Frau Senatorin, sind Sie
mit mir einer Meinung, dass es im Sinne einer Qua-
litätssicherung wünschenswert wäre, wenn die Frauen
die Möglichkeit hätten, im Anschluss an das Scree-
ning einen Rückmeldebogen auszufüllen, wie das bei

ihnen angekommen ist, ob sie etwas zu kritisieren oder
vielleicht auch zu loben hätten?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Im Sinne einer Qualitäts-
sicherung ist sicherlich immer zu befürworten, dass
man in entsprechender Art und Weise auch eine
Rückmeldung von den Frauen abfordert oder sie bittet,
dies zu tun. Wir werden darüber nachdenken, in
welcher Form das realisierbar sein könnte.

(Abg. Frau B ö s c h e n  [SPD]: Vielen
Dank!)

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die sechste Anfrage trägt die Überschrift „Verbin-
dungsbüro in Bremerhaven“. Die Anfrage ist unter-
schrieben von den Abgeordnete Bödeker, Röwekamp
und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Bödeker!

Abg. Bödeker (CDU): Wir fragen den Senat:

Wann wird das vom Senator für Wirtschaft und Hä-
fen angekündigte Verbindungsbüro seines Ressorts
in Bremerhaven eingerichtet?

Welche Kosten entstehen durch die Einrichtung des
Verbindungsbüros, und wie werden diese Kosten
finanziert?

Welche weiteren Senatsressorts beabsichtigen, Ver-
bindungsbüros in Bremerhaven einzurichten und zu
betreiben?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Nagel.

Senator Nagel: Herr Präsident, sehr geehrter Herr
Abgeordneter Bödeker, meine Damen und Herren!
Für den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Der Senator für Wirtschaft und Häfen
wird eine Verbindungsstelle in Bremerhaven einrich-
ten. Sie dient als zusätzliche Möglichkeit, nach Ab-
sprache vor Ort in Bremerhaven Gespräche mit dem
Senator zu führen. Die Verbindungsstelle soll Anfang
Oktober zur Verfügung stehen.

Zu Frage 2: Es werden weder zusätzliche Perso-
nal- noch Sachkosten entstehen.

Zu Frage 3: Weitere Absichten, Verbindungsstel-
len in Bremerhaven einzurichten, sind nicht bekannt.
– Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!
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Abg. Bödeker (CDU): Herr Senator, die Hafenwirt-
schaft hat ja schon einmal bei einem Ihrer Vorgän-
ger eine Anlaufstelle in Bremerhaven gehabt, näm-
lich den eigentlichen Umzug des gesamten Ressorts.
Das ist damals nicht so gut angenommen und still und
heimlich wieder zurückgefahren worden. Wie ist der
Wunsch der Hafenwirtschaft? Ist sie an Sie herange-
treten, ein solches Verbindungsbüro einzurichten?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Nagel: Das ist nicht der Fall, Herr Abge-
ordneter Bödeker, und das ist auch nicht nur die
Hafenwirtschaft. Wenn Sie erlauben, werde ich das
einfach einmal erläutern!

Sie wissen ja, dass ich als der Senator für Wirtschaft
und Häfen aus Bremerhaven komme und dort auch
wohne. Das heißt, ich bin jeden Tag, wenn ich nicht
auf Auslandsreise oder sonst wo bin, in Bremerha-
ven. Dann ist es ja nahe liegend, dass zum Beispiel
mittelständische Unternehmen – Sie selbst führen ja
auch eines – den Bedarf haben, mit dem Senator spre-
chen zu wollen. Warum soll dann der Senator mor-
gens von Bremerhaven nach Bremen fahren, und
neben ihm fährt praktisch das mittelständische Un-
ternehmen – der Geschäftsführer fährt auch nach
Bremen und muss einen halben Tag opfern –, statt,
weil der Senator doch sowieso jeden Tag in Bremer-
haven ist, sich an einer Stelle zu treffen, wo ihm die-
ser Weg erspart bleibt und er einfach dichter und
schneller am Senator daran sein kann? Das ist die ganz
praktische Überlegung, Herr Bödeker.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der Linken)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Bödeker (CDU): Dann kann ich davon aus-
gehen, dass immer, wenn ein Senator aus Bremer-
haven kommt, in Bremerhaven ein Verbindungsbü-
ro aufgebaut wird?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Nagel: Ich kann nicht für zukünftige Se-
natorinnen oder Senatoren aus Bremerhaven spre-
chen, rechne aber damit, dass ich das noch ein paar
Jahre bin. Dann können wir auf die Frage vielleicht
wieder zurückkommen.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der Linken)

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte
sehr!

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Senator Nagel, können Sie mir vielleicht erklären,
angesichts der ja schon bekannten Tatsache – die der
Senat noch einmal wiederholt hat – der Sinnhaftig-
keit eines solchen Büros und des Nichtentstehens von
Kosten, was man eigentlich gegen ein solches Büro
in Bremerhaven für die Bremerhavener Wirtschaft ha-
ben kann?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Nagel: Ich kann nur vermuten, was da-
hinter stehen kann! Vielleicht liegt es daran, dass es
gerade der Wirtschafts- und Hafensenator ist, der aus
Bremerhaven kommt, wo ja der überwiegende Teil
des Hafengeschäfts läuft und dass er tatsächlich da
ist, dass dies vielleicht einige nicht so freut wie den
Senator selbst.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der Linken – Abg. D r .
G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die Grünen]: Das

habe ich verstanden, danke!)

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die siebte Anfrage steht unter dem Betreff „Um-
zugskosten durch Regierungswechsel“. Die Anfra-
ge ist unterschrieben von den Abgeordneten Dr.
Buhlert, Woltemath und Fraktion der FDP.

Bitte, Herr Kollege Dr. Buhlert!

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Wir fragen den Senat:

Erstens: Welchem Personenkreis stehen rechtlich
Umzugskostenbeihilfen aufgrund des Regierungs-
wechsels 2007 zu?

Zweitens: Welche Senatorinnen/Senatoren, Staats-
rätinnen/Staatsräte, Pressesprecherinnen/Pressespre-
cher, persönliche Referentinnen/Referenten haben
Umzugskostenhilfe beantragt beziehungsweise er-
halten?

Drittens: Hält der Senat die Praxis für gerechtfer-
tigt?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Bürgermeisterin Linnert.

Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Für personelle Maßnahmen aufgrund
des Regierungswechsels 2007 enthält das Bremische
Umzugskostengesetz für Beamte und Richter selbst-
verständlich keine Sonderregelungen.

Allgemein liegt für Einstellungen an einem ande-
ren Ort als dem bisherigen Wohnort und für Verset-
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zungen  an  einen  anderen  Ort  als  den  bisherigen
Dienst- oder Wohnort die Zusage der Umzugskosten-
vergütung nach Paragraf 2 Absatz 3 Nummer 1 und
2 des Bremischen Umzugskostengesetzes im Ermes-
sen des Dienstvorgesetzten. Die Zusage der Umzugs-
kostenvergütung ist ein Instrument der Personalge-
winnung und wird nur erteilt, wenn an der Gewin-
nung eines bestimmten auswärtigen Bewerbers ein
unabweisbares dienstliches Interesse besteht. Nach
der Zusage der Umzugskostenvergütung durch Ver-
waltungsakt wird sie auf Antrag des Berechtigten nach
Beendigung des Umzuges gewährt.

Das Bremische Umzugskostengesetz gilt über ent-
sprechende Verweise im TV-L und TVÖD auch für
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen und über den
Verweis in Paragraf 16 Senatsgesetz auch für Sena-
torinnen und Senatoren.

Zu Frage 2: Frau Senatorin Jürgens-Pieper, Herr
Senator Dr. Loske und Herr Senator Nagel haben er-
klärt, die ihnen mit Beschluss des Senats vom 21. Au-
gust 2007 zugesagte Umzugskostenvergütung nicht
zu beantragen, sodass dieser Beschluss gegenstands-
los geworden ist.

Die in Ihrer Frage erwähnten Bediensteten haben
Umzugskostenvergütung bislang ebenfalls weder er-
halten noch beantragt. In 3 Fällen ist eine Zusage der
Umzugskostenvergütung durch den jeweiligen Dienst-
vorgesetzten erfolgt. Eine weitere Differenzierung der
vorgenannten Antwort ist aus datenschutzrechtlichen
Gründen nicht statthaft und möglich.

Zu Frage 3: Diese in Bund und Ländern übliche
Ermessenspraxis entspricht geltendem Recht. Der
Senat hält sie daher für gerechtfertigt. – Soweit die
Antwort des Senats!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die achte Anfrage trägt die Überschrift „Ausrüs-
tung der Polizei mit einem ausziehbaren Einsatz-
stock“. Die Anfrage ist unterschrieben von den Ab-
geordneten Hinners, Röwekamp und Fraktion der
CDU.

Bitte, Herr Kollege Hinners!

Abg. Hinners (CDU): Wir fragen den Senat:

Erscheint es nach Ansicht des Senats sinnvoll, die
Bremer Polizei mit einem kurzen und ausziehbaren
Einsatzstock, kurz EKA genannt, auszurüsten?

Welche Kosten würden durch die Einführung ei-
nes solchen Teleskopstocks entstehen?

Bis wann könnte die Polizei mit dem Einsatzstock
ausgerüstet und die Beamten an dem Einsatzmittel
ausgebildet sein?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Der Senat ist der Überzeugung, dass
seine Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten grund-
sätzlich sachgerecht ausgestattet sind. Um die hohe
Ausstattungsqualität zur Gewährleistung der Eigen-
sicherung sowie zur Vermeidung unangemessener
Zwangsanwendungen zu erhalten, werden die vor-
handenen Einsatzmittel regelmäßig auf Sinnhaftig-
keit und Nutzen überprüft. Die Polizei Bremen hat
in diesem Zusammenhang eine Schwachstelle fest-
gestellt und die Einführung eines ausziehbaren Ein-
satzstockes angeregt.

Die Beamtinnen und Beamten des Einsatzdiens-
tes verfügen derzeit neben der Schusswaffe und dem
Reizstoffsprühgerät ständig nur über einen kurzen
Gummischlagstock, der jedoch aufgrund seiner ge-
ringen Wirkung den Anforderungen im Einsatz nicht
mehr genügt. Der ausziehbare Einsatzstock könnte
diese Lücke schließen. Er entspricht der Technischen
Richtlinie des Polizeitechnischen Institutes und kann
somit auf der Grundlage des Bremischen Polizeige-
setzes bei Zwangsmaßnahmen eingesetzt werden.

Das Land Rheinland-Pfalz hat bisher als einziges
Land seine Polizeivollzugsbeamtinnen und -beam-
ten flächendeckend mit dem ausziehbaren Einsatz-
stock ausgerüstet. Andere Bundesländer prüfen den
flächendeckenden Einsatz noch, setzen den Einsatz-
stock aber schon bei Spezialeinheiten ein.

Da es sich bei dem Schlagstock um eine Waffe im
Sinne des Bremischen Polizeigesetzes handelt, de-
ren Einsatz sich in der Regel gegen Personen wen-
det, soll das weitere Verfahren im Oktober der De-
putation für Inneres vorgestellt werden. Dabei wird
auch zu besprechen sein, ob und wann eine zunächst
sechsmonatige Erprobung des ausziehbaren Einsatz-
stockes in ausgewählten Bereichen der Polizei Bre-
men durchgeführt werden soll.

Zu Frage 2: Der Stückpreis für einen ausziehba-
ren Einsatzstock beträgt ungefähr 120 Euro. Für eine
Erprobung werden je nach Teilnehmerzahl Kosten
von 8000 bis 12 000 Euro eingeplant. Die Kosten für
eine generelle Einführung lassen sich erst nach end-
gültiger Festlegung der geeigneten Einsatzbereiche
beziffern.

Zu Frage 3: Die Beschaffung der Einsatzstöcke auch
in größeren Mengen ist grundsätzlich unproblema-
tisch, aber abhängig von den zur Verfügung stehenden
Haushaltsmitteln. Die Lieferfristen betragen nach
Auskunft des Herstellers 6 Wochen.

Der Einweisungsaufwand ist nach Erfahrungen aus
anderen Bundesländern mit unter 3 Stunden pro
Mitarbeiterin und Mitarbeiter grundsätzlich gering.
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Vertiefende Kenntnisse können im Rahmen der re-
gelmäßigen Einsatztrainings vermittelt werden. –
Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Herr Senator, nach Paragraf
41 Absatz 4 Bremisches Polizeigesetz können Rechts-
verordnungen auch hinsichtlich des Schlagstocks er-
lassen werden. Sind Sie der Meinung, dass der hier
in Rede stehende Schlagstock von dieser Rechtsver-
ordnung, die erlassen worden ist, erfasst wird?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Ich denke, das sollte auch in der
Deputation für Inneres besprochen werden. Sie ha-
ben ja der Antwort entnommen, dass ich das nicht
dem Polizeipräsidenten überlasse, nach kurzer Rück-
sprache, das umzusetzen. Ich halte das Thema für so
relevant, dass wir das gemeinsam in der Deputation
für Inneres besprechen und dann auch das Verfah-
ren der Umsetzung festlegen werden.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Erlanson (Die Linke): Ist dem Senat bekannt,
dass die Hersteller – wir haben im Internet einmal
nachgeschaut, wer diese Geräte anbietet, wer sie noch
nicht gesehen hat, kann gern einmal am Pult vorbei-
kommen – damit werben, dass diese neuen Schlag-
stöcke der Form nach wie die Gummiknüppel der
Polizei aussehen und dass sie dadurch keine Ähn-
lichkeit mit verbotenen Gegenständen gemäß Waf-
fengesetz aufweisen? Das klingt komisch, da fragt man
sich: Was sind denn nun verbotene Gegenstände des
Waffengesetzes? An anderer Stelle wird der Hersteller
dann relativ klar, indem er dann sagt – –.

Präsident Weber: Herr Erlanson, Sie müssen jetzt
keine Werbung für den Schlagstock machen, sondern
stellen Sie bitte Ihre Frage!

Abg. Erlanson (Die Linke): Die Frage ist sozusagen,
ob dem Senat bekannt ist, dass der Hersteller sagt,
das wesentliche äußere Merkmal gegenüber bekann-
ten Teleskopstöcken ist die zylindrische Form, wo-
durch der Totschlägercharakter vermieden wird. Das
heißt also, gemäß Waffengesetz verboten wäre die-
ser Schlagstock ein handelsüblicher Totschläger. Man
hat ihn nur anders konstruiert, und damit wirbt der
Hersteller, und ich möchte gern wissen, ob dem Se-
nat das bekannt ist!

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Das ist dem Senat selbstverständ-
lich bekannt, denn wir befassen uns ja im Bereich der

Polizei ausführlich mit diesem Gerät. Sie haben ja auch
der Antwort des Senats entnommen, dass wir das sehr
sorgfältig überprüfen und sogar zum Gegenstand der
Deputationssitzung machen wollen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Erlanson (Die Linke): Wir möchten fragen, ob
es der Senat als realistisch einschätzt, einen bisheri-
gen Gummiknüppel durch diesen EKA zu ersetzen,
von dem selbst der Hersteller sagt, dass auf keinen
Fall Schläge gegen den Kopf geführt werden sollen.

Präsident Weber: Bitte Herr Senator!

Senator Lemke: Das ist genau richtig! Es ist auch
in allen unseren Erörterungen immer ausdrücklich
gesagt worden, dass dieser Schlagstock auf keinen
Fall auf den Kopf treffen darf, weil das schwerste Ver-
letzungen mit sich bringen wird. Auf der anderen Seite
aber ist ja auch der Antwort zu entnehmen, dass der
Gummischlagstock heute nicht mehr als wirksames
Mittel angesehen wird, weil sich die Situation auf den
Straßen in unserem Land für die Polizeibeamtinnen
und -beamten deutlich verändert und verschlechtert
hat. Wir müssen ihnen auch zu ihrem Eigenschutz ein
Instrument geben, das ihren eigenen Schutz wirksam
gewährleistet.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Erlanson (Die Linke): Ich möchte dann noch
einmal nachfragen: Halten Sie es wirklich für realis-
tisch, dass man so einen Schlagstock dann nicht ge-
gen den Kopf einsetzt, wenn man neben der Waffe
allein, wie Sie richtig gesagt haben, nur diesen Schlag-
stock zur Verfügung hat?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Deshalb wollen wir das ja trainie-
ren, das haben Sie auch gehört in der Antwort. Das
muss trainiert werden, das muss geübt werden, und
dann werden wir es erproben. Wie Sie sehen, sind
wir auch mit anderen Bundesländern in Kontakt, das
ist ja keine bremische Lösung, sondern das werden
wir sehr eng mit anderen Ländern abstimmen. Aber
in der Tat denke ich, dass wir das sehr wohl im Auge
haben und berücksichtigen werden bei der Umset-
zung.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die neunte Anfrage in der Fragestunde befasst sich
mit dem Thema „Barrierefreiheit im Wohnungsbau“.
Die Anfrage trägt die Unterschriften der Abgeord-
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neten Frehe, Dr. Güldner und Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen.

Ich bitte den Fragesteller, die Anfrage vorzutragen!

Abg. Frehe (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fragen
den Senat:

Erstens: Trifft es zu, dass im Baugebiet Weidedamm
III derzeit Wohnhäuser mit Eigentumswohnungen er-
stellt werden, die nicht die Anforderungen an die
Barrierefreiheit nach der Bremischen Landesbauord-
nung erfüllen?

Zweitens: Wie erklärt es der Senat, dass Interes-
senten für Eigentumswohnungen in dem Bauprojekt
zwar mitgeteilt wird, dass der Bau barrierefrei geplant
sei, ihnen aber nur Grundrisse zur Verfügung gestellt
werden, die als „Variante ohne Barrierefreiheit“ be-
zeichnet werden und die auch nicht barrierefrei sind?

Drittens: Trifft es zu, dass die Landesbauordnung
grundsätzlich für alle Wohnungen eine barrierefreie
Gestaltung vorschreibt?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Dr. Loske.

Senator Dr. Loske: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu Frage 1: Im Baugebiet Weidedamm III ist dem
Senat derzeit kein Wohnungsbauvorhaben bekannt,
das gegen die Anforderungen der Barrierefreiheit ver-
stößt. Sollte mit der Frage ein aktuelles Projekt im
sogenannten Riegelbau gemeint sein, so hat der Bau-
herr die ursprünglich fehlerhafte Planung verändert
und nunmehr die Barrierefreiheit beachtet. Lediglich
für drei von insgesamt 47 Wohneinheiten hätten diese
Anforderungen nur mit unverhältnismäßigem Mehr-
aufwand erfüllt werden können. Insoweit ist eine
Befreiung für diese drei Einheiten erteilt worden.

Zu Frage 2: Der Senat überwacht nicht die Vermark-
tung von Eigentumswohnungen durch private Inves-
toren. Entscheidend ist, ob die Wohnungen entspre-
chend der Genehmigung errichtet werden. Dies wird
jedoch im Rahmen von Stichproben und bei konkreten
Anhaltspunkten für wesentliche Verstöße überprüft.
Den in der Frage geschilderten Vorgang kann der Se-
nat daher nicht erklären.

Zu Frage 3: Eine generelle Verpflichtung, alle Woh-
nungen barrierefrei zu gestalten, sieht die Bremische
Landesbauordnung nicht vor. Die gesetzliche Rege-
lung ist differenziert.

Für Ein- und Zweifamilienhäuser bestehen keine
Anforderungen zur Barrierefreiheit.

In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen müs-
sen die Wohnungen eines Geschosses barrierefrei
erreichbar und nutzbar sein. In Gebäuden, die zwin-
gend mit Aufzügen ausgestattet sein müssen – das

ist der Fall, wenn sie mindestens fünf oberirdische
Geschosse haben –, müssen grundsätzlich alle Woh-
nungen barrierefrei sein. Eine Ausnahme gilt für das
oberste Geschoss, wenn dieses vom Aufzug nicht
erreicht wird.

Zusätzlich gilt insgesamt der Vorbehalt, dass die
Anforderungen nicht gelten, soweit sie zum Beispiel
wegen schwieriger Geländeverhältnisse, wegen des
Einbaus eines sonst nicht erforderlichen Aufzugs oder
wegen ungünstiger vorhandener Bebauung nur mit
unverhältnismäßigem Mehraufwand erfüllt werden
könnten. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frehe (Bündnis 90/Die Grünen): Trifft es zu,
dass bei diesem Riegelbau, der der Aufzugspflicht
unterliegt und bei dem alle Wohnungen barrierefrei
sein müssten, durch Stichproben festgestellt worden
ist, ob tatsächlich die Wohnungen so errichtet wer-
den, wie es nach der Korrektur mit dem Bauherrn
abgesprochen wurde?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Es wird sichergestellt, dass das,
was jetzt vereinbart ist, auch durch intensives Hin-
schauen realisiert wird.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frehe (Bündnis 90/Die Grünen): Sind Sie
bereit, diesem Hinweis nachzugehen, dass die Un-
terlagen an die möglichen Erwerber geschickt wer-
den, die keine barrierefreie Gestaltung dieser Woh-
nung vorsehen, um festzustellen, ob der Bauherr
entsprechende Wohnungen auch errichtet?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Normalerweise legen wir das
nicht offen, weil wir stichprobenartig vorgehen. Das
hatte ich ja gesagt in meiner Antwort. Aber bei ei-
nem Projekt, bei dem es ein so häufiges Hin und Her
gegeben hat, wird man natürlich auch in besonde-
rer Weise darauf achten, dass das, was zugesagt wor-
den ist, realisiert wird.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die zehnte Anfrage steht unter dem Betreff „Bre-
misches Fischereigesetz“. Die Anfrage ist unterzeich-
net von den Abgeordneten Liess, Dr. Sieling und
Fraktion der SPD.

Ich bitte den Fragesteller, die Anfrage vorzutragen!

Abg. Liess (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident! Wir
fragen den Senat:
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Erstens: Teilt der Senat die Auffassung des Lan-
desfischereiverbandes, das Bremische Fischereige-
setz müsse möglichst kurzfristig novelliert werden?

Zweitens: Welche Bedeutung hätte eine Neufas-
sung des Gesetzes hinsichtlich der Sicherung verein-
fachter Zugangsbedingungen zum Fischereisport zum
Beispiel für behinderte Menschen und Stockangler?

Drittens: Wie ist die Notwendigkeit einer Novel-
lierung im Kontext eines verbesserten Schutzes der
heimischen Fischbestände zu bewerten?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Nagel.

Senator Nagel: Herr Präsident, sehr geehrter Ab-
geordneter Liess, meine Damen und Herren! Für den
Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu 1: Der Senat teilt nicht die Auffassung, dass das
Bremische Fischereigesetz möglichst kurzfristig no-
velliert werden muss, da die wichtigsten Regelungs-
bedarfe im Zuge der Novellierung der Bremischen
Binnenfischereiverordnung vom 2. Mai 2006 gelöst
worden sind. Dabei wurde insbesondere EU-recht-
lichen Vorschriften hinsichtlich der Einhaltung von
Fangverboten und Schonzeiten entsprochen.

Zu 2: Paragraf 35 Absatz 4 des Bremischen Fische-
reigesetzes nennt abschließend die Fälle, in denen
auf die Vorlage einer Fischereischeinprüfung verzich-
tet werden kann. Der Senat ist der Auffassung, dass
im Zuge einer Novellierung des Bremischen Fische-
reigesetzes sehr genau zu prüfen wäre, ob und un-
ter welchen Voraussetzungen weitere Ausnahmen von
der Vorlage einer Fischereischeinprüfung möglich
wären. Dies gilt auch für den Umgang mit dem bre-
mischen Stockangelrecht.

Zu 3: Nach Ansicht des Senats sieht das Bremische
Fischereigesetz entsprechende Regelungen hinsicht-
lich des Schutzes der einheimischen Fischbestände
vor. Im Zuge einer Novellierung würde der Senat
intensive Gespräche mit dem Landesfischereiverband
Bremen e. V. aufnehmen und weitere Möglichkeiten
einer verbesserten Hege prüfen. – Soweit die Ant-
wort des Senats!

Präsident Weber: Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die elfte und damit letzte Anfrage in der Frage-
stunde trägt die Überschrift „Mangel an Ausbildungs-
plätzen und gescheiterter Ausbildungspakt in Bre-
men“. Die Anfrage trägt die Unterschrift der Abge-
ordneten Frau Troedel und Fraktion Die Linke.

Ich bitte die Fragestellerin, die Anfrage vorzutra-
gen!

Abg. Frau Nitz (Die Linke): Danke schön, Herr
Präsident! Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Maßnahmen wird der Senat ergrei-
fen, um den rund 1000 jungen Menschen in Bremen,

die zu Beginn des Ausbildungsjahres 2007 noch immer
nach einem Ausbildungsplatz suchen, eine angemes-
sene Berufsausbildung und somit eine selbstbestimmte
Lebensperspektive zu eröffnen?

Zweitens: Welche konkreten Schritte wird der Senat
nach dem offensichtlichen Scheitern des Ausbildungs-
pakts unternehmen, um in Bremen das gravierende
Missverhältnis von Angebot und Nachfrage an Aus-
bildungsplätzen nachhaltig zu beseitigen?

Drittens: Was hält der Bremer Senat vom politischen
Instrument einer Ausbildungsabgabe für nichtausbil-
dende Unternehmen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Jürgens-Pieper.

Senatorin Jürgens-Pieper: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Der Abbau der Jugendarbeitslosigkeit
hat für den Senat eine besondere Priorität. Ziel des
Senats ist es, dass allen ausbildungswilligen und
ausbildungsfähigen Menschen ein Ausbildungsplatz
angeboten wird. Hier ist zunächst die Privatwirtschaft
gefordert, die Ausbildungsanstrengungen der letz-
ten Jahre nicht einzustellen, sondern weiter zu ver-
stärken.

Den 1000 Jugendlichen, die laut Angaben der
Agentur für Arbeit Bremen einen Ausbildungsplatz
suchen, stehen zurzeit über 500 offene Ausbildungs-
plätze gegenüber. In Bremerhaven sind circa 300
Jugendliche unversorgt bei circa 170 freien Ausbil-
dungsstellen. Die drei größten Kammern im Land
Bremen vermelden bereits zum Stichtag 31. August
2007 gegenüber dem Vorjahr steigende Zahlen ein-
getragener Ausbildungsverhältnisse. Diese Zahl wird
nach Auskunft der Kammern weiter steigen.

Wie groß letztlich die Zahl der Jugendlichen ist,
denen keine Ausbildung angeboten werden kann,
wird sich somit erst nach den Nachvermittlungsak-
tionen der Kammern und der Agenturen für Arbeit
herausstellen. Diese werden Mitte Oktober dieses
Jahres beendet sein.

Für Jugendliche, die dann noch einen Ausbildungs-
platz suchen, wird der Senat in Absprache mit der
Wirtschaft, den Agenturen für Arbeit und den Arbeits-
gemeinschaften und im Konsens mit den Gewerk-
schaften Entscheidungen über zusätzliche Maßnah-
men treffen.

Zu Frage 2: Der Senat hat für diesen Fall gezielte
Maßnahmepakete vorgesehen. Nach heutigem Wis-
sen ist eine Ausweitung des Ausbildungsplatzange-
botes für junge Menschen mit Migrationshintergrund
nötig. Die Landesprogramme für Ausbildungsverbün-
de und für Ausbildungspartnerschaften werden fort-
gesetzt. Zusätzlich wird der Senat Jugendliche und
junge Erwachsene, die sich seit mehreren Jahren ver-
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geblich um einen Ausbildungsplatz bemüht haben,
unterstützen. Dafür benötigt der Senat die enge Zu-
sammenarbeit mit regionalen Arbeitgebern.

Der regionale Ausbildungspakt und die anderen
Formen der Zusammenarbeit haben in den letzten
Jahren dazu beigetragen, dass die Situation auf dem
Ausbildungsmarkt kontinuierlich verbessert wurde.
Zurzeit werden mit den Beteiligten Gespräche ge-
führt, um die Aktivitäten des Bündnisses, des regio-
nalen Pakts für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs
sowie der Jugendkonferenz zusammenzuführen.

Parallel wird geprüft, ob und welche von der Schule
getragenen Ausbildungen mit hohen betrieblichen
Anteilen und der Hinführung zur Kammerprüfung
dazu beitragen können, die Ausbildungssituation zu
verbessern.

Zu Frage 3: Eine Ausbildungsplatzabgabe ist nur
als bundesgesetzliche Regelung denkbar. In erster
Linie geht es darum, Unternehmen zu motivieren,
damit sie mehr Ausbildungsplätze zur Verfügung
stellen. Der Senat setzt deshalb weiterhin auf regio-
nale Lösungen, die gemeinsam mit der Wirtschaft
gefunden werden. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Nitz (Die Linke): Frau Senatorin, Sie
messen den Ausbildungsplätzen und den suchenden
Auszubildenden eine besondere Priorität zu, Sie sag-
ten auch, Sie wollten die Jugendlichen unterstützen.
Wir haben hier in der Anfrage ganz konkret auch nur
den Stand der Agentur für Arbeit vom 30. August 2007
berücksichtigt. Nun gibt es ja darüber hinaus noch
weitere Jugendliche aus den Vorjahren, die auch um
Ausbildungsplätze kämpfen und diese suchen. Da-
her meine Frage: Wie bewertet der Senat die Mög-
lichkeit, eine kurzfristige Abhilfe durch ein größeres
Angebot überbetrieblicher Ausbildungsplätze zu
schaffen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Wir sind an der Stelle
sehr vorsichtig. Ich glaube, das hat sich in Bremen
bisher bewährt, nicht außerhalb der dualen Ausbil-
dung Plätze zu schaffen, sondern mit der Wirtschaft
gemeinsam Anstrengungen zu unternehmen und in
der dualen Ausbildung zu bleiben. Alles andere hat
eigentlich in anderen Bundesländern, insbesondere
in den östlichen Bundesländern, gezeigt, dass es ganz
schwierig ist, wenn sich die Wirtschaft erst einmal aus
dem dualen System zurückgezogen hat, sie wieder
dort hinein zu bekommen. Man schafft das nicht.
Deshalb sollten wir in Bremen mit dem Pfund, das
wir hier haben, dass es mit der Wirtschaft gemein-
sam geht, auch wuchern.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Nitz (Die Linke): Vielen Dank, Frau
Senatorin! Ich würde dem langfristigen Konzept auch
zustimmen, nur, wie gesagt, die Frage zielte ja auf
eine kurzfristige Beseitigung dieser Situation ab!

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Das werden wir in dem
Bündnis für Arbeit und Ausbildung, das sich ja um
diese kurzfristige Arbeit kümmern soll, langfristig im
Landesausschuss zu besprechen haben. Das sind
Themen, die, denke ich, wichtig sind. Wir werden im
Herbst sehr wohl sehen, dass wir für jeden Jugend-
lichen möglichst ein Angebot bekommen.

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie noch
eine weitere Zusatzfrage?

(Abg. Frau N i t z  [Die Linke]: Nein,
danke!)

Eine weitere Zusatzfrage des Abgeordneten Rö-
wekamp! – Bitte, Herr Kollege!

Abg. Röwekamp (CDU): Frau Senatorin, wie be-
werten Sie in diesem Zusammenhang die Initiative
der Handelskammer hier in Bremen, auch durch Stel-
lenanzeigen noch darauf aufmerksam zu machen, dass
mehrere hundert Ausbildungsstellen bisher unbesetzt
sind, und wie beurteilt der Senat im Verhältnis dazu
die Diskussion um die Einführung einer Ausbildungs-
platzabgabe? Kurzum, was ist eigentlich sinnvoller,
die Einführung einer staatlichen Abgabe oder das
ernst zu nehmende Angebot der Handelskammer, bei
der Vermittlung von zusätzlichen Ausbildungsstel-
len behilflich zu sein?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Ich habe zur Ausbil-
dungsabgabe schon gesagt, dass eine bundesgesetz-
liche Regelung nur Ultima Ratio sein kann. Bisher ist
diese bundesgesetzliche Regelung nie eingetreten.
Wir haben es in den Bundesländern und auch auf der
Bundesseite immer hinbekommen, denke ich – auch
wenn nicht immer befriedigend für alle Jugendlichen,
weil wir in der Tat ja diese Jugendlichen haben, die
in Warteschleifen sind, darum muss man sich sicherlich
kümmern –, mit der Wirtschaft gemeinsam etwas zu
tun. Insofern ist jede Initiative zu begrüßen, die da
ergriffen wird, auch eine Anzeige.

Dennoch will ich sagen, dass man sich damit nicht
entlasten kann, dass da Stellen frei sind. Es passt leider
manchmal nicht von der Qualifikation der Jugendli-
chen, die noch keinen Ausbildungsplatz haben, mit
dem, was an Notwendigkeiten an hoch qualifizier-
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ten Ausbildungsplätzen zu besetzen ist. Da ist genau
das Problem, das es zu bearbeiten gilt.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Röwekamp (CDU): Welche Anstrengungen
wird der Senat denn unternehmen, damit für offene
Ausbildungsstellen auch genügend geeignete und
qualifizierte und vor allem interessierte Bewerbun-
gen eingehen und vorliegen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Dafür haben wir natür-
lich im Schulsystem eine Reihe von Maßnahmen. Ges-
tern habe ich Ihnen einiges vorgetragen, wie wir Ju-
gendliche in Richtung Ausbildung orientieren, Be-
rufsorientierungen geben. Es gibt eine ganze Viel-
falt, einen ganzen Strauss an Maßnahmen, der dort
für Jugendliche vorgehalten wird. Dennoch bleibt die-
ses Problem der unversorgten Jugendlichen. Es be-
findet sich tatsächlich ein Teil der Jugendlichen in
Warteschleifen. Wir müssen sehen, dass wir dies im
Bündnis, auch mit den Gewerkschaften und der Wirt-
schaft, gemeinsam bearbeiten.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Herr Kollege Röwekamp, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage?

Abg. Röwekamp: Eine letzte Frage, Herr Präsident!
Welche konkreten Maßnahmen hat der Senat unter-
nommen, um die jetzt noch offenen Ausbildungsstellen
tatsächlich auch mit ausbildungswilligen und ausbil-
dungsfähigen Auszubildenden zu besetzen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Herr Röwekamp, das
geht erst, wenn wir wirklich wissen, wer noch kei-
nen Ausbildungsplatz hat. Das Ausbildungsplatzge-
schäft und die Schließung von Ausbildungsverträgen
laufen gerade. Die Nachvermittlung beginnt dann erst
jetzt. Das heißt, wir haben immer erst am 30. Sep-
tember die wirklichen Zahlen, darauf weisen die
Kammern auch immer hin. Dann kann man wirklich
erst sagen, wie viele Jugendliche unversorgt bleiben.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage, Herr
Kollege Röwekamp?

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Nein,
danke!)

Eine weitere Zusatzfrage durch den Abgeordne-
ten Müller!

Abg. Müller (Die Linke): Sie haben es angespro-
chen, die Industrie- und Handelskammer in Bremen
und Bremerhaven ist sehr aktiv bei der Requirierung.
Jetzt meine Frage zu diesem Thema: Ist dem Senat
bekannt, dass die Industrie- und Handelskammer
eben diese Auswahlverfahren durchführt und bei die-
sen durchgeführten Tests von 20 Jugendlichen le-
diglich 7 bestehen können? Hat der Senat einmal
überprüft, ob diese Zugangsberechtigungen für die
Jugendlichen, bei denen wir feststellen, Pisa ist bei
uns eine „dunkle Wolke“, nicht vielleicht für unsere
Region einfach zu hoch angesetzt sind?

(Heiterkeit)

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Ich denke, diese Fra-
ge ist keine lächerliche, sondern man muss schon
darüber nachdenken, ob manche Tests auch wirklich
das abfragen, was man wissen will,

(Abg. D r .  G ü l d e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Korrekt!)

dennoch kann es nicht so sein, dass wir versuchen,
durch Herabziehen der Qualifikation etwas zu ver-
ändern.

(Beifall bei der SPD)

Wir müssen die Qualifikation hoch bekommen!

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Müller (Die Linke): Bitte verstehen Sie es nicht
falsch! Ich will nicht sagen, dass die Qualifikation
heruntergezogen werden muss, denn die Qualifika-
tion wird über die Betriebe hergestellt. Meine Fra-
ge ist ganz einfach: Haben Sie diese Zugangstests
einmal gesichtet? Denn ich empfinde diese Durch-
fallquote als sehr extrem.

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Ich persönlich habe sie
nicht gesichtet. Ich werde im Haus nachfragen, ob
das der Fall ist. Sonst werden wir es Ihnen gern dar-
legen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage?

(Abg. M ü l l e r  [Die Linke]: Nein,
danke!)

Eine weitere Zusatzfrage durch den Abgeordne-
ten Dr. Buhlert!
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Abg. Dr. Buhlert (FDP): Herr Präsident, die Debatte
bringt mich auf eine weitere Zusatzfrage, die ich gar
nicht stellen wollte, nämlich auf die Frage, ob es nicht
Sache der Unternehmen ist, selbst zu entscheiden,
welche Jugendlichen mit welcher Qualifizierung, nach
welchen Kriterien sie einstellen. Das will ich mir aber
sparen!

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die eigentliche Frage, die mir auf dem Herzen liegt,
ist die Frage, ob das eigentliche Problem nicht der
Mangel an einer Ausbildungsplatzabgabe ist, son-
dern der Mangel an genügend qualifizierten Bewer-
bern. Wir haben hier in Bremen eine Quote von fast
10 Prozent an Jugendlichen, die keinen Schulab-
schluss oder ungenügende Schulabschlüsse haben.
Das ist doch vielleicht das Hauptproblem! Da wollte
ich fragen, ob das nicht auch von der Bildungsbehörde
entsprechend gesehen wird.

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Sie sprechen jetzt eine
Entwicklung an, die es mindestens seit Jahrzehnten
gibt. Wir bekommen immer höher qualifizierte Ar-
beits- und damit auch Ausbildungsplätze und haben
ein Problem, die Qualifikation unserer jungen Men-
schen da heranzuführen, allgemein, nicht nur in be-
stimmten Gruppierungen. Das ist auch ein Problem
auf dem Arbeitsmarkt, wir werden es auch nicht
verhindern können. Selbstverständlich haben die Un-
ternehmen das Recht, sich diese auszusuchen. Sie
haben aber auch eine soziale Verpflichtung, denke
ich.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Sie sind in den letzten Jahren, glaube ich, nicht alle
klug damit umgegangen. Das muss ich auch noch
einmal sagen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir haben nur 30 Prozent der Betriebe, die ausbil-
den. Die anderen haben nicht ausgebildet. Wir ha-
ben demnächst in Deutschland ein Problem, was den
Nachwuchs angeht, und da ist auch einiges hausge-
macht. Es ist nicht nur eine Frage, dass die Jugend-
lichen es nicht können, sondern es ist auch eine Frage,
wie Unternehmen mit ihrem künftigen Nachwuchs
umgehen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Abg. Frau B u s c h  [SPD]:

So ist es!)

Präsident Weber: Herr Kollege Dr. Buhlert, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage?

(Abg. D r .  B u h l e r t  (FDP): Nein,
danke!)

Eine weitere Zusatzfrage durch die Abgeordnete
Frau Ziegert!

Abg. Frau Ziegert (SPD): Frau Senatorin, es ist Ihnen
sicher auch wie mir bekannt, dass in Regionen mit
einem ausreichenden Bildungsangebot merkwürdi-
gerweise auch viel mehr Jugendliche die Vorausset-
zung erfüllen. Teilen Sie auch meine Auffassung, dass
im Zuge der demografischen Entwicklung wir in Zu-
kunft einfach weniger Jugendliche zur Auswahl haben
werden und auch die Unternehmen in Bremen sich
darauf einstellen müssen, die Jugendlichen ausbil-
den zu müssen, die wir haben, und nicht die, die sie
sich gern wünschen würden?

Ihnen ist sicher auch wie mir bekannt, dass bei den
Jugendlichen, die momentan noch ohne Ausbildungs-
platz sind, alle Qualifikationsstufen, alle Schulab-
schlüsse in gleicher Verteilung vorhanden sind und
die Anzahl der Jugendlichen ohne Hauptschulab-
schluss, die unversorgt sind, verschwindend gering
ist.

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Ich teile Ihre Auffassun-
gen, Frau Kollegin! Ich denke, Sie beschreiben das
Problem an dieser Stelle genau richtig. Ich habe eben
schon gesagt, die demografische Entwicklung wird
so sein, dass wir wirklich froh sind um jeden Jugend-
lichen in der Bundesrepublik, den wir haben und den
wir natürlich dann auch so hoch qualifizieren müs-
sen, wie es geht, um einen Ausbildungsplatz zu be-
kommen. Deshalb habe ich vorhin bei den Tests auch
gesagt, man weiß manchmal wirklich nicht, was der
Test genau abfragt. Wenn wir dann zu wenige ha-
ben, das ist so, dann passiert das, was Sie beschrie-
ben haben. Insofern kann ich Ihnen vollständig bei-
pflichten.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen, Frau Se-
natorin, liegen nicht vor.

Meine Damen und Herren, mit der Beantwortung
dieser Frage ist die Fragestunde beendet.

Aktuelle Stunde

Meine Damen und Herren, für die Aktuelle Stun-
de ist von den Abgeordneten Frau Stahmann, Dr.
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Güldner und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und
den Abgeordneten Schildt, Dr. Sieling und Fraktion
der SPD folgendes Thema beantragt worden:

Öffentlich-rechtlicher Rundfunk durch
Verfassungsgericht gestärkt

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Böhrnsen.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! In der
vergangenen Woche verkündete das Bundesverfas-
sungsgericht ein Grundsatzurteil für den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk. Das macht das Bundesverfas-
sungsgericht nicht alle Tage, nicht jede Woche, nicht
jedes Jahr, und auch aus diesem Grund ist es wich-
tig, dass wir in einer Aktuellen Stunde über dieses
vielschichtige Urteil insgesamt hier im Parlament
reden und debattieren.

Klare Worte fand das Bundesverfassungsgericht
im Gebührenstreit und stärkte ARD, ZDF und dem
Deutschlandradio – die sind klein, aber man darf auch
das Deutschlandradio hier an dieser Stelle nicht ver-
gessen! – den Rücken. Darüber, das möchte ich hier
sagen, bin ich ausgesprochen froh!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es ging den Sendern bei ihrer Klage nicht nur um
einen Streit um Euro und Cent. Es ging auch um die
Frage, ob der Einflussnahme einiger Ministerpräsi-
denten – der südlich gelagerten Ministerpräsidenten,
sage ich hier fairerweise – auf die Gebührenfestset-
zung ein Riegel vorgeschoben und damit für die nötige
Staatsferne gesorgt wird. Das haben die Verfassungs-
richter ausdrücklich getan.

Auslöser war die eben genannte Verfassungsbe-
schwerde der öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten
gegen die Einmischung der Politik, insbesondere
einiger Ministerpräsidenten. Ich erinnere einmal an
das Papier, das hier wir als SMS-Papier bezeichnet
haben, von den Ministerpräsidenten Stoiber, Milb-
radt und Steinbrück.

Die Verfassungsrichter bekräftigten, über die Ge-
bührenschraube darf keine Medienpolitik betrieben
werden, das ist auch eine der Kernaussagen des
Urteils. Gleichzeitig ist das Urteil aber auch ein wich-
tiges Signal an die EU. Wir erinnern uns alle, dass
wir hier über die Klage der privaten Rundfunkbetrei-
ber in Brüssel geredet haben. Die Wettbewerbshü-
ter hatten das deutsche Verfahren als sehr kritisch

gesehen und haben gesagt: Okay, ihr könnt dieses
Verfahren beibehalten, wenn es ein staatsfernes, ge-
stuftes Verfahren der Gebührenfestsetzung ist. Soll-
tet ihr euch nicht daran halten, betrachten wir es als
Beihilfe, und dann müsst ihr euch etwas anderes über-
legen.

Das Eingreifen der Ministerpräsidenten in das bis-
herige Prozedere hatte also den Verdacht genährt,
es handele sich um wettbewerbsverzerrende Beihilfen.
Nun ist eine rechtliche Klarstellung erfolgt, und das
ist an dieser Stelle auch gut so.

Von diesem Urteil ist auch das Bremer Parlament
betroffen. Ich möchte noch einmal daran erinnern:
Wir haben hier sehr kontrovers und auch hartnäckig
über den betroffenen Staatsvertrag gesprochen, der
nun vom Bundesverfassungsgericht kassiert worden
ist. Unter Bauchgrimmen – hinterher ist man immer
klüger – hatten damals die Fraktionen, die Opposi-
tion eingeschlossen, diesem Staatsvertrag zugestimmt.
Wir steckten damals, das muss man auch so sagen,
in einer ziemlichen medienpolitischen Zwickmühle.

Die Gebührenanhebung war ein Kompromiss zwi-
schen denen, die eine Anhebung wollten wie Jens
Böhrnsen, und denen, die keine wollten, Ministerprä-
sident Stoiber zum Beispiel. Ohne diesen Kompro-
miss hätte es aber keinen Staatsvertrag und auch keine
Gebührenanhebung gegeben. Für Radio Bremen, das
war ein Punkt, den wir hier heftig diskutiert haben,
wäre dies, mitten im schwierigen Umstrukturierungs-
prozess, existenzgefährdend gewesen, denn dann
wäre kein Staatsvertrag gekommen, es hätte keine
Gebührenanhebung gegeben, und Radio Bremen
hätte ein Problem im ohnehin schwierigen Prozess
gehabt.

Der vom Parlament ratifizierte Staatsvertrag ist nun
mit dem Urteil des BVG für hinfällig erklärt worden,
Grund genug dafür, auch heute mit Ihnen hier darüber
zu debattieren. Das Urteil schafft nun notwendige
Rechtssicherheit, und es ist keineswegs eine Nieder-
lage für den Gebührenzahler, wie manche Zeitun-
gen geschrieben haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Die Verfassungsrichter nehmen auch den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk in die Pflicht und sagen,
sie haben nicht nur eine Pflicht für die Quote, das
sollten die öffentlich-rechtlichen Sender lieber hint-
anstellen, sondern die Pflicht der öffentlich-rechtli-
chen Sender besteht darin, Qualität zu liefern, na-
türlich auch auf die Quote zu schauen, das ist immer
gut, wenn es auch klappt, aber den Vorrang geben
die Verfassungsrichter hier dem Thema Qualität. Das,
finde ich, ist die wichtige Abgrenzung zu den Priva-
ten. Die Privaten können für den Kaviar oder die Pe-
tersilie oben darauf sorgen, aber ARD und ZDF sind
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für das Brot, die Butter und den Käse zuständig. Das
muss man auch ernst nehmen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Die Karlsruher Richter haben in ihrem Urteil ent-
schieden, dass der Gesetzgeber zwar von der Emp-
fehlung der Kommission zur Ermittlung des Finanz-
verfahrens – ich nenne sie jetzt immer kurz KEF – ab-
weichen darf, aber die im Jahr 2005 angeführte Be-
gründung nicht fundiert genug war. Das Argument
der allgemeinen schlechten wirtschaftlichen Lage
reicht zur Begründung, der Empfehlung der KEF nicht
zu folgen, allein nicht aus. Die Entscheidung der Mi-
nisterpräsidenten, die Gebühr zum 1. April 2005 nur
um 88 Cent pro Monat, statt, wie von der KEF be-
rechnet, um 1,09 Euro zu erhöhen, ist nicht mit der
Rundfunkfreiheit vereinbar.

Es gibt jetzt aber keine sofortige Gebührenerhö-
hung, sondern die Verfassungsrichter haben gesagt,
die Gebühren müssen auskömmlich sein, sie müssen
es den Sendern möglich machen, Personal zu bezah-
len. Sie haben festgestellt, das ist derzeit nicht mög-
lich. Natürlich wird jetzt kritisch über die nächste
Gebührenerhöhung verhandelt werden. Die KEF hat
aber in der Vergangenheit nicht alle Sachen zuge-
lassen, sondern auch gestrichen, was an Bedarfen
ermittelt worden ist.

Die Verfassungsrichter pochen auf die notwendi-
ge Trennung von Medienpolitik und Gebührenfest-
setzung und weisen damit einige Ihrer Kollegen, Herr
Böhrnsen, ganz unsanft in die Schranken, hier han-
dele es sich um ihr Hoheitsgebiet, wo sie schalten und
walten können, wie sie wollen.

Der Versuch, mittels Gebührenpolitik den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk in seiner notwendigen Ent-
wicklung zu beschränken, ist fehlgeschlagen. Das,
sage ich noch einmal, ist richtig, es ist gut, dass es
fehlgeschlagen ist und dass es hier zu einer rechtli-
chen Klarstellung gekommen ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich sage auch ganz deutlich: Das muss auch aus
Sicht unseres Parlaments als ein Erfolg gelten, denn
die Parlamente ratifizieren die Staatsverträge, nicht
die „Kaminrunden“. Das haben wir hier immer kri-
tisiert. Das Rundfunkrecht ist sehr kompliziert, und
für die Gebührenfestsetzung ist der Gesetzgeber zu-
ständig, wir, liebe Kolleginnen und Kollegen, und nicht
die Staatskanzleien!

Eine Vorlage für die angemessene Gebührenhö-
he liefert die KEF. Sie prüft jetzt die Anträge, die von
ARD, ZDF und Deutschlandradio eingehen, und
stimmt nicht allen Wünschen und Forderungen zu.
Deshalb ist aus Sicht der grünen Fraktion die Politik

auch gut beraten – das haben aber in der Vergan-
genheit auch immer SPD und CDU hier im Hause
geteilt –, nicht willkürlich von der KEF-Empfehlung
abzuweichen.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Ge-
bührenurteil die Ministerpräsidenten zwar in Sachen
Gebührenfestsetzung in die Schranken gewiesen,
ihnen aber dafür auch ausdrücklich medienpolitische
Gestaltungshoheit bestätigt. Sie definieren die Funk-
tion des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, heißt es im
Urteil. Damit seien weder gesetzliche Programmbe-
grenzungen von vornherein unzulässig, noch müs-
se jede Programmentscheidung einer Rundfunkan-
stalt per se auch finanziell honoriert werden. Im Klar-
text heißt das, die im Rahmen der sogenannten Kul-
turhoheit für den Rundfunk zuständigen Bundeslän-
der müssen definieren, was sie von ARD, ZDF und
Deutschlandradio in der digitalen Zukunft wollen. Das
ist eine Aufgabe, der wir uns auch als Parlament hier
stellen müssen.

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts
beginnt nun die eigentliche Arbeit für uns als Lan-
desparlament, denn es gibt einen wahren Reform-
stau in der Rundfunkpolitik. Das Thema „Zukunft der
Rundfunkgebühr“ und auch die immer stärker in die
Kritik kommende GEZ sind Themen, die uns hier auch
noch beschäftigen werden. Dazu gibt es in der letz-
ten Zeit große Auseinandersetzungen, ob man über-
haupt noch an der GEZ festhalten möchte.

Auch das Bremer Parlament hat hier bereits kon-
trovers über die Frage debattiert, ob die Rundfunk-
gebühr überhaupt noch zeitgemäß ist, ob es keine
anderen Modelle gibt. Wir haben hier auch über an-
dere Modelle debattiert, über Medienabgaben, über
Haushaltsabgaben, über Kopfpauschalen. Auch die
Ministerpräsidenten debattieren im Oktober über
dieses Thema, welche Modelle überhaupt zukunfts-
tauglich sind, welche Modelle sich überhaupt mit eu-
ropäischem Recht vereinbaren lassen.

Ich finde, die umstrittene PC-Gebühr zeigt doch
deutlich, dass hier ein Reformbedarf besteht, und auch
die Ministerpräsidenten diskutieren, wie ich hörte,
ziemlich heftig über die Fragen. Es werden verfas-
sungsrechtliche Bedenken in die Überlegungen mit
einbezogen, und ich finde, aus Sicht unseres Parla-
ments ist es ein ganz wichtiges Thema. Ich möchte
gern, dass wir dieses Thema hier in die Bürgerschaft
holen und in der nächsten Zeit ausführlich debattie-
ren.

Ich komme zum Schluss! Das Karlsruher Urteil
formuliert eine Entwicklungsgarantie des öffentlich-
rechtlichen Systems, das ist und darf kein Freifahrts-
schein sein, sozusagen immer mehr Geld dem Sys-
tem zuführen zu dürfen,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)
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sondern die Parlamente sind gehalten, über die Qua-
lität der Sendeanstalten zu reden, und die Sender sind
gehalten, ihrer Selbstverpflichtungserklärung, die sie
ja abgegeben haben, nachzukommen. Wir sprechen
uns als Grüne, und ich hoffe, dass ich das in Ihrem
Namen auch sagen kann, ausdrücklich für den wei-
teren Erhalt von öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten
in Deutschland aus, weil sie eben das Brot und die
Butter liefern und wir dazu auch keine Alternative
haben in Sachen politischer Berichterstattung, Nach-
richtenberichterstattung und auch als Kulturgut. –
Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Schildt.

Abg. Schildt (SPD): Herr Präsident, meine lieben
Kolleginnen und Kollegen! Die Aktuelle Stunde zeigt
die erste Debatte um das Ergebnis des Bundesver-
fassungsgerichts vom 11. September, und soweit kann
es auch nur die erste Würdigung des Textes hier im
Parlament sein, man muss ja auch das Urteil in sei-
ner Gänze lesen. Wenn ich aber versuche, das Ur-
teil schnell zu interpretieren, so stelle ich fest, dass
es ein Bekenntnis in der Fortführung der rundfunk-
politischen Urteile des Bundesverfassungsgerichts von
1994 ist, also eine Festschreibung des öffentlich-recht-
lichen Systems, aber eine Festschreibung des öffent-
lich-rechtlichen Systems im dualen Rundfunksystem.

Es wurde ganz explizit in dem Urteilsspruch aus-
gesagt, dass es umso mehr auf die öffentlich-recht-
lichen Anstalten in der jetzigen Zeit, in der digitali-
sierten Welt ankommt als in der Vergangenheit. Also,
es gibt im dualen System die öffentlich-rechtlichen
und die privaten Anbieter, und das Verfassungsge-
richt schreibt geradezu fest, dass der Programmauf-
trag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks für unser
duales System wichtig ist.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir haben allerdings auch wahrzunehmen, dass
es eine Debatte bei Verfassungsrichtern, aber auch
eine Debatte in der Öffentlichkeit gibt, und wenn wir
als Parlament zur Kenntnis nehmen, wie die Öffent-
lichkeit über die Akzeptanz der öffentlich-rechtlichen
Anstalten diskutiert, dann müssen wir das schon mit
einbeziehen bei unseren Spielräumen im Zusammen-
hang mit einer möglichen Gebührenerhöhung. Der
Spielraum, den wir durch das aktuelle Ergebnis des
Verfassungsgerichts haben, ist vorhanden. Wir als
Parlamente, die Regierungen haben einen Spielraum,
auch bestimmte Korridore auszunutzen, um von ei-
ner Empfehlung der KEF abzuweichen, aber sie müs-
sen nachhaltig begründbar zum Ausdruck gebracht

werden. Da ist die Klageschelte des Verfassungsge-
richts klar, die Begründungen waren nicht so nach-
haltig, dass sie zum Ergebnis hätten kommen kön-
nen, dass die Begründung, soziale Schieflage ist ein
Beweggrund, zu einer niedrigeren Gebühr hätte füh-
ren können.

Also, wir müssen unsere Chance wahrnehmen bei
der Debatte um den öffentlich-rechtlichen Rundfunk,
und ich glaube, Frau Kollegin Stahmann, wir sollten
ein Stück weit aufhören, über die Fragen, gibt es eine
Indexabgabe, gibt es eine Haushaltsabgabe, zu dis-
kutieren. Das müssen wir auch diskutieren, aber wir
nehmen doch alle zur Kenntnis, dass die Akzeptanz
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in einer verän-
derten Welt bei den Jugendlichen ganz anders ge-
sehen wird, als wir sie vielleicht sehen als Medien-
fachleute oder viele hier im Parlament. Sie sagen:
Wozu brauchen wir das alles?

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich sage, wir brauchen einen öffentlich-rechtlichen
Rundfunk umso mehr in der Zukunft, wie es jetzt das
Verfassungsgericht festgeschrieben hat. Wir brauchen
einen öffentlich-rechtlichen Rundfunk, der kulturelle
Angebote, Migrationsmöglichkeiten gibt und uns eine
breite diskriminierungsfreie Informationspolitik nahe
bringt. Deswegen möchte ich lieber in Zukunft über
die öffentlich-rechtlichen Anstalten neu diskutieren:
Warum brauchen wir heute 2007 und fortlaufend den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk? Darüber, und das
sagt das Verfassungsgericht auch, können Parlamen-
tarier, kann der Gesetzgeber Entscheidungen tref-
fen. Welchen Programmauftrag wollen wir den öffent-
lich-rechtlichen Anstalten zugestehen? Dazu gehört
natürlich genauso, wenn wir das definieren, dass sich
die öffentlich-rechtlichen Anstalten dem auch ein
Stück weit nähern.

Die Diskussion 2003 mit dem von Ihnen zitierten
SMS-Papier hat ja auch damit zu tun gehabt, dass es
ein Stück Kraftprollerei auf allen Seiten gab und ge-
sagt wurde, wir machen schon was, ihr braucht uns
nicht zu kontrollieren. Insoweit verstehe ich die jet-
zigen Aussagen der Intendantinnen und Intendan-
ten, die sich gemeldet haben, dass man das schon zur
Kenntnis nimmt.

Das Verfassungsgericht hat festgeschrieben, dass
die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten recht
haben mit dem Nichtzustandekommen der vorge-
schlagenen Rundfunkgebühr, aber sie müssen auch
zur Kenntnis nehmen, dass wir eine klare programm-
liche Debatte brauchen. Diese müssen wir hier füh-
ren, und wir müssen sie so abstrakt führen, sagt das
Verfassungsgericht, dass wir nicht in die vorhande-
ne Programmautonomie und die staatsvertragliche
Grundsicherung, in die Anstaltenverantwortung ein-
greifen. Das ist unsere Aufgabe, und daneben kön-
nen wir uns dann gern auch zu Recht über die Ge-
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bühr beziehungsweise ihr Zustandekommen austau-
schen.

Ich glaube, dass so eine Diskussion auch einmal
dazu genutzt werden sollte, etwas zu benennen, was
Sie mit dem Wort GEZ angesprochen haben. Das ist
ja auch etwas, was wir wahrnehmen. Welchen poli-
tischen Spielraum haben wir, darauf Einfluss zu neh-
men? Ich halte es für unerträglich, dass die öffent-
lich-rechtlichen Anstalten die GEZ nicht so weit in
den Griff bekommen, dass die Einzelfälle, die jeden
Tag durch die Zeitung gehen, endlich von dort ver-
schwinden, wo sie sind!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Die öffentlich-rechtlichen Anstalten bedienen sich
des Systems der GEZ, also kann die GEZ geprügelt
werden, aber ich muss auch wissen, wer derjenige
ist, der verantwortlich ist. Alle diese kleinen Proble-
me, die mir geschildert werden, Ihnen allen geschildert
werden, gibt es. Vielleicht sind sie auch nur im Pro-
millebereich, es mag ja sein, dass es nicht die große
Nummer ist, aber es ist insoweit gesellschaftspolitisch
eine große Nummer. Man braucht da nur die Diskus-
sion in der Sonntagsausgabe einer großen Zeitung
zu sehen oder jetzt die Montagszeitung einer großen
Zeitung: „Endlich packt jemand aus von den GEZ-
Leuten“, die als Abzocker betitelt werden. Das fin-
de ich unerträglich, und ich erwarte von den öffent-
lich-rechtlichen Anstalten, sich dieser Thematik nach-
haltig anzunehmen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Sie sehen daran, dass wir jetzt eine gewisse Rechts-
sicherheit haben durch das Verfassungsgerichtsur-
teil. Frau Kollegin Stahmann, ich fühle mich auch
bestätigt, ich habe die Reden nachgelesen, auch ich
habe schon damals darauf hingewiesen, man darf
keine Gebührendebatte mit einer Mediendebatte
vermischen. Deswegen sage ich heute, man darf eine
Gebührendebatte nicht mit einer Mediendebatte ver-
wechseln. Lassen Sie uns sauber schauen, zu wel-
cher Gebührenstruktur kommen wir, und lassen Sie
uns neu definieren, wir brauchen in unserer zukünf-
tigen digitalen Welt eine Neubestimmung, eine Neu-
ausrichtung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks!

Radio Bremen macht es gerade vor, Radio Bremen
hat die Schritte in Angriff genommen zum Umzug in
die Faulenstraße im Stephanieviertel, aber nach dem
Umzug gibt es auch ein Radio Bremen neu. Ich weiß,
dass man an der Frage arbeitet: Was heißt es denn
dann, wenn man dort sitzt, wo man jetzt sitzt – in der
Stadtmitte – und jetzt eine Zusammenführung der
Programmbereiche hat? Dann muss es weiter gehen,
die Diskussion muss anfangen, in Bremen mit unse-
ren Sendern darüber nachzudenken, was uns als po-

litisch Verantwortliche wichtig ist, hörend, was die
Gesellschaft will. Warum brauchen wir heute den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk?

Ich will ihn, ich finde ihn richtig, und ich werde es
meiner Tochter erklären, sie schaut eigentlich andere
Programme, warum es wichtig ist für unser ganzes
Rundfunksystem, dass wir an dieser dualen Systema-
tik der Bundesrepublik Deutschland festhalten. Sie
ist einmalig, sie ist gut, und sie bestärkt uns in unse-
rem Willen, öffentlich-rechtlich zu hören und zu se-
hen. Das ist neben dem Deutschlandfunk genauso
wichtig wie bei Radio Bremen. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der Linken)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Strohmann.

Abg. Strohmann (CDU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich freue mich, dass dieses Thema
einmal zur Aktuellen Stunde kommt, dieses Thema
ist seit 15 Jahren aktuell. Ich hoffe, dass wir nach die-
sem Urteil des Bundesverfassungsgerichts – wir als
Länderparlament, aber auch die Staats- und Senats-
kanzleien – endlich auch einmal die Kraft und den
Mut haben, über die schönen Reden, die wir immer
jedes Jahr und zu jedem Staatsvertrag halten, auch
einmal Fakten zu schaffen, damit wir einen öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk bekommen, der auch in
der Bevölkerung akzeptiert wird.

Meine Vorredner haben es dargestellt, es ist rich-
tig, das Bundesverfassungsgericht hat dem öffentlich-
rechtlichen Rundfunk recht gegeben, und das ist auch
für diesen Sachverhalt richtig, denn die Ministerprä-
sidenten beziehungsweise auch wir als Parlamente
hätten diesen Staatsvertrag nicht ratifizieren dürfen,
weil es ein Eingriff in diesem speziellen Fall und nicht
statthaft war, das hätten wir nicht machen müssen.

Ich möchte aber trotzdem nicht die Gelegenheit
versäumen, einmal dieses SMS-Papier, Sie haben es
ja erwähnt, Frau Stahmann, ein wenig zu verteidi-
gen. Es ging nicht darum, dass die drei Ministerprä-
sidenten gesagt haben, wir wollen uns dort jetzt ein-
mischen, wir wollen einen Staatsrundfunk, wir wol-
len das jetzt nicht machen, und wir wollen nicht, dass
so hohe Gebühren berechnet werden, sondern es ging
im Grunde genommen darum, dass sie gesagt haben,
wie der öffentlich-rechtliche Rundfunk sich im Mo-
ment gebärdet, kann es nicht angehen.

Das hat im Grunde genommen auch die Hilflosig-
keit der Politik gezeigt, denn wir haben eigentlich
zwei Themenschwerpunkte, die uns betreffen. Das
eine ist erst einmal, wie die Rundfunkgebühr in den
nächsten Jahren und Jahrzehnten berechnet und wie
ihre Sinnhaftigkeit überprüft wird. Ich glaube, das ist
ein wichtiges Problem, sie soll staatsunabhängig, po-
litikunabhängig bemessen und berechnet werden,
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aber das ist eine Forderung, die ich schon mehrmals
auch in dieser Runde gesagt habe. Die KEF als un-
abhängige Bedarfsberechnungskommission sollte
auch die Möglichkeit eines Benchmarks haben, so-
dass auch im Nachhinein geprüft werden kann, was
die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten mit dem
Geld machen: Ist das auch alles notwendig, ist das
sinnvoll, was sie dort alles machen?

Ich will das einmal am Beispiel des Rundfunks ver-
deutlichen: Ist es notwendig, dass wir ein regiona-
les Klassikradio für jedes größere Bundesland haben,
wäre es nicht sinnvoll, wenn man auch über Gemein-
schaftsprojekte ein Klassikradio macht? Regionales
Radio ist das eine, das muss regional bezogen sein,
aber ist es notwendig, dass zum Beispiel jede grö-
ßere Senderanstalt ihr eigenes Klassikradio oder Schla-
gerradio oder dergleichen hat? Vielleicht muss darüber
auch noch einmal nachgedacht werden, das sind The-
men, die die Menschen bewegen in dieser Stadt, in
diesem Land.

Ich glaube schon, dass es eine gewisse Akzeptanz
und eine Notwendigkeit des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks gibt, aber wie er sich manchmal gebär-
det, das stößt den Menschen auf. Es wird eigentlich
gar nicht über Inhalte, über solche Sachen diskutiert
wird, sondern jetzt werden einfach die Gebühren
erhöht, ihr habt das jetzt hinzunehmen. Es geht gar
nicht um die Frage, ob es jetzt 21 Cent mehr oder
weniger sind. Ich meine, dort eine soziale Kompo-
nente zu finden bei 21 Cent, das wird schwierig.

Dann kommen wir zum nächsten Thema, das wurde
auch in dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts
genannt, dem Programmauftrag. Politik kann über
den Programmauftrag gestalten, was sein soll. Des-
wegen war nicht der Fehler, wir wollen nicht disku-
tieren über die Qualität oder Nicht-Qualität, das dürfen
wir nicht, das ist staatsfern, aber wir können ja sa-
gen, welchen Auftrag der öffentlich-rechtliche Rund-
funk hat. Ich muss ehrlich und selbstkritisch sagen,
dabei wünsche ich uns allen viel Spaß, denn das wird
so nicht funktionieren. Theoretisch ist das klar, wir
können den Programmauftrag schärfen, also, ich bin
der Meinung, Musikantenstadel, Harald Schmidt,
Fußball, das ist – –.

(Zurufe vom Bündnis 90/Die Grünen)

Ja doch, genau dahin kommen wir nämlich! Ja, Herr
Kuhn, genau dahin kommen wir nämlich! Was ist der
Programmauftrag?

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Alternativ!)

Gehört Sport oder Musikantenstadel zur kulturellen
Weiterbildung der Bevölkerung, zur politischen Wei-
terbildung? Da kommen wir nämlich auch zu den Ur-
sachen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, woher
er nämlich kommt. Er ist gegründet worden – diese

Staatsferne hat ja einen gewissen Grund – nach dem
Krieg als Bildungsfernsehen, nicht wie wir das noch
vielleicht aus der Schule kennen, wenn dort morgens
die Sendungen über Chemie oder Mathematik lie-
fen, sondern das deutsche Volk sollte im Grunde ge-
nommen politische Bildung erhalten. So hatten sich
die Alliierten das ja gedacht, deshalb auch die Staats-
ferne.

Wir sind ja Gott sein Dank eine sehr stabile und
gute Demokratie in den letzten 60 Jahren geworden,
deswegen müssen wir uns gemeinsam auf den Weg
machen, genau dies zu überlegen. Wie gesagt, ich
wünsche uns dabei sehr viel Spaß. Ich glaube, es ist
wichtig, dass die Menschen weiterhin eine Akzep-
tanz für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk behal-
ten, weil der öffentlich-rechtliche Rundfunk immer
wichtiger in einer Welt des Internets wird, wo man
nicht mehr weiß, was die Wahrheit ist, was dort wirk-
lich in der Berichterstattung richtig ist. Deswegen
brauchen wir einen Ankerpunkt, und das ist für mich
der öffentlich-rechtliche Rundfunk.

Googeln Sie einmal! Google oder Wikipedia sind
ja im Grunde genommen Modelle, bei denen man
eine Information bekommt, aber nicht richtig einschät-
zen kann: Ist es jetzt die Wahrheit, ist es ordentlich
recherchiert oder hat es nur ein User eingegeben, der
Abgeordnete „Hast-du-nicht-gesehen“ hat das und
das gemacht? Es kann ja erst einmal so eingegeben
werden, und es ist bei dieser Vielfalt sehr schwierig.
Ich sehe es als die große Chance, auch in der digita-
len Welt. Das finde ich das sehr Positive in diesem
Urteil, dass die Digitalisierung, also der Übertragungs-
weg ist es im Prinzip, auch gerechtfertigt ist, was die
Öffentlich-Rechtlichen machen, und dass es auch noch
einmal vom Verfassungsgericht eindeutig dargestellt
wird.

Kurzum: Es wird ein langer Weg, es wird eine lange
Diskussion. Ich freue mich schon auf die nächsten Mi-
nisterpräsidententreffen, denn natürlich ist der Vor-
teil bei diesen Diskussionen, dass sie völlig unabhän-
gig von irgendwelchen regionalen Interessen sind,
das ist das Gute an der Sache, dass alle Ministerprä-
sidenten ohne Eigeninteressen, ohne eigene persön-
liche Darstellungen in den jeweiligen Landesmedi-
en, natürlich nur um der Sache willen das alles ma-
chen, das haben wir in den letzten Jahren erlebt. Ich
wünsche uns viel Glück, und Ihnen besonders, Herr
Böhrnsen – das wird noch harte Arbeit –, dass wir
wirklich diese Akzeptanz hinbekommen. – Vielen
Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Beilken.

Abg. Beilken (Die Linke)*): Herr Präsident, liebes
Präsidium, meine sehr geehrten Damen und Herren!
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 5. Sitzung am 19. 9. 07186

(A) (C)

(B) (D)

Vor einer Woche verkündete das Bundesverfassungs-
gericht sein Urteil über die Verfassungsbeschwerde
des Deutschlandradios, ZDF, der ARD-Rundfunkan-
stalten, darunter auch von Radio Bremen. Die Rund-
funkanstalten hatten Verfassungsbeschwerde einge-
legt gegen die Entscheidung der Ministerpräsiden-
ten, die Rundfunkgebühr nicht in dem Maße zu erhö-
hen wie von der KEF, Kommission zur Überprüfung
und Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkan-
stalten, empfohlen. Damit hat sich auch der damali-
ge SPD/CDU-Senat das fällige Stoppzeichen einge-
fangen.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Der rot-rote Senat in Berlin hat, glau-

be ich, auch zugestimmt!)

Es ist bedauerlich, wenn Gerichte Ausflüge in eine
Privatisierungspolitik stoppen müssen. Wir sind Gott
sei Dank ja wohl nicht in Italien, wo dies immer weiter
in eine Konfrontation führt, die wir auch auf ande-
rer Ebene – Stichwort Stadtteilschule – hier in Bre-
men leider erleben müssen.

Präsident Weber: Herr Kollege Beilken, gestatten
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Kuhn?

Abg. Beilken (Die Linke): Ja, proben wir es einmal,
bitte!

Präsident Weber: Bitte, Herr Dr. Kuhn!

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Kollege, können Sie bestätigen, dass die Landesre-
gierung von Berlin, damals von der SPD und der PDS
geführt, dem Staatsvertrag zugestimmt hat?

Abg. Beilken (Die Linke): Das kann ich nicht be-
stätigen!

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ach! – Zurufe von der SPD und vom

Bündnis 90/Die Grünen)

Ich kann hier jetzt für andere Landesregierungen,
auch unter rot-grüner Beteiligung, nicht in jeder Weise
und zu jedem Zeitpunkt sprechen. Wir sind hier in
der Bremer Bürgerschaft, und wir machen zusammen
hier in Bremen eine Politik, die auch bundesweit einen
innovativen Charakter haben soll und bundesweit die
Politik voranbringen soll, nicht nur in dieser Frage,
auch in sozialen Fragen!

(Zurufe von der SPD)

Aber lassen Sie uns zum Rundfunk zurückkommen!
Also: Schließlich hat der Senat, um das zu sagen, im
Oktober 2004 hier in diesem Haus vorgetragen, das

nunmehr vorgesehene Procedere erfülle den staats-
vertraglichen Auftrag. Dem ist allerdings nicht so, wie
das Bundesverfassungsgericht jetzt festgestellt hat.
Mit der damaligen Entscheidung der Ministerpräsi-
denten wurden dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk
für die Gebührenperiode 2005 bis 2008 Gebühren in
der Höhe von 440 Millionen Euro entzogen.

Den Entscheidungen der Ministerpräsidenten im
Jahr 2004 waren heftige Angriffe auf das öffentlich-
rechtliche System vorangegangen. Schließlich ver-
ständigten sich die Länderchefs darauf, den Rund-
funkanstalten nicht das Geld zukommen zu lassen,
was die KEF errechnet hatte. Der Bremer Senat hat-
te damals den Präsidenten des Senats ermächtigt, den
8. Rundfunkänderungsstaatsvertrag zu unterschrei-
ben, Begründung: „Nach den bisherigen Beratungen
zeichnet sich ab, dass eine Gebührenerhöhung ge-
ringer ausfallen kann als von der KEF empfohlen.“

Die einmalige Entscheidung in der Geschichte des
öffentlichen Rundfunks halte ich auch für unverständ-
lich angesichts der finanziellen Situation von Radio
Bremen damals und auch heute. Die Länderchefs
haben auch eine Begründung dafür genannt, war-
um sie die Gebühren um 88 Cent im April 2005 nicht
um 1,09 Euro ab Januar 2005 steigern wollten. Die
Begründung lautete: „Nicht zuletzt durch die von den
Anstalten abgegebene Selbstverpflichtung, Personal-
reduzierung, Begrenzung der Aufwendung für On-
line- und Marketingaktivitäten et cetera wird die Ge-
bührenerhöhung aller Voraussicht nach unter der
Empfehlung der KEF bleiben.“

Hier bekommen wir wieder das altbekannte Re-
zept: weniger Personal, weniger Kosten und so wei-
ter. Ich glaube, wir bekommen hier die Kurve, dass
wir so Politik nicht weiter machen sollten, nicht in
diesem Land und auch nicht in diesem Bundesland.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, verstehen Sie mich
nicht falsch! Mehr Personal, mehr Geld für teure Pro-
duktionen sind keine Garantie für eine hervorragende
Arbeit. Die Verwicklung des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks in dubiose Sportveranstaltungen wird auch
von der Linken angeprangert. Geldverschwendung,
teure Superstars, Fernsehunterhaltung sind nicht un-
sere Vorstellung vom angemessenen Umgang mit dem
Geld der Gebührenzahler.

(Zurufe von der SPD und vom Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir fordern die angemessene Ausstattung der öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten. Wir fordern
eine angemessene Gebührenhöhe, die einerseits un-
abhängige Medien garantiert und andererseits auf
breite Akzeptanz bei Mediennutzerinnen und -nut-
zern stößt. Wir fordern ausreichendes Gebührenauf-
kommen, damit Radio Bremen auch eine Zukunft hat,
eine Zukunft, die nicht aus einer Rumpfredaktion
besteht, die alle technischen Leistungen von ausge-



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 5. Sitzung am 19. 9. 07 187

liehenen Unternehmen zukaufen muss, sondern eine
eigenständige,  produktionsfähige  Rundfunkanstalt
der ARD.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Unterschied
zur Preisfindung in allen möglichen Bereichen un-
seres Lebens ist die Preisgestaltung der Rundfunk-
anstalten stark geregelt. Keine Aktienkursschwan-
kungen, keine erhöhte Nachfrage in China können
zum Vorwand genommen werden, um den Bürger-
innen und Bürgern Geld aus der Tasche zu ziehen.
Die KEF hat die Aufgabe, sich anzusehen, wie viel
Geld Rundfunkanstalten benötigen, damit sie ihrem
verfassungsgemäßen Auftrag nachkommen können.
Sie prüft den wirtschaftlichen Umgang mit den Ge-
bühren und die Sparsamkeit der Haushaltsführung
der Sender. Erst danach legen die Sender die Gebüh-
ren fest, und zwar für gewöhnlich in dem Umfang,
wie es die KEF festgestellt hat.

Wir sind für dieses Verfahren, das jetzt ja auch vom
Bundesverfassungsgericht bestätigt worden ist. So soll
sichergestellt werden, dass das zwingende Gebot der
Trennung von Medienpolitik und Gebührenfestset-
zung eingehalten wird. Das Bundesverfassungsge-
richt hat die Weigerung der Ministerpräsidenten, den
Rundfunkanstalten ausreichende Gebührenerhöhun-
gen zuzugestehen, für verfassungswidrig erklärt. Auch
wenn es einigen hier im Haus anscheinend nicht passt,
muss ich mir für die Zukunft möglicherweise Sorgen
machen. Ich lasse einmal weitere Kommentare in der
Hinsicht!

Damit wird vom höchsten Gericht noch einmal deut-
lich hervorgehoben: Eine Einflussnahme des Staa-
tes auf die Programmgestaltung ist über das Mittel
der Gebührenfestsetzung weiterhin nicht zulässig. Das
begrüßen wir ausdrücklich, auch wenn der Kultur-
informationsauftrag des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks im Rahmen der sogenannten Grundversorgung
hervorgehoben wird.

Die Rundfunkanstalten haben sich erfolgreich ge-
gen das Eingreifen des Staates in die Programmauto-
nomie gewehrt. Das freut uns als Linke, und nun sind
auch die Rundfunkanstalten gefragt, ihr Recht auf Pro-
grammautonomie aktiv wahrzunehmen. Sie werden
im Hörfunk und Fernsehen darauf achten müssen,
dass das qualitative Angebot im Sinne des Auftrags
sichergestellt ist.

Was heißt das für Radio Bremen? Viel Geld fließt
zurzeit in Neubauten im Faulenquartier. In den nächs-
ten Wochen werden die restlichen Abteilungen um-
ziehen, aber nicht nur von außen wird Radio Bremen
neu. Beim Blick auf die Strukturen fällt auf, dass sich
das Unternehmen Radio Bremen stark gewandelt hat.
Wer sich die Homepage des Senders ansieht, der sieht
inzwischen ein ganzes Geflecht von Radio-Bremen-
Firmen.

Ich will an dieser Stelle anmerken: Die Linke for-
dert: keine weiteren Auslagerungen, keine Privati-
sierung! Aber gut, das ist ein Thema, das wir noch

in den vorgesehenen Aufsichtsratsgremien bespre-
chen werden. Ich will damit sagen: Die den Rund-
funkanstalten vom Bremer Senat abgetrotzte Selbst-
verpflichtung zur Personalreduzierung darf nicht zu
einer Aushöhlung von Radio Bremen führen. Radio
Bremen darf auch kein Landesrundfunkhaus des NDR
werden.

Die Gebührenentscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts gibt auch Radio Bremen Rechtssicher-
heit in seiner Entscheidung, ein qualitativ hochwer-
tiges und interessantes Programm zu gestalten. Dafür
muss der Sender seinen Anteil an einem ausreichen-
den Gebührenaufkommen erhalten. Ich hoffe sehr,
dass die Entscheidung des Senats von 2004 die letz-
te Entscheidung war, die als Niederlage von der Bre-
mer Regierung, vom Bremer Senat kassiert werden
musste.

Was den Umfang der Finanzierung betrifft, haben
wir nun eine klare Ansage. Wir haben da, wie ge-
sagt, ein Stoppschild vom Bundesverfassungsgericht,
dass daran nicht gerüttelt werden soll. Wir haben nun
noch eine Diskussion über die Art der Finanzierung,
die meine Vorrednerinnen und Vorredner angespro-
chen haben, zu führen. Da ist Innovation nötig, und
meine Intention ist selbstverständlich die, dass wir
dies sozial gestalten. Eine Kopfpauschale ist traditi-
onell keine besonders soziale Regelung, da gehört
nicht viel Fantasie dazu, um das nachzuvollziehen.
Eine Möglichkeit, dies sozial zu gestalten, erhöht auch
die von einigen Rednern angesprochene, infrage ge-
stellte Akzeptanz dieser Finanzierung durch die Bür-
ger dieses Landes.

Ich mache einen Vorschlag schon einmal für die
Diskussion. Dieser Vorschlag bezieht sich darauf, dass
wir in dieser Frage von Österreich lernen, und zwar
ist es dort so, dass die Geringverdiener von der Ge-
bühr befreit sind. Wir müssen diese Grenze natürlich
anheben. Nicht nur Arbeitslosengeld-II-Empfänger
darf das betreffen, das werden wir in einem ande-
rem Zusammenhang auch noch haben. Wenn die Ge-
ringverdiener von der Gebühr befreit werden, dann
ist es in Österreich so, dass der Staat diese Kosten
ersetzt.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Hier ist es auch so!)

Wenn wir es auch in Deutschland hinbekommen
würden, dann hätten wir 15,52 Euro an Rundfunk-
gebühr und eine insgesamt gerechtere Lösung. Dies
als ersten Schritt für die kommende Diskussion! –
Vielen Dank, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der Linken)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, be-
vor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, möchte
ich auf der Besuchertribüne recht herzlich die Klas-
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se 7/4 der Fritz-Winter-Gesamtschule aus Aalen unter
Leitung des Abgeordneten Perschau begrüßen.

Seid ganz herzlich willkommen in der Bremischen
Bürgerschaft!

(Beifall)

Als nächster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Voldemorth.

(Heiterkeit – Zurufe)

Abg. Woltemath (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Da kann ich ja froh sein, dass ich
mit meinem Namen schon viele wundersame Wen-
dungen erlebt habe, sodass ich da absolut und über-
haupt völlig unempfindlich bin, aber wenn man so
einen Namen hat, darf man auch nicht empfindlich
sein, denke ich einmal. Dafür ist der Vorname ja re-
lativ einfach!

(Vizepräsident R a v e n s  übernimmt
den Vorsitz.)

Zum Thema! Die FDP begrüßt das Thema als Rechts-
staatspartei, weil es für die notwendigen Klarstellun-
gen gesorgt hat. Auf der anderen Seite begrüßen wir
das Urteil natürlich auch, weil es für Rechtssicherheit
bei Radio Bremen sorgt, und entgegen aller Gerüchte
wiederhole ich es noch einmal: Wir sind für die Ei-
genständigkeit von Radio Bremen, dafür haben wir
uns immer ausgesprochen. Da hat es in der Vergan-
genheit offensichtlich Missverständnisse gegeben,
aber ich sage es hier noch einmal ganz deutlich.

Einige Vorredner haben es schon erwähnt, ich glau-
be, im Zusammenhang mit dem Urteil müssen wir
auch dringend darüber debattieren, wie denn in Zu-
kunft die Gebühreneinnahme organisiert werden soll.
Ich bin schon selbst des Öfteren davon betroffen wor-
den, nette Briefe von der GEZ zu bekommen. Dann
schreibe ich der GEZ zurück: Ich zahle seit 25, 26 oder
27 Jahren immer brav meine Rundfunkgebühr. Dann
bekomme ich 3 Wochen später wieder einen Brief,
ob ich denn jetzt nicht endlich antworten wollte, und
gelegentlich hat auch schon einmal jemand bei mir
vor der Tür gestanden. Eventuell liegt es ja an mei-
nem ungewöhnlichen Namen, aber ich denke schon,
dass das Leute nervt und so nicht sein kann, dass man
hier einfach mehr Fingerspitzengefühl und auch eine
bessere Organisation haben muss, und da pflichte ich
dem Kollegen Schildt einfach bei: Das müssen die
Rundfunkanstalten in den Griff bekommen.

Ich will jetzt nicht in Nostalgie schwelgen, aber
früher konnte man ganz wunderbar bei Radio Bre-
men in ein nettes Häuschen gehen, da war die GEZ
von Radio Bremen. Mit ihr konnte man alles bespre-
chen und alles klären. Jetzt schickt man Korrespon-
denz nach Köln und wieder zurück, und ich denke,
man könnte auch einmal über Regionalisierung nach-

denken, dass man nicht ein Moloch in der Ferne be-
treibt.

Ich glaube aber auch nicht, dass man Gebühren
vom Programm so unendlich trennen kann. Man muss
sich über das Programm schon ein bisschen Gedan-
ken machen, vielleicht nicht unbedingt über die In-
halte, aber wie viel Programme man haben will. Das
hat natürlich ganz erhebliche Auswirkungen darauf,
welche Kosten man produziert.

Gelegentlich muss ich sagen: Wenn ich in den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten – und ich bin
ja auch so ein leidenschaftlicher Zapper – hin- und
herzappe, dann weiß ich manchmal nicht: Bin ich jetzt
im Privatrundfunk oder bin ich jetzt wirklich im öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk? Da hat es teilweise eine
Qualitätsannäherung nach unten gegeben, und da,
muss ich sagen, kann ich schon verstehen, wenn man-
che Leute sagen: Ich bin nicht bereit, dafür Rundfunk-
gebühren zu bezahlen. Ich glaube, Herr Kollege Stroh-
mann hat gesagt: Das öffentlich-rechtliche Fernse-
hen besteht ja auch nicht nur aus Tour de France, Tho-
mas Gottschalk, der Sportschau mit der Fußball-Bun-
desliga und manch anderem Ereignis. Da ist mir bei
manchen Dingen, gerade auch im Rückblick zur Tour
de France, was da gelaufen ist, eigentlich das Ge-
bührengeld viel zu schade. Da muss man noch einmal
genauer hinsehen und genauere Definitionen finden,
was denn eigentlich laufen sollte.

Wir haben ja auch das Problem mit der Schleich-
werbung, dem Sponsoring und dem Product-Place-
ment gehabt. Da muss man ganz einfach sehen, das
kann nicht funktionieren.

Auch bei der Ausgliederung von Tochtergesell-
schaften, die dann quasi unkontrolliert wundersame
Filme drehen und vielleicht demnächst die Heidi-
Neuauflage, 17. Teil oder so etwas, ausstrahlen, muss
ich einfach sagen, das wird bei den Leuten nicht die
Akzeptanz hervorrufen, dass sie sagen, das ist der
öffentlich-rechtliche Rundfunk, für den ich bereit bin,
Geld zu bezahlen. Ich will auch noch einmal lobend
dazu erwähnen, ich schaue die Nachrichtensendung
in der Regel auch im öffentlich-rechtlichen Rundfunk,
weil man sich da letztendlich auf Qualität verlassen
kann. Ich will damit jetzt aber keine Schelte des Pri-
vatrundfunks betreiben, um da nicht missverstanden
zu werden.

Wir haben uns in Deutschland für das duale Sys-
tem entschieden, und ich denke, das ist auch gut so,
und das funktioniert in weiten Teilen auch gut. Da
muss man jetzt Abgleichungen herbeiführen, und
dafür ist die Diskussion eröffnet. Ich finde es zudem
gut, dass auch diese Gebührendiskussion ein Stück
weit aus der Debatte der Ministerpräsidenten heraus-
gezogen wurde und nicht die Ministerpräsidenten
irgendwie nach Nord-Süd- oder Ost-West-Lage oder
was auch immer entscheiden. Das gehört ganz ein-
fach in die Parlamente, denn wir müssen das vor Ort
ja auch immer wieder vertreten und den Leuten klar-
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machen, warum die Gebühren denn gerade wieder
erhöht werden.

In diesem Sinne, denke ich, ist es gut, dass dieses
Urteil für Rechtsklarheit gesorgt hat, und ich finde
es gut, dass wir in Zukunft hier in diesem Hause da-
rüber debattieren können. – Ich bedanke mich für Ihre
Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der FDP und bei der Linken)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin erhält
das Wort Frau Kollegin Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen)*):
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Ich
möchte noch einmal den Punkt ansprechen, den Herr
Beilken angesprochen hat, denn man muss auch auf-
passen, dass wir hier an der Stelle nicht zu einer Le-
gendenbildung zum Thema Radio Bremen kommen.

Vor einigen Jahren hatten die Ministerpräsiden-
ten eben auch wieder hart um die Geldverteilung
innerhalb der ARD gerungen. Es gab eine Einigung
unter dem Einverständnis aller Ministerpräsidenten,
die Zuschüsse an Radio Bremen zu senken, und Ra-
dio Bremen hatte keine andere Überlebenschance,
als Rundfunk und Fernsehen an einem Standort zu-
sammenzubringen,

(Abg. B e i l k e n  [Die Linke]: Das ist ja
auch gut!)

und das hat Radio Bremen getan. Das hat der Inten-
dant, der damals noch nicht lange im Amt war, in
Angriff genommen, unter allen Härten, was es be-
deutet. Personal ist ganz hart abgebaut worden bei
Radio Bremen, aber mit dem Ziel, einen öffentlich-
rechtlichen Sender für das Bundesland Bremen zu
erhalten, und dafür muss man hier auch einmal den
Respekt ausdrücken dafür, dass Radio Bremen es
geschafft hat,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

dass das die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Senders dies mitgetragen haben bei allen Kontrover-
sen, die dort im Sender gelaufen sind, auch über die
Ausgliederung von Zweigen über die Bremedia.

Zum Glück läuft das jetzt. Auch die Kritik an der
Auslagerung in die Bremedia ist nicht mehr so laut,
und wir müssen uns auch einmal vor Augen führen,
dass das Bundesland Bremen jetzt das modernste
Funkhaus in Europa hat. Das ist auch ein Pfund, mit
dem man wuchern muss, und das muss man nicht
unter den Scheffel stellen oder das Licht ausmachen,
sondern man muss sagen, herzlichen Glückwunsch,
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Radio Bremen, zum erfolgreichen Umzug, und alles
Gute für die weitere Zukunft, und dann auch weiter
einfordern, dass Radio Bremen im föderalen System
weiterhin seinen Platz findet, weil es einfach dazu-
gehört, so wie das Bundesland Bremen auch!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Der andere Punkt ist, Herr Kollege Beilken: Na-
türlich haben auch in Berlin die Kollegen zugestimmt,
weil sonst der ganze Staatsvertrag nicht zustande
gekommen wäre. Wir können uns jetzt also alle be-
glückwünschen, dass wir einem Staatsvertrag zuge-
stimmt haben, der jetzt hinfällig geworden ist. Kol-
lege Strohmann hat es, glaube ich, gesagt, wir hät-
ten damals dem Staatsvertrag nicht zustimmen dür-
fen. Ich habe die Beweggründe genannt, warum wir
in Bremen gesagt haben, wir stimmen diesem Staats-
vertrag zu. Das kann man auch als Patriotismus be-
zeichnen, man kann es auch vielleicht deuten, wir
wollten uns hier nicht mit dem Ministerpräsidenten
anlegen, aber ich sage, es gab damals auch keine Al-
ternative.

(Abg. S t r o h m a n n  [CDU]: Das ist
richtig, ja!)

Es war eine medienpolitische Zwickmühle, und da
haben wir versucht, hier einen Kompromiss zu fin-
den. Es war ein Kompromiss.

Ich erwähne den Punkt, den Herr Woltemath – ich
darf jetzt nicht sagen der, dessen Namen man nicht
ausspricht, sondern Herr Woltemath –

(Abg. W o l t e m a t h  [FDP]: Und
richtig!)

und auch Kollege Schildt angesprochen haben, die
an der GEZ geäußerte Kritik: Ich finde, wir müssen
das ernst nehmen, aber man muss auch aufpassen,
dass man nicht auf jedes Märchen, das in der Zei-
tung gestrickt wird, hereinfällt. Es gibt natürlich auch
private Interessen von Rundfunkbetreibern oder auch
von, ich sage einmal, anders gelagerter Presse, die
natürlich ein Interesse daran haben, die öffentlich-
rechtlichen Sender in einem schlechten Licht darzu-
stellen. Da muss man auch ganz kritisch aufpassen:
Entspricht das jetzt der Wahrheit oder ist das vielleicht
Teil einer Kampagne? Das soll ja in der jüngsten
Vergangenheit auch schon einmal vorgekommen sein.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Aus Sicht der Grünen ist es noch einmal wichtig
zu sagen, wir begrüßen es ausdrücklich, dass die
Verfassungsrichter ARD, ZDF und Deutschlandradio
für die digitale Welt eine Entwicklungsgarantie ge-
ben. Das war ein Streitpunkt und ist zwischen den



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 5. Sitzung am 19. 9. 07190

(A) (C)

(B) (D)

Ländern immer noch ein Streitpunkt. Wir haben da-
rüber hier auch schon kontrovers gesprochen, Herr
Strohmann hat das ja angesprochen: Wir müssen
definieren, was wir von den öffentlich-rechtlichen
Sendern im Internet erwarten. Mit welchen Angeboten
soll man da hinein, soll es Podcasts geben, sollen wie
beim ZDF Sendungen auch im Internet eingestellt wer-
den, und dürfen Bratpfannen verkauft werden?

Da sagen wir nein, denn das wäre sozusagen noch
einmal ein neuer Finanzierungsweg. Da muss ein ganz
klarer Trennungsstrich zwischen zusätzlichen Ver-
triebszweigen und dem programmlichen Auftrag ge-
zogen werden. Das wird schwierig, da gebe ich Ih-
nen recht, Kollege Strohmann, aber wir sind ja vom
Volk gewählt, um eben auch diese schwierige Auf-
gabe anzunehmen. Das sollten wir auch tun, und das
natürlich auch mit aller Ernsthaftigkeit an der Stelle
dann betreiben.

Herr Woltemath, jetzt sage ich noch einmal Ihren
Namen, ich finde, Sie haben völlig recht, der Sport-
rechteskandal mit Hagen Boßdorf oder auch die Äu-
ßerungen von Eva Hermann, die ja für großes Rau-
schen im Blätterwald und auch für die Entlassung
oder die Kündigung des Vertrags von Frau Hermann
mit dem NDR gesorgt haben, oder auch der ganze
Schleichwerbungsskandal, das alles schadet dem
Ansehen der öffentlich-rechtlichen Sender. Da sind
auch die Rundfunkaufsichtsgremien und die Inten-
danten in der Pflicht, ganz klare Spielregeln aufzu-
stellen und dafür zu sorgen, dass diese Regeln auch
eingehalten werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen –
Glocke)

Ich komme zum Schluss! Ich rechne mich nicht zur
Heino-Fraktion. Ich zahle meine Rundfunkgebühren.
Ob jetzt mehr Volksmusik ausgestrahlt werden soll,
wie Kollege Strohmann gefordert hat, weiß ich nicht.

(Widerspruch bei der CDU – Abg. S t r o h -
m a n n  [CDU]: Vorsichtig!)

Ich finde, Heino hat an dieser Stelle nicht recht. Ju-
gendliche können auch meckern, es sagen nur noch
50 Prozent der Jugendlichen, dass sie den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk gut finden. Das müssen die
Sender ernst nehmen und auch aufgreifen. Aber aus
diesem Grund ist gerade der Schritt ins Internet auf
die mobilen Empfangsgeräte wichtig für ARD und
ZDF, damit sie auch bei den jungen Leuten ankom-
men und da Bewusstseinsförderung betreiben. –
Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort Herr Bürgermeister Böhrnsen.

Bürgermeister Böhrnsen: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Der Tenor der Entscheidung des
Bundesverfassungsgericht lautet, die Zustimmungs-
gesetze und Zustimmungsbeschlüsse der Länder zum
Achten Rundfunkänderungsstaatsvertrag sind mit
dem Grundrecht der Rundfunkfreiheit aus Artikel 5
Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes unvereinbar. Das
bedeutet, dass auch unser Beschluss der Bremischen
Bürgerschaft dazu mit dem Grundgesetz unverein-
bar ist. Dennoch freuen wir uns über diese Entschei-
dung. Was im Moment etwas eigenartig aussieht, hat
aber seine Begründung und Erklärung. Wer sich an
die Debatte im Jahr 2004 erinnert, kann das sofort
nachvollziehen.

Wir, der Senat wie auch die Bremische Bürgerschaft,
haben von Bremen aus immer darauf gedrungen, dass
die damals diskutierte Gebührenfestsetzung im Rah-
men des Verfassungsrechts und damit des Gebüh-
renurteils des Bundesverfassungsgerichts von 1994
verlaufen müsste. Wir haben damals gesagt, wir sind
für die von der KEF vorgesehene Gebührenerhöhung
von 1,09 Euro, insbesondere deswegen, weil an eine
Gebührenerhöhung die Strukturhilfe für Radio Bre-
men von 64 Millionen Euro geknüpft war und wir den
Bestand von Radio Bremen sichern wollten, den wir,
wie jetzt zu Recht gesagt worden ist, auch gesichert
haben, worauf wir stolz sind. Das war die damalige
Debatte, wie wir sie in Bremen geführt haben.

Die Bedeutung und Funktion des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks herauszustellen scheint – bis auf
einzelne Abgeordnete – vielleicht gar nicht nötig zu
sein. Ich will dennoch noch einmal ein ausdrückli-
ches Bekenntnis zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk
ablegen, und ich freue mich, dass das Bundesverfas-
sungsgericht das in dieser Entscheidung noch einmal
mit der gebotenen Klarheit gesagt hat.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist nicht nur
irgendein Anbieter im Bereich vieler Anbieter, son-
dern das, was die Väter und Mütter unseres Grund-
gesetzes aus den Erfahrungen von Weimar und Na-
zizeit und mit Unterstützung der Amerikaner gelernt
haben, war, dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk
wie die Versammlungs-, Demonstrations- und Mei-
nungsfreiheit schlichtweg konstitutiv für eine leben-
dige Demokratie ist, weil nämlich – und das können
wir noch einmal sehr schön in den Formulierungen
des Gerichts nachlesen – der publizistische und öko-
nomische Wettbewerb im Bereich der Medien nicht
automatisch dazu führt, dass die Vielfalt der Meinun-
gen, Erfahrungen, Werte und Informationen auch
vermittelt werden. Es ist die Aufgabe des öffentlichen
Rundfunks, das sicherzustellen.

Deswegen freuen wir uns, dass wir Radio Bremen
haben, wie der Intendant sagt, ein Parlamentsrund-
funksender, nicht weil er meint, er ist abhängig vom
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Parlament, sondern weil das Entstehen und der Be-
stand dieses Senders mit einer Entscheidung des
bremischen Gesetzgebers zu tun haben, und wir wol-
len von hier aus Radio Bremen sagen, das ist und wird
auch weiter richtig sein, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU, beim
Bündnis 90/Die Grünen und bei der FDP)

Ich will noch einmal herausstellen, wie das System
der Festsetzung von Rundfunkgebühren seit dem
Gebührenurteil von 1994 gesetzlich geregelt ist. Auf
der ersten Stufe melden die Rundfunkanstalten auf
der Grundlage ihrer Programmentscheidungen ihren
Finanzbedarf an. Auf der zweiten Stufe prüft eine aus
Fachleuten zusammengesetzte Kommission, nämlich
die berühmte KEF, die Kommission zur Ermittlung des
Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten, ob sich die Pro-
grammentscheidungen im Rahmen des Rundfunkauf-
trags halten und ob der daraus abgeleitete Finanz-
bedarf den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit entspricht. Die Kommission erstattet den
Landesregierungen alle zwei Jahre Bericht, und auf
der dritten Stufe setzen die Länder die Gebühren fest.
Die Ministerpräsidenten bereiten die Rundfunkstaats-
verträge vor, und die Landtage beschließen entspre-
chend.

Um die Frage zu beantworten, die Herr Kuhn ge-
stellt hat: Im Jahr 2000 haben alle 16 Länderparla-
mente diesen Achten Rundfunkänderungsstaatsver-
trag, unabhängig von der Farbe der Regierungsko-
alition oder -zusammensetzung, gebilligt. Da kann
sich also keiner an die Seite stellen und sagen, wir
sind aber verfassungstreuer als die anderen. Ich habe
die bremische Situation geschildert, weshalb wir am
Ende diesen Kompromiss mitgemacht haben, wohl
wissend, dass er rechtlich schwierig und kompliziert
ist, weil es keine Alternative gegeben hat, insbeson-
dere zur Sicherung von Radio Bremen.

Wir haben, das will ich auch noch einmal unter-
streichen, mit dieser Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts jetzt wirklich Klarheit. Wir haben
Klarheit, dass das System der Gebührenfestsetzung
verfassungsrechtlich in Ordnung ist, das hat das
Gericht bestätigt, die drei Stufen, Klarheit darüber,
was Wille der Politik und damit der Landesregierun-
gen und der Länderparlamente ist, nämlich dass sie,
und da muss man ganz sauber trennen, natürlich
anschauen dürfen und auch einen Entscheidungsspiel-
raum haben, ob man das, was die Kommission an Ge-
bührenerhöhung vorschlägt, mittragen kann und will,
dass das aber nicht eine medienpolitische Einfluss-
nahme auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk sein
darf, sondern dass man allgemeine wirtschaftliche Er-
wägungen anstellen oder allgemeine Einkommens-
entwicklungen prüfen oder allgemeine Fragen des
Zugangs zu Informationen stellen darf und daraus
auch Schlussfolgerungen ziehen kann, aber keine me-
dienpolitische Einflussnahme! Die Staatsferne des

öffentlich-rechtlichen Rundfunks, das ist das konsti-
tutive Element, wollen wir schützen, und das hat das
Bundesverfassungsgericht hier herausgestellt, und
daran werden wir uns halten.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, ansonsten kann ich mich
vielem anschließen, was hier gesagt wurde. Ich möchte
abschließend sagen, ich glaube, dass wir die Entwick-
lung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks weiter
intensiv diskutieren müssen, auch was die europa-
rechtliche Dimension und die Frage des digitalen An-
gebots angeht. Da sage ich, auch wenn ich auf die-
ser Seite sitze, das darf man nicht den Ministerprä-
sidenten allein überlassen, sondern das muss im Par-
lament diskutiert werden! Das ist eine so wichtige
Frage, dass sie alle Länderparlamente beschäftigen
muss und die Bremische Bürgerschaft allemal. Des-
wegen biete ich an, dass wir ausgehend von dieser
Entscheidung, aber auch angesichts der weiter zu dis-
kutierenden Fragen in einen, wie ich ganz sicher bin,
fruchtbaren Dialog zwischen Senat und Bürgerschaft
eintreten können. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aktuelle Stunde ist geschlossen.

Bremens und Bremerhavens Küsten ausreichend
schützen

Große Anfrage der Fraktion der FDP
vom 13. Juli 2007

(Drucksache 17/24)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 4. September 2007

(Drucksache 17/35)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Dr.
Loske, ihm beigeordnet Herr Staatsrat Golasowski.

Herr Senator, ich gehe davon aus, dass Sie die
Antwort nicht mündlich noch einmal wiederholen
möchten. Möchten Sie die Antwort noch einmal
mündlich wiederholen?

(Senator D r .  L o s k e : Nein!)

Ich gehe davon aus, dass wir in eine Aussprache
eintreten wollen. – Das ist der Fall.
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Dann erteile ich dem ersten Redner, dem Abge-
ordneten Dr. Buhlert, das Wort.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Wenn wir an das
Thema Küstenschutz und Deichsicherheit denken,
werden manche an den Schimmelreiter von Theo-
dor Storm oder an den Spruch denken: Wer nicht will
deichen, der muss weichen! Aber so unaktuell ist das
Thema gar nicht, das hat nichts mit Historie zu tun,
sondern wir wissen, das Klima wandelt sich, und die
Frage, die sich stellt, ist: Wie reagieren wir darauf,
und reagieren wir angemessen und ausreichend
darauf?

Die internationalen Studien haben festgestellt, dass
der Meeresspiegel um mindestens 20 Zentimeter
steigen wird, um 60 Zentimeter ist auch noch wahr-
scheinlich, und es gibt Horrorszenarien, auch in der
Wissenschaft, die weit darüber hinausgehen. Wir als
Bremer werden uns darauf einstellen müssen, und
es ist gut, wie ich der Antwort des Senats entnehmen
kann, dass wir uns darauf einstellen wollen. Es ist ein
Kraftakt, den Bremen hier leisten muss!

Die Kosten für die Deichsicherung, die notwendig
sind, betragen mindestens 100 Millionen Euro. Das
ist kein Pappenstiel, das ist eine große Aufgabe, bei
der ich und wir als FDP-Fraktion gespannt sind, wie
diese Aufgabe im Rahmen der Haushaltsberatungen
gelöst werden wird. Aber Bremen kann dieses Pro-
blem nicht allein stemmen, auch das wissen wir. Ent-
sprechend ist ja auch der Küstenschutz Teil der Ge-
meinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz,
sprich: Es gibt Mittel des Bundes, wie es im Artikel
91 a des Grundgesetzes vorgesehen ist, dass die
Länder ausreichend unterstützt werden.

Was als ausreichend angesehen wird, möchte ich
doch einmal hier infrage stellen. Die nicht einmal 2
Millionen Euro, die Bremen für den Bereich Agrar-
struktur und Küstenschutz bekommt, sind doch eine
kleine Menge Geldes angesichts des großen Finan-
zierungsbedarfs, auch angesichts der Tatsache, dass
die EU keine Mittel dafür gibt, außer für die weni-
gen Teile, die im ländlichen Raum sind – die sind in
Bremen und Bremerhaven bekanntermaßen ja we-
nige: Teile im Norden von Bremerhaven, die Deich-
stücke Farge-Rekum sowie das Werderland –, die als
landwirtschaftliche Flächen geschützt werden müs-
sen. Aber es gibt eben nicht im Sinne des Küsten-
schutzes weitere Flächen, die auf EU-Förderung
hoffen können. Insofern ist es doch die Frage, die wir
hier beantworten müssen und die auch der Bundes-
gesetzgeber als Haushaltsgeber beantworten muss:
Ist es nicht möglich, die Unterstützung im Bereich
Agrarstruktur und Küstenschutz für den Küstenschutz
zu erhöhen?

Wenn man sich die Aufgaben im Rahmen der Ge-
meinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz
einmal durchliest – das sind umfangreiche Bundes-

tagsdrucksachen –, findet man dabei nur ein paar
wenige, fünf Seiten vielleicht zum Thema Küsten-
schutz, und der Rest geht dann – die Fachleute fra-
gen immer, ob wir das wissen – um die ganzen Fra-
gen der Grundsätze der Agrarstruktur wie Förderung
nach dem Marktstrukturgesetz, Förderung umwelt-
und tiergerechter Haltungsverfahren, Förderung
forstwirtschaftlichen Wegebaus oder der Milchleis-
tungsprüfung. Aber ich denke mir, der Bund sollte
sich, und die Länder sind dort ja auch in der Rahmen-
planung vertreten, entsprechend damit befassen, dass
er mehr Gelder für den Küstenschutz bereitstellt.

Die Große Koalition im Bund hat die Mittel für den
Küstenschutz von ungefähr 690 Millionen auf 610
Millionen Euro heruntergeschraubt, indem sie die
Mittel für die Gemeinschaftsaufgabe gesenkt hat. Das
wird dem Thema nicht gerecht angesichts des Kli-
mawandels. Wir müssen doch eine Antwort darauf
geben, insbesondere hier in Bremen, wo 90 Prozent
der Bevölkerung auf einen wirksamen, effektiven Küs-
tenschutz angewiesen sind, wie wir die Deiche stär-
ker machen! Nicht, dass jemand jetzt Angst bekommt!
Unsere Deiche sind heute hoch genug, aber sie sind
zukünftig nicht hoch genug! Das wissen wir, und
deswegen müssen wir jetzt tätig werden.

Wenn wir wissen, dass man in Niedersachsen be-
reits tätig geworden ist und dort die Deiche entspre-
chend in den nächsten zehn Jahren höher gebaut
werden sollen, müssen wir die Frage beantworten,
wie wir das in Bremen in den nächsten Jahren auch
schaffen wollen. Wir wissen alle: Die Kette reißt am
schwächsten Glied, oder der Deich bricht an der
schwächsten Stelle. Ich möchte nicht, dass der Deich
hier bricht, und deswegen müssen wir rechtzeitig
vorsorgen!

Das Ziel muss also sein, innerhalb von zehn Jah-
ren dafür zu sorgen, dass auch hier der im gemein-
sam bearbeiteten Generalplan Küstenschutz festge-
stellte Sanierungs- und Ausbaubedarf realisiert wird.
Es ist wichtig, dass wir die Gelder der EU einwerben
können und man im ländlichen Raum tätig wird. Man
ist dort ja auch dabei, ich habe mit den Deichverbän-
den am linken und rechten Weserufer gesprochen.
Dass es losgeht, ist gut!

Eine Frage bleibt dann aber noch offen, was mich
sehr irritiert hat in der Senatsantwort, Herr Senator
Loske, und zwar ist das die, die ich in der Umwelt-
deputation gestellt habe, ob denn Bremen die Dei-
che auch zukünftig nicht nur 25 Zentimeter, wie man
im Generalplan Küstenschutz nachlesen kann, hö-
her baut, sondern 50 Zentimeter höher. Das ist aus
Sicht der FDP noch nicht ausreichend beantwortet
in der Senatsantwort. Wenn es sich nur um Fragen
der Finanzierung handelt, mag das ja noch ein we-
nig dauern, aber ich denke, wir können nicht in Bre-
men die Deiche niedriger bauen als in Niedersach-
sen, weil die Weser durch Niedersachsen geht und
in Bremen irgendwie endet und man keinen Versatz
in den Deichen haben sollte. Insofern sollten wir da
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auf denselben Weg einschwenken, und das, was die
Verwaltung dort in der Umweltdeputation geantwortet
hat, sollte auch Maxime des handelnden Senats sein.

Wenn wir hier handeln, sind wir gut aufgestellt, und
das Ziel aller muss sein, die norddeutschen Minis-
terpräsidenten zu unterstützen. Deren Initiative ist
richtig, mehr Geld über die Ministerpräsidentenkon-
ferenz Nord einzufordern, aber auch in unseren Frak-
tionen im Bundestag dafür zu werben, dass die Mit-
tel für den Küstenschutz im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe erhöht werden.

(Glocke)

Nur dann werden finanzschwache Länder wie Bre-
men in der Lage sein, diese Aufgabe auch zu stem-
men. Wir wissen alle, nach dem Grundgesetz ist das
eine Gemeinschaftsaufgabe, die der Unterstützung
aller, auch der anderen Bundesländer, bedarf. – Herz-
lichen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Ravens: Nächste Rednerin ist Frau
Kollegin Dr. Mathes.

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Buhlert hat ja schon deutlich gemacht,
dass wir auf der Grundlage des in diesem Haus ein-
stimmig verabschiedeten Generalplans Küstenschutz
jetzt noch zwei wesentliche Handlungsfelder haben,
an denen wir arbeiten müssen. Das eine ist die Fra-
ge, dass die bisher zugrunde gelegte Meeresspiegel-
erhöhung aufgrund des Klimawandels im bisherigen
Generalplan Küstenschutz nicht hinreichend berück-
sichtigt ist. Das Zweite ist die Finanzierungsproble-
matik.

Aber, Herr Buhlert, an der Stelle bin ich schon
verwundert, weil Sie davon ausgehen und hier be-
haupten, dass der Senat nicht entsprechend handelt
und versucht, im Gleichklang mit Niedersachsen zu
einer angemessenen Berücksichtigung des Meeres-
spiegels zu kommen.

(Abg. D r .  B u h l e r t  [FDP]: Ich kenne
den Haushaltsentwurf nicht, vielleicht ken-

nen Sie ihn schon!)

Es ist ganz sicher, und dafür stehen auch die Grü-
nen, und wir haben das auch immer deutlich gemacht
und sind hier nie zurückgerudert, dass aufgrund der
neuen Erkenntnisse wie im letzten IPPC-Bericht, aber
auch aufgrund der Messung des Meeresspiegelan-
stiegs noch weiter Handlungsbedarf besteht und dass
die bisher zugrunde gelegten Deicherhöhungen nicht
ausreichen. Aber, meine Damen und Herren, es ist
auch klar, dass das nur im Gleichklang mit Nieder-

sachsen geht, weil Sturmfluten sich weder an Lan-
desgrenzen noch an falsche Berechnungen halten!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich möchte hier auch
noch einmal deutlich machen, wir haben auch ge-
nau diesen Punkt im Koalitionsvertrag berücksich-
tigt

(Abg. D r .  B u h l e r t  [FDP]: Der ist
aber nicht Gesetz!)

und im Koalitionsvertrag auch formuliert, dass der
Senat tätig wird und in die Verhandlungen mit Nie-
dersachsen einsteigt. Ich kann mir auch irgendwie
eine etwas kritische Bemerkung nicht ersparen. Bisher
lag das Problem, hier deutlicher zu handeln und ent-
sprechend den aktuellen wissenschaftlichen Erkennt-
nissen den Küstenschutz zu betreiben, nicht daran,
dass Bremen das nicht wollte, sondern bisher war die
Bremse immer in Niedersachsen zu finden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD – Abg. G ü n t h n e r  [SPD]:
Da hätten Sie einmal auf Herrn Sander ein-

wirken müssen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der andere Pro-
blembereich ist – und ich glaube, das reicht jetzt ab-
schließend soweit zum Sachstand – natürlich derje-
nige, dass wir erhebliche Finanzierungsprobleme
haben. Herr Dr. Buhlert hat es ja schon genannt, aber
das sind die Kosten für den jetzigen Generalplan
Küstenschutz, dass wir mit 100 Millionen Euro in den
nächsten zehn Jahren kalkulieren müssen. Wenn wir
wirklich noch den notwendigen Aufschlag von plus
25 Zentimetern machen, also dann neben den im Ge-
neralplan zugrunde gelegten 25 Zentimetern Mee-
resspiegelanstieg um 25 Zentimeter die Deiche zu-
sätzlich erhöhen, dann muss davon ausgegangen wer-
den, dass das circa 30 Millionen Euro mehr kostet,
sodass wir möglicherweise auf eine Größenordnung
von 140 Millionen Euro kommen – in den anderen
Rechnungen sind ja auch noch Abweichungen –, was
eine erhebliche Belastung wäre.

Es ist doch eines auch ganz deutlich: Das kann
Bremen allein nicht schultern!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Umso wichtiger ist es, dass Bremen zusammen mit
den Küstenländern geschlossen auftritt, um in Ver-
handlungen mit dem Bund eine angemessene Betei-
ligung an den Kosten des Klimawandels zu erreichen,
und da möchte ich auch ganz deutlich sagen: Bre-
men allein hat doch nicht den Klimawandel verur-
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sacht! Der Klimawandel ist im Wesentlichen verur-
sacht – –.

(Zurufe  von  der  CDU  –  Abg.  R ö w e -
k a m p  [CDU]: Ich dachte, es wäre die
Große Koalition gewesen, die das verursacht

hat!)

Im Übrigen, Herr Röwekamp, wenn Sie das Ver-
ursacherprinzip interessiert: Das war für die Grünen
immer schon sehr wichtig, dass man dies auch bei
der Handlung zugrunde legt, dass Klimawandel im
Wesentlichen von den Industrienationen verursacht
ist, Deutschland einen wesentlichen Anteil daran hat
und dass die Küstenländer jetzt die Folgen nicht al-
lein schultern können. Ich glaube, das ist doch wichtig,
dass wir das gemeinsam so vorantreiben und eine an-
gemessene Beteiligung des Bundes erreichen. – Danke
für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Nächster Redner ist der Ab-
geordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Leider hat die FDP
wieder einmal nur eine große Scheinanfrage mit der
vollmundigen Überschrift „Bremen und Bremerha-
vens Küsten ausreichend schützen“ zu diesem sehr
wichtigen Thema eingebracht.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Die sind gerade
erst eingezogen!)

Beruhigen Sie sich, meine Damen und Herren!

Meine Herren von der FDP, von Ihnen hätte ich
eigentlich etwas mehr erwartet, mindestens einen
beschlussfähigen Antrag und nicht nur eine lapida-
re Anfrage! Sie wissen doch nicht erst seit gestern,
dass der Meeresspiegel aufgrund des veränderten
Klimawandels kontinuierlich ansteigt, Sie wissen es
doch nicht erst seit gestern, dass wir schon seit Jah-
ren einen unverantwortlichen, unzureichenden Küs-
tenschutz haben und dass ein effektiver Küstenschutz
dringend notwendig ist, dass Küstenschutz schon seit
Jahren, wie eben erwähnt, lapidar behandelt worden
ist und gerade ein ausreichender, effektiver Küsten-
schutz für unsere Bevölkerung von einer großen,
existenziellen Bedeutung ist!

Zwar hat der Senat im April mit dem niedersäch-
sischen Umweltministerium einen Generalplan Küs-
tenschutz beraten, darüber hinaus aber ist meines Er-
achtens bis jetzt nichts, aber auch gar nichts Effekti-
ves im Bereich des Küstenschutzes eingeleitet oder
umgesetzt worden. Tatsache ist –

(Zurufe von der FDP)

quatschen Sie nicht dazwischen, kommen Sie nach
vorn! –, dass aufgrund des Klimawandels der Was-
serstand der Weser kontinuierlich ansteigt, dadurch
weichen unsere Deiche unweigerlich auf. Die Folge
ist: Unsere Deiche werden bei Hochwasser nicht hal-
ten können, weil sie zu niedrig sind. Das dürfte sogar
der FDP-Fraktion klar sein! Darum fordere ich Sie zum
Schutz unserer Bevölkerung dringend dazu auf, un-
sere Deiche schnellstens um mindestens 50 Zentimeter
zu erhöhen.

Das Land Niedersachsen hat schon damit angefan-
gen, seine Deiche um 50 Zentimeter zu erhöhen. Nie-
dersachsen hat schon gehandelt, und Sie zerreden,
wie gewöhnlich, mit langen, unendlichen Diskussi-
onen ein solch wichtiges Thema!  Niedersachsen hat
schon gehandelt, also Taten statt Worte, meine Da-
men und Herren!

Es ist unverantwortlich, dass Sie damit wichtige Zeit
verlieren, denn laut Aussage von Herrn Wilhelm Kol-
dehofe, Referatsleiter des Umweltsenators, müssen
circa 80 Prozent unserer Deiche dringend erhöht wer-
den, und einige Deiche müssen dringend zwischen
einem halben und einem Meter aufgeschüttet wer-
den. An der Wilhelm-Kaisen-Brücke, an der Stepha-
nibrücke sowie am Weserstadion müssten die Ufer
schon lange nachgebessert werden. Das alles ist Ih-
nen schon bekannt.

Wie Sie sehen können, ist das Bremer und Bremer-
havener Umland schon lange nicht mehr ausreichend
küstengeschützt. Wenn Sie davon ausgehen, dass circa
95 Prozent der Bremer und Bremerhavener Bevölke-
rung auf einen effektiven und wirksameren Küsten-
schutz angewiesen sind, sage ich Ihnen als parteilo-
ser Abgeordneter im Namen der Bremerhavener Wäh-
lervereinigung Protest der Bürger,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Im Namen von wem war das?)

es ist unverantwortlich und ein Skandal sonderglei-
chen, dass Sie mit einer verfehlten und rücksichts-
losen Politik gerade im sehr wichtigen Bereich des
Küstenschutzes unsere Bremer und Bremerhavener
Bevölkerung unnötig gefährden. Ich fordere Sie
hiermit auf, schnellstens, aber allerschnellstens endlich
wirksame und effektive Anträge zum Thema Küsten-
schutz hier einzubringen, die wir dann einstimmig
im Interesse und zum Schutz unserer Bevölkerung
beschließen können! Hierzu werden Sie meine vol-
le Unterstützung immer und jederzeit erhalten. – Ich
danke Ihnen!

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Rupp.

Abg. Rupp (Die Linke)*): Herr Präsident, sehr ver-
ehrte Damen und Herren! Erlauben Sie mir, dass ich
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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noch eine kurze Zwischenbemerkung von Ihnen, ich
glaube, Herr Tittmann, aufgreife! Wenn bestimmte
Leute meinen, es reiche aus, offensichtliche Missstän-
de einfach nur laut genug in die Welt zu schreien und
die würden sich dadurch beheben lassen, sind Sie im
Irrtum. Man muss schon genau darüber nachdenken,
was man im Einzelfall macht. Ich glaube, bei allen
politischen Differenzen eint uns eines: Wir wissen aus
praktischer Erfahrung, dass Menschen aus bestimm-
ten Parteien nicht in der Lage sind, für offensichtli-
che Missstände praktische Lösungen zu finden, son-
dern in aller Regel dazu beitragen, dass sich die Pro-
bleme verschärfen. Soweit zu meinem Vorredner!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Wir wissen ja gar nicht mehr, wel-

che Partei das ist!)

Ich will nur vergleichsweise kurz zu der Frage Küs-
tenschutz Stellung nehmen. Erstens, wir bewerten
selbstverständlich kritisch, dass bei der Frage, wie
hoch denn wohl der Meeresspiegel in den nächsten
hundert Jahren steigen wird, zunächst eine offensicht-
lich optimistische Entscheidung im Sinne von mög-
lichst wenig Deich getroffen worden ist, und es freut
mich zu hören, dass man da eine höhere Sensibilität
entwickelt. Ich halte das für notwendig. Meiner Mei-
nung nach darf man Küstenschutz eben nicht nach
dem Prinzip Hoffnung, nämlich wir hoffen, dass es
nicht so schlimm wird, machen.

Zweitens, ich möchte noch einmal dafür werben,
dass wir die Frage der Weservertiefung und ihrer
Auswirkung auf gegebenenfalls eintretende Sturm-
fluten und Hochwasser noch einmal bewerten und
unter Umständen da auch noch einmal genauer hin-
schauen, ob wir nicht möglicherweise etwas zu vor-
eilig sind, wenn wir finden, die Weser muss vertieft
werden.

(Beifall bei der Linken)

Ich habe eine Geschichte, die jetzt in dieser gan-
zen Anfrage auch noch nicht thematisiert worden ist,
festgestellt, als ich zu dieser Frage recherchiert habe:
Es gibt offensichtlich mittlerweile sehr ausgefeilte
Systeme, wie man computergestützte Untersuchun-
gen zu Risiken dieser ganzen Umwelterwärmung,
Meereserwärmung  und  Meeresspiegelerhöhung
macht, und man kann sowohl mikroökologische als
auch mikrometeorologische Erkenntnisse einfließen
lassen. Das heißt, man kann Schadensanalysen für
ganz bestimmte Gebiete machen, man kann sagen,
wie teuer es eigentlich wird, wenn das Wasser da ein-
mal hinkommt. Das ist im Kern schon einmal gut, weil
man nämlich auch deutlich sagen kann, wie viele
Schäden eigentlich in der Perspektive entstehen, wenn
wir heute nicht bestimmte Investitionen vornehmen.
Das ist für mich ein wichtiges Kriterium, es weist darauf
hin, dass bestimmte Notwendigkeiten bestehen.

Ein bisschen schwierig an diesen Analysen ist, dass
ihre Grundlage ist, es gibt offensichtlich wirtschaft-
lich schützenswerten Raum, der mit höheren Deichen
bestückt werden muss, und anderen Raum oder mög-
licherweise ländlichen Raum, wo es vielleicht noch
nicht so wichtig ist. Das heißt, man zieht zunächst in
die Frage des – –.

(Zuruf des Abg. I m h o f f  [CDU])

Lesen Sie es nach, ich kann Ihnen die Seiten, das
Gutachten und die entsprechenden Sachen geben,
das ist überhaupt kein Quatsch!

(Abg. I m h o f f  [CDU]: Wir machen das
aber doch nicht!)

Bitte?

(Abg. I m h o f f  [CDU]: Wir machen das
aber doch nicht!)

Ich habe ja nicht gesagt, dass Sie das machen! Ich
habe nur gesagt – –.

(Abg. I m h o f f  [CDU]: Dann beziehen
Sie den ganzen Kram doch nicht hier auf

Bremen!)

Entschuldigung, ich habe gesagt, dass diese Form
von Kriterien mittlerweile bei der Bewertung und bei
der Entwicklung von Küstenschutz Einzug findet, und
ich habe gesagt, das finde ich problematisch, und das
sollten wir nicht tun. Es sind nicht nur ökologische
oder ökonomische Kriterien dabei wichtig, sondern
natürlich auch Naturschutz und im Wesentlichen auch
soziale Kriterien.

Die Finanzierung des Küstenschutzes ist schon
angesprochen worden. Ich bin sehr damit einverstan-
den, dass wir den Bund deutlicher in die Pflicht neh-
men, aber ich bin auch sehr damit einverstanden, dass
wir die Nutznießerinnen und Nutznießer von solchen
Küstenschutzmaßnahmen – es nützt ihnen nämlich,
da keine Schäden entstehen – miteinbeziehen. Man
muss deutlich die Unternehmen möglicherweise über
eine entsprechende Besteuerung, aber möglicher-
weise auch Versicherungsgesellschaften, deren wirt-
schaftlicher Schaden ungeheuer groß wäre, mit ins
Boot holen, um zu überlegen, wie man diese Sachen
finanziert. Ich fände es nicht besonders witzig, wenn
man jetzt ausschließlich nur Häuslebauer heranzieht,
um einen privaten Anteil dieser Finanzierung zu
erreichen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Garling.
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Abg. Frau Garling (SPD)*): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Am 25. April dieses Jahres
haben wir in diesem Hause eine ausführliche Land-
tagsdebatte über den Generalplan Küstenschutz ge-
führt. Herr Tittmann, offenbar haben Sie an der Stelle
geschlafen,

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Abg. T i t t m a n n  [partei-

los]: Ich schlafe nie!)

sonst wären Sie etwas besser informiert über die
Sachlage!

(Abg. T i t t m a n n  [parteilos]: Ich
schlafe nie, nur wenn Sie reden!)

Zur Debatte möchte ich einfach noch einmal sa-
gen, dass wir über alle Fraktionen hinweg mit dem
Ergebnis des Generalplans nicht zufrieden waren, und
zwar genau deswegen nicht, weil der klimabeding-
te Zuschlag von 25 Zentimetern in diesem gemein-
sam erarbeiteten Plan zwischen Bremen und Nieder-
sachsen nämlich nicht berücksichtigt worden ist,
sondern nur der säkular gemessene Meeresspiegel-
anstieg der letzten hundert Jahre. Wir haben darüber
hinaus den damaligen Umweltsenator dazu aufge-
fordert, in den weiteren Verhandlungen mit Nieder-
sachsen darauf hinzuwirken, dass genau dieser kli-
mabedingte Zuschlag von 25 Zentimetern mit ins
Verfahren eingearbeitet wird.

Sehr geehrter Herr Dr. Buhlert, ich empfehle Ih-
nen sehr, in der Vorbereitung auf solche Themen die
Protokolle der Debatten einmal anzuschauen und
durchzulesen, dann wären Sie an der Stelle auch
wirklich besser informiert gewesen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Glocke)

Vizepräsident Ravens: Frau Kollegin Garling, sind
Sie bereit, eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr.
Buhlert anzunehmen?

Abg. Frau Garling (SPD): Selbstverständlich!

Vizepräsident Ravens: Bitte sehr, Herr Dr. Buhlert!

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrte Frau Kolle-
gin, haben Sie zur Kenntnis genommen, dass ich in
meinen Ausführungen nicht kritisiert habe, dass nicht
das Ziel 50 Zentimeter verfolgt wird, sondern dass
der Senat in seiner Antwort an dieser Stelle noch
unpräzise ist und sich nicht eindeutig zu den 50 Zen-
timetern bekennt, was ich bedauert habe, was aber
im Sinne des damaligen Beschlusses ist?
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Abg. Frau Garling (SPD): Gut, dazu kann ich Ih-
nen sagen, es ist ja offenbar so, dass Herr Sander vor
einiger Zeit, ohne sich mit Bremen abzustimmen, ver-
kündet hat, dass er jetzt beabsichtige, diese 25 Zen-
timeter zusätzlich zu berücksichtigen, was wir sachlich
ja richtig finden, aber wir erwarten gleichermaßen,
dass er, bevor er solche Sachen öffentlich verkündet,
sich mit dem Land Bremen abstimmt. Das kann man
doch wohl erwarten. Dass der Senat hier noch nicht
entsprechend antworten konnte, liegt sicherlich daran,
dass diese Abstimmung jetzt erst noch erfolgen muss.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abg. D r .
B u h l e r t  [FDP])

Herr Dr. Buhlert, hören Sie mir einfach noch einmal
ein bisschen zu!

Darüber hinaus war ich auch etwas überrascht über
die Art und Weise, wie Sie hier Ihre Anfrage geschrie-
ben haben. Sie haben geschrieben: „Wird der Senat
sich jetzt an dem Verfahren von Niedersachsen ori-
entieren?“ Bremen sei angewiesen auf den Gleich-
klang mit Niedersachsen. Das gilt im Übrigen auch
umgekehrt, das möchte ich Ihnen an dieser Stelle
einmal mitteilen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ob der Senat sich an dem Verfahren orientiert! Wir
müssen uns nicht an dem Verfahren von Niedersach-
sen orientieren, sondern wir erwarten ein abgestimm-
tes Verfahren mit Niedersachsen! An der Stelle würde
ich Ihnen wirklich einmal empfehlen, Ihr Selbstver-
trauen für die Hansestadt Bremen und das gesamte
Land Bremen zu entwickeln.

(Abg. D r .  B u h l e r t  [FDP]: Nehmen Sie
bitte zur Kenntnis, dass ich im Gegensatz

zu Ihnen Tagenbarer bin!)

Letztendlich geht es hier um 570 000 Menschen,
nämlich 85 Prozent der Gesamtbevölkerung dieses
Landes, die auf einen ausreichenden Küstenschutz
angewiesen sind. Hier ist es besonders wichtig, dass
die Abstimmung zwischen Bremen und Bremerha-
ven wirklich stimmig ist und man das Verfahren ge-
meinsam nach vorn bringt.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Herzlichen Dank!

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Imhoff.
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Abg. Imhoff (CDU)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Küstenschutz, eine wichtige Auf-
gabe, dürfte hier eigentlich gar kein Streitthema sein,
weil wir uns hier alle dafür einsetzen, dass unser Land
Bremen sicher ist, und das vor allem gegen Hoch-
wasser von der Meeresseite aus. Der Klimawandel
trägt seinen Teil dazu bei, dass wir uns verstärkt um
dieses Thema kümmern müssen, was wir auch schon
getan und mit dem Generalplan Küstenschutz ein-
stimmig hier auf den Weg gebracht haben.

Frau Mathes hat das noch einmal auf den Punkt
gebracht, es gibt wirklich in dieser großen General-
debatte, die wir hier darüber führen, noch zwei kri-
tische Punkte: Das ist einmal die Deichhöhe, die wir
noch diskutieren, die wir damals in der Umweltde-
putation diskutiert haben, die wir momentan auf
Verwaltungsebene diskutieren und bei der wir se-
hen müssen, dass wir auf einen gemeinsamen Nen-
ner mit Niedersachsen kommen, denn dann macht
es Sinn. Ich hoffe, dass es zu einer entsprechenden
Erhöhung kommt, die dann auch für alle zutrifft.

Es gibt natürlich viele Studien, Herr Buhlert, die
verschiedenste Aussagen treffen, und da muss man
auch das Realistische für die beiden Bundesländer
oder für unser Bundesland heraussuchen. Ich den-
ke, wir sind dabei eigentlich auf einem guten Weg,
und hier gibt es keine Kritikpunkte anzusetzen.

Der zweite Punkt ist ja die Finanzierung. Da möchte
ich erst einmal auf Herrn Buhlerts Ausführungen ein-
gehen. Herr Buhlert, wir haben schon ein bisschen
mehr Landwirtschaft als nur im Werderland, und die
Hauptanteile für den Schützenkurs –

(Heiterkeit)

Schützenkurs,  Freudscher  Versprecher!  Küsten-
schutz! – kommen ja aus den GA-Mitteln, den Ge-
meinschaftsaufgabemitteln! Diese Gemeinschaftsauf-
gabemittel besagen auch, dass der Bund 70 Prozent
des Küstenschutzes mitfinanzieren muss. Das war in
der Vergangenheit natürlich nicht erforderlich, und
so sind diese Gemeinschaftsaufgabemittel auch für
andere Sachen verwendet worden. Es ist insofern
schon klar, dass wir in Bremen natürlich als kleins-
tes Bundesland von den Küstenländern nicht das
meiste Geld bekommen, aber hier liegt es dann auch
daran, mit der Bundesregierung in Kontakt zu kom-
men und dementsprechend zu verhandeln, dass sie
ihren gesetzlichen Bestimmungen auch nachkommt
und 70 Prozent davon finanziert. Daran werden wir
den Senat messen, ob er es schafft, dieses Geld auch
dementsprechend aus Berlin zu holen.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Aber Sie helfen doch mit?)

–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Wir helfen mit, auf jeden Fall! Aber vor allen Din-
gen liegt es natürlich auch an der Regierung und an
den Sozialdemokraten, die ja in der Bundesregierung
auch an der Regierung sind!

(Beifall bei der CDU – Abg. R ö w e k a m p
[CDU]: An maßgeblicher Stelle in der Bun-

desregierung!)

Insofern muss man sie auch in die Pflicht nehmen,
genau!

Dazu kommen noch die Mittel von der EU zur Ent-
wicklung des ländlichen Raumes, von denen noch
einmal zu berichten ist, dass wir jetzt erstmalig ei-
nen Plan gemeinsam mit Niedersachsen haben. Ich
denke, das ist gut. Wir konnten dementsprechend
auch gut Gelder einwerben, weil Lüneburg, eine C1-
Region der EU, seine Gelder nicht komplett abrufen
konnte, haben wir davon profitiert, und es stehen uns
in den nächsten Jahren noch 3 Millionen Euro zur Ver-
fügung. Es reicht vorn und hinten nicht. Vor allen
Dingen können die Gelder nicht komplett für den
Küstenschutz eingesetzt werden, sondern sind auch
für die wenigen Landwirte, die wir hier in Bremen
haben, zum Teil noch zwingend erforderlich. Diese
haben nämlich einen ganz wertvollen Auftrag, und
da kann ich Sie noch einmal einladen, mit mir zusam-
men herumzufahren und zu sehen, was sie hier an
Naherholung bieten und was sie hier in Bremen auch
für Naturschutz betreiben, nicht nur Wirtschaft, auch
Naturschutz! Insofern bin ich da gern bereit, Sie da
auch noch ein bisschen einzuführen, aber ich glau-
be, wir haben hier Konsens!

Zwei Sachen! Die Finanzierung muss gemacht wer-
den, daran werden wir die Regierung messen, und
bei der Deicherhöhung werden wir sehen, wie es wei-
tergeht. Wir bleiben in der Diskussion. – Danke!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Lieber Frank Imhoff, das, was ge-
sagt wurde,  führt natürlich dazu, dass ich noch zwei,
drei Takte sagen muss. Wenn wir mehr Geld für den
Küstenschutz fordern, fordern wir damit nicht weni-
ger für die Landwirte, sondern wir fordern mehr Geld
für den Küstenschutz! Darum geht es, und dafür sollten
wir dann alle in Berlin kämpfen, die Fraktionen, die
Finanzminister stellen, die Fraktionen, die Bundes-
kanzler stellen, und diejenigen, die Umweltminister
stellen, sie sollten dann dort auch entsprechend ak-
tiv werden.

Einen Aspekt, der bei der Finanzierung ganz wich-
tig ist, hat Frau Dr. Mathes genannt. Es wird höchst-
wahrscheinlich sogar weit teurer werden als die hun-
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dert Millionen Euro, und das ist das, was wir im Kopf
haben müssen, dass wir um dieses Geld wirklich
kämpfen und streiten müssen, denn es ist wichtig, und
es bedarf der Unterstützung der anderen Bundeslän-
der.

Eine Debatte haben wir noch nicht geführt, die wir
aber dann unter anderem in der Stadtbürgerschaft
weiterführen können und müssen, nämlich die der
Gestaltung der Küstenschutzmaßnahmen. Küsten-
schutz in Bremen ist nicht der grüne Deich in Farge
und Rekum, sondern Küstenschutz in Bremen sind
Spundwände, das sind bauliche Maßnahmen und die
Schlachte, und es sind die Platanen vor Becks am
Neustädter Deich. Insofern muss man darüber dis-
kutieren, wie diese Bauten gestaltet werden und wie
man das hinbekommt. Das sind wichtige Diskussio-
nen.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Bremerha-
ven kann ruhig absaufen!)

Ach wissen Sie, das sage ich nicht.

(Heiterkeit bei der SPD)

Wenn Sie meinen, dass Sie in Ihrer Stadtverordnungs-
versammlung zusammen mit bremenports diskutie-
ren wollen, wie die Gestaltung der Deiche dort beim
Auswandererhaus aussehen soll, tun Sie das gern!
Aber ich denke, es ist die Aufgabe in der Stadtver-
ordnungsversammlung und nicht unbedingt hier im
Landtag, über die Gestaltung der Deiche in Bremer-
haven zu diskutieren.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Wir sind
Landesparlament!)

Ja, aber die Gestaltungsfragen müssen wir nicht alle
hier diskutieren, sondern es muss dann schon über
städtische Angelegenheiten in städtischen Parlamen-
ten diskutiert werden. Insofern müssen wir die Sa-
che dann auch weiter diskutieren.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD] meldet sich
zu einer Zwischenfrage.)

Ja bitte, fragen Sie!

(Heiterkeit)

Vizepräsident Ravens: Na!

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Ja, ich weiß, aber er fragt
ja nicht!

Vizepräsident Ravens: Noch entscheiden wir! Ich
muss Sie erst fragen: Herr Dr. Buhlert, sind Sie be-
reit, eine Zwischenfrage entgegenzunehmen?

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Ja, bitte!

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Günthner!

Abg. Günthner (SPD): Herr Buhlert, ich habe ge-
rade Ihre Anfrage vor Augen. Sie haben geschrie-
ben: „Bremens und Bremerhavens Küsten ausrei-
chend schützen“. Wie passt das jetzt mit dem, was
Sie gerade eben gesagt haben, zusammen, dass die
Stadtverordnetenversammlung in Bremerhaven sich
damit beschäftigen soll, aber nicht der Landtag?

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sie haben doch deutlich
gehört, dass ich auch über die Bremerhavener Dei-
che gesprochen habe, beispielsweise die landwirt-
schaftlichen Flächen im Norden.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Gerade eben
hörte sich das anders an, da haben Sie ge-
sagt, wir sollen die absaufen lassen, das wäre

nicht das Problem!)

Dann müssen Sie vielleicht die Gesamtdebatte
verfolgen und nicht erst jetzt in den Antrag schau-
en, was darin steht, denn ich habe eben über die
Gestaltung der Deiche gesprochen und gesagt, dass
über Gestaltungsfragen vielleicht auch in den Städ-
ten gesprochen werden darf, damit die Menschen vor
Ort daran auch beteiligt werden

(Beifall bei der FDP)

und nicht nur die Menschen im Land die Frage von
oben herab beantworten sollten, die hier im Parla-
ment sitzen, sondern dass diese Fragen unten an der
Basis entschieden werden sollen.

Wenn ich für den Schutz der Küsten Bremens und
Bremerhavens eintrete, glauben Sie mir, dass ich auch
an Bremerhaven denke. Wir haben ein Motto und das
heißt: zwei Städte, ein Land! Das weiß auch ich als
Tagenbaren-Bremer.

(Beifall bei der FDP)

Um die Debatte nicht weiter zu verlängern und die
Frage des Küstenschutzes weiter zu diskutieren: Wir
müssen die Gestaltung weiter besprechen, beispiels-
weise im Bereich Grauwallkanal und des Bremerha-
vener Nordens, wie das dort gestaltet werden soll,
und wir müssen diskutieren, wie wir die Deichver-
bände weiter unterstützen. Sie sind dabei, die Pla-
nung entsprechend voranzutreiben.

Ich wünschte mir, der Senat würde mit dem The-
ma Weservertiefung sensibler umgehen. Herr Rupp
hat das angesprochen – ich sehe ihn jetzt gerade nicht
–, dass es dort einen sensibleren Umgang bräuchte.
Wenn ich die Äußerung von Senator Nagel zur Elb-
vertiefung in einer Veranstaltung bei seinem ehema-
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ligen Arbeitgeber lese, das sei alles machbar, und die
Sicherheit sei gewährleistbar, dann wünsche ich mir,
dass er wenigstens bei der Weservertiefung eine
sensiblere Stellungnahme abgibt und auch mit sei-
nen Senatskollegen Dr. Loske und den anderen Mit-
gliedern des Senats darauf achtet, dass das Planfest-
stellungsverfahren dort sinnvoll läuft, sodass Bremen
und Bremerhaven sicher hinter den Deichen sind und
die Bremer und Bremerhavener sicher hinter den
Deichen leben können.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Aber Schif-
fe sollen da auch noch hinkommen? – Abg.
B ö d e k e r  [CDU]: Aber ohne Wasser!)

Mit der Vertiefung habe ich kein Problem!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort Herr Staatsrat Golasowski.

Staatsrat Golasowski: Herr Präsident, sehr geehrte
Abgeordnete! Das Meiste zu diesem Thema ist ge-
sagt, ich möchte das noch einmal zusammenfassen:
Bremens und Bremerhavens Deiche sind sicher!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Bremen hat nach der Hollandflut 1953 und nach der
Sturmflut an der deutschen Nordseeküste 1962 die
Deiche entsprechend erhöht, sodass die Sicherheit
seitdem gegeben ist, und das wird sich nicht morgen
ändern. Wir sprechen hier über Maßnahmen, die sich
in den nächsten hundert Jahren auswirken werden.
Wir haben nach unserem Dafürhalten zehn Jahre Zeit,
um diese Vorkehrungen zu treffen.

Der Senat hat nicht die Augen davor verschlossen,
dass alle Prognosen in die Richtung gehen. Es wer-
den wohl 25 Zentimeter mehr sein müssen, als zu-
nächst angenommen wurde. Das Problem besteht
nicht darin, die Folgen des Klimawandels zu erken-
nen. Wir müssen uns darüber unterhalten, wie wir
darauf reagieren. Der Abgeordnete Buhlert hat zu
Recht darauf hingewiesen, nicht alle Deiche in Bre-
men sind grün. Wir haben sehr viele technische Bau-
werke in unserem Deichsystem, und es ist ausgespro-
chen schwierig, darüber zu entscheiden, wie die Er-
höhungen in diesen Bereichen durchgeführt werden.
Es ist leider nicht damit getan, die 25 Zentimeter da-
durch zu erreichen, dass man einfach zwei Schau-
feln Kleiboden zusätzlich auf die Deiche kippt.

Diese Prüfungen laufen. Der Senat wird sich in den
nächsten Wochen mit diesem Thema intensiv befas-
sen. Wir sind dabei, die entsprechenden Sachverhalte
und Vorschläge, die wir dem Senat machen, zu er-
arbeiten. Unstrittig ist, dass zurzeit die Hauptkampf-

linie nicht an der Wasserkante ist, sondern in Berlin.
Wir müssen dort versuchen klarzumachen, dass Bre-
mens Existenz in den nächsten hundert Jahren ge-
fährdet wäre, wenn wir jetzt nicht die notwendigen
Konsequenzen ziehen. Wir hoffen darauf, dass wir
von diesem Hause dabei unterstützt werden. In ei-
nem Punkt bin ich mir sicher, die Bremer werden auch
das schaffen! – Danke schön!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Da das ja ein wenig durcheinan-
der gegangen und offensichtlich nicht bei allen an-
gekommen ist, wir sind für die Weservertiefung, das
ist doch gar keine Frage!

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Das hörte
sich eben anders an!)

Nein, das hörte sich nicht anders an! Man muss auch
zuhören und nicht die ganze Zeit nur reden. Also, von
daher gesehen wollte ich das noch einmal zur Klar-
stellung sagen. Das ist jetzt damit getan und mein
Redebeitrag damit auch beendet. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Neubildung des Landesjugendhilfeausschusses

Mitteilung des Senats vom 11. September 2007
(Drucksache 17/45)

Die Wahlvorschläge sind in der Mitteilung des
Senats enthalten.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend den Wahlvorschlägen wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt
entsprechend.

(Einstimmig)
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Meine Damen und Herren, bevor wir jetzt in die
Mittagspause eintreten, möchte ich wenigstens dar-
auf hinweisen, dass wir um 14.30 Uhr zu den Tages-
punkten 6 und 7, „Berichterstattung zum Bremischen
Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behin-
derungen und zur Änderung anderer Gesetze“, kom-
men. Da der erste Redner unser Landesbehinderten-
beauftragte Herr Dr. Steinbrück ist, möchte ich Sie
doch herzlich bitten, wieder vollzählig um 14.30 Uhr
hier im Plenarsaal zu sein. – Herzlichen Dank!

Wir treten in die Mittagspause ein.

(Unterbrechung der Sitzung 12.54 Uhr)

*
Vizepräsidentin Dr. Mathes eröffnet die Sitzung wieder
um 14.30 Uhr.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Die unterbrochene
Sitzung der Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröff-
net.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich Mitglieder des Juso-Unterbezirks Diepholz und
freiwillige Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des
Arbeiter-Samariter-Bundes.

Herzlich willkommen!

(Beifall)

Berichterstattung zum Bremischen Gesetz zur Gleich-
stellung von Menschen mit Behinderungen und zur

Änderung anderer Gesetze

Mitteilung des Senats vom 10. April 2007
(Drucksache 16/1369)

Wir verbinden hiermit:

Bericht über die Tätigkeit des Landesbehinderten-
beauftragten für den Zeitraum vom 1. Juli 2005 bis

31. März 2007
vom 25. April 2007

(Drucksache 16/1388)

s o w i e

UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit
Behinderungen

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen,
der SPD, der CDU und Die Linke

vom 17. September 2007
(Drucksache 17/53)

u n d

Gesetzliche Verankerung des Landesbehinderten-
beauftragten sicherstellen!

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die
Grünen, der CDU und Die Linke

vom 18. September 2007
(Drucksache 17/60)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Ro-
senkötter.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Landesbehin-
dertenbeauftragte, Herr Dr. Steinbrück.

Herr Dr. Steinbrück (Landesbehindertenbeauftrag-
ter): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren! Zunächst möchte ich mich bei Ih-
nen ganz herzlich dafür bedanken, dass ich heute hier
als Landesbehindertenbeauftragter das zweite Mal
die Gelegenheit habe, vor der Bremischen Bürger-
schaft (Landtag) das Wort zu ergreifen, und auch dafür,
dass ich mich heute zu dem Bericht des Senats zum
Bremischen Behindertengleichstellungsgesetz sowie
zu meinem eigenen Tätigkeitsbericht äußern kann.

Ich befürchte, dass meine Redezeit wieder knapp
bemessen ist, ich vermute einmal 10 Minuten. Ist das
richtig?

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das ist richtig!

Herr Dr. Steinbrück: Sie erinnern mich dann bitte
wieder mit dem Klingelton, dass die Redezeit zu Ende
geht!

Wir haben ja, wenn man die beiden Dringlichkeits-
anträge einbezieht, 4 Punkte, die hier heute behan-
delt werden, wobei ich mich natürlich insbesondere
auch über den Dringlichkeitsantrag zur gesetzlichen
Verankerung des Landesbehindertenbeauftragten
sehr gefreut habe, weil dieser Antrag nach meiner
Bewertung zum Ausdruck bringt, dass dem Amt des
Behindertenbeauftragten vonseiten des Parlaments
doch eine große Wertschätzung entgegengebracht
wird.

(Beifall)

Auch hierfür noch einmal vielen Dank!

Das Bremische Behindertengleichstellungsgesetz
zielt ja, wenn man seinen Paragrafen 1 betrachtet,
ab auf die Selbstbestimmung behinderter Menschen,
auf die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen
und auf die Beseitigung von Benachteiligungen. Die-
ses Gesetz reiht sich damit in den Zusammenhang wich-
tiger Gesetze auf Bundesebene ein. Ich nenne hier
nur das Behindertengleichstellungsgesetz des Bun-
des, das SGB IX, das bereits 2001 in Kraft getreten
ist, aber auch das Allgemeine Gleichbehandlungs-
gesetz, das im August 2006 in Kraft getreten ist und
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das unter anderem auch auf die Beseitigung von
Diskriminierungen von Menschen mit Behinderun-
gen im Bereich des Arbeits- sowie des Zivilrechts
abzielt.

Das, was Sie hier heute noch als zweiten Dring-
lichkeitsantrag behandeln, nämlich die UN-Konven-
tion über die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen, macht deutlich, dass es für diese Zielsetzungen,
die die nationalen Gesetze zum Ausdruck bringen,
auch einen internationalen Kontext im Völkerrecht
und bei den Menschenrechten gibt. Hinzu kommt aber
auch, dass auf EU-Ebene die Forderung europäischer
Behindertenverbände diskutiert wird, eine EU-Gleich-
stellungsrichtlinie zugunsten von Menschen mit Be-
hinderungen zu verabschieden. Das heißt, wir bewe-
gen uns hier in einem nationalen und internationa-
len Kontext und nicht etwa auf der Ebene bremischer
Besonderheiten oder Alleingänge. Ich denke, es ist
gerade vor dem Hintergrund der Diskussionen um
die Haushaltssituation und Ähnliches wichtig, auch
über den eigenen bremischen Tellerrand hinauszu-
schauen.

Der Bericht des Senats zur Umsetzung des Bremi-
schen Behindertengleichstellungsgesetzes ist ja auf
Kritik der Behindertenverbände wie auch des Lan-
desbehindertenbeauftragten gestoßen. Wir haben eine
gemeinsame Stellungnahme, die auch der Drucksache
beigefügt ist, abgegeben und haben im Grunde ge-
nommen darin kritisiert, dass der Senat die Umset-
zung des Bremischen Behindertengleichstellungsge-
setzes unserer Auffassung nach zu einengend, zu eng
verstanden hat. Im Grunde genommen sind hier nur
die konkreten Regelungsbereiche, die in den Para-
grafen 6 folgende Bremisches Behindertengleichstel-
lungsgesetz genannt werden, abgearbeitet worden.
Ich nenne hier nur die Bereiche Bauen und Verkehr:
Barrierefreiheit, die Bremische Informationstechnik-
verordnung, die Verordnung über barrierefreie Do-
kumente und die Kommunikationshilfenverordnung,
die ganz konkrete Regelungen beinhalten.

Diese Kritik haben wir deshalb formuliert, weil wir
der Meinung sind, dass der hohe Anspruch, Teilha-
be und Selbstbestimmung zu verwirklichen und be-
stehende Benachteiligungen zu beseitigen, einen viel
weiter reichenden Auftrag formuliert, dass nämlich
Behindertenpolitik Eingang in alle Politikfelder fin-
den und Behindertenpolitik integraler Bestandteil des
Handelns von Verwaltung und Gesetzgebung in al-
len Bereichen sein muss.

Entsprechend ist – damit leite ich dann über auf
meinen Tätigkeitsbericht – bei mir zumindest der
Versuch zu erkennen, mich auch in Handlungsfel-
dern zu bewegen oder auch sachkundig zu machen,
die nicht unmittelbar und ausdrücklich im Bremischen
Behindertengleichstellungsgesetz genannt werden.
Ich habe erwähnt die Arbeitsmarktpolitik, den Be-
reich Bildung und Erziehung, also vorschulische
Förderung von Kindern mit Behinderungen ebenso
wie die Beschulung von Kindern mit Behinderungen,

ich habe das Thema Wohnen angesprochen, also
welche Wohnkonzepte für Menschen mit Beeinträch-
tigungen sich durchsetzen sollen. Schlagwortartig lässt
sich das ausdrücken mit den Worten „ambulant vor
stationär“. Ich habe mich im Einzelnen dann auch mit
der Frage beschäftigt, wie sich die Kindergärten
weiterentwickeln sollen und so weiter, Sie können
es nachlesen.

Ich möchte diese kostbare Redezeit nicht dafür ver-
wenden, die Einzelheiten meines Tätigkeitsberichts
hier noch einmal zu wiederholen, sondern ich möchte
angesichts der knapp bemessenen Zeit auf die Fra-
ge überleiten: Was ist eigentlich die Perspektive des-
sen, was sich aus beiden Tätigkeitsberichten ergibt,
nämlich dem des Senats zur Umsetzung des Bremi-
schen Behindertengleichstellungsgesetzes und meines
eigenen?

Ich meine, dass im Grunde genommen sowohl die
Verwaltung als auch die Gesetzgebung bei ihrem
Handeln sich wie eine Art Checkliste zu eigen ma-
chen müsste: Was sind eigentlich die Folgen für
Menschen mit Behinderungen, wenn wir diese und
jene Maßnahmen ergreifen, und nehmen wir die Men-
schen mit Behinderungen bei diesen Planungen mit,
oder führt diese Maßnahme – wenn auch vielleicht
ungewollt – dazu, dass Menschen mit Behinderun-
gen wieder ausgegrenzt werden?

Wir haben im letzten Schuljahr aus dem Bereich
Bildung zwei ganz wichtige Punkte immer wieder
diskutieren müssen, die ganz deutlich machen, wie
wichtig es ist, dieses Prinzip auch tatsächlich in der
alltäglichen Politik und der alltäglichen Verwaltungs-
arbeit umzusetzen. Wenn plötzlich die Schließung von
Horten, weil hier eine Ganztagsschule entstanden ist,
dazu führt, dass zwar die nicht behinderten Kinder
eine Nachmittagsbetreuung in der Ganztagsschule
haben, aber Kinder mit geistigen Beeinträchtigun-
gen plötzlich keine Nachmittagsbetreuung mehr ha-
ben und man dann über Sondermaßnahmen nach-
denken muss, um das aufzufangen, dann ist sozusagen
bei der grundsätzlichen Überlegung meines Erachtens
etwas schiefgegangen.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der Linken)

Das Gleiche gilt für die Frage des Ausbaus des
Ganztagsschulbetriebs: Wenn man jetzt den Bereich
der Förderzentren für Wahrnehmung und Entwick-
lung nimmt, die mit sogenannten Regelschulen ko-
operieren und kooperierten Unterricht durchführen
– wenn ich mich richtig erinnere, findet das auch im
Koalitionsvertrag seinen Ausdruck –, setzt dieser Aus-
bau voraus, dass an den Kooperationsstandorten die-
ser Förderzentren auch diese in den Ganztagsschul-
betrieb mit übernommen werden sollen, denn sonst
koppelt man die Kooperation mittags um 13 Uhr ab
und hat damit letztlich weniger Kooperation, weni-
ger gemeinsames Lernen. Das würde, wenn dies pas-
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sieren würde, weiterhin den Ansprüchen, die sich aus
der Landesverfassung wie auch dem Bremischen Be-
hindertengleichstellungsgesetz ergeben, eindeutig wi-
dersprechen.

Ich habe dies als ein Beispiel dafür genommen, wie
wichtig es ist, Behindertenpolitik nicht mehr als ein
besonderes Feld von Politik zu begreifen, das irgend-
wo im Sozialressort verankert wird, sondern im Grun-
de genommen diese ganzen Fragen auch in ande-
ren Bereichen mit zu berücksichtigen.

Ich nenne einmal ein anderes Feld, um das auch
ganz deutlich zu machen, die Justiz! Da geht es nicht
nur um die Frage der räumlichen Zugänglichkeit der
Justizzentren. Da haben wir auch viel Arbeit hinein-
gesteckt und an dieser Stelle auch schon darüber
gesprochen, dass das Justizzentrum II barrierefrei sein
wird und in Teilbereichen auch Modellcharakter
haben wird. Zugänglichkeit oder Barrierefreiheit ist
aber auch erforderlich, wenn zum Beispiel eine sin-
nesbehinderte Partei einen Prozess führt, vor dem Kadi
steht, weil sie etwas gestohlen hat oder ein Zivilpro-
zess stattfindet. Hier gibt es eine Rechtsverordnung,
von der ich befürchte, dass sie in Bremen bisher wenig
bekannt ist, die sogenannte Zugänglichmachungs-
verordnung, die die Justiz beziehungsweise die ein-
zelnen Gerichte verpflichtet, sinnesbehinderten Par-
teien – sehbehinderten und blinden Parteien – die
Schriftsätze in geeigneter Form zugänglich zu ma-
chen, also eine Parallele zu der barrierefreien Doku-
mentenverordnung. Auch hier geht es darum, den
Inhalt von Dokumenten Blinden und Sehbehinder-
ten zugänglich zu machen.

Dieses Beispiel bei der Justiz zeigt damit deutlich:
Auch hier hat man ein Feld, an das vielleicht der eine
oder andere überhaupt noch nicht daran gedacht hat,
wo man die Aufgabe hat, behinderte Menschen mit
einzubeziehen, mehr Teilhabe, mehr Selbstbestim-
mung zu ermöglichen.

(Glocke)

Ich möchte noch einen Abschlusssatz sagen, der
mich sehr beschäftigt hat! Ich war vor kurzem in ei-
nem kleinen Zirkel von behindertenpolitisch enga-
gierten Menschen, und wir haben einmal fantasiert,
wie wir uns die Situation in etwa 10 Jahren vorstel-
len. Meiner Vorstellung wurde dann entgegengehal-
ten, das sei alles viel zu hoffnungsvoll. Ich kann Ih-
nen aber nur sagen: Ich habe die Hoffnung, dass wir
in den nächsten Jahren auch Fortschritte erzielen
können, weil ich neben allen Widerständen, die es
gibt gegen das Thema Behindertenpolitik und -teil-
habe – manche von Ihnen haben auch schon einmal
das Stichwort „Beharrungskräfte der Verwaltung“
gehört –, immer auch die Erfahrung gemacht habe,
dass es in allen Fraktionen, die hier im Hause ver-
treten sind, Menschen gibt, die diesem Thema auf-
geschlossen gegenüberstehen, die auch hilfreich

unterstützend tätig werden, und das Gleiche gilt auch
für den Bereich der Verwaltung, dort gibt es auch Men-
schen, die aktiv mit tätig werden. Ich habe mir an-
gewöhnt, mich eher auf die aus meiner Sicht positi-
ven Kräfte zu konzentrieren, die etwas bewegen wol-
len, als darüber zu lamentieren, wie schlecht die Si-
tuation ist.

(Beifall)

Das gibt mir doch Hoffnung, dass wir da weiter-
kommen, und ich möchte mich bei all denjenigen hier
im Hause, die aus meiner Sicht zu diesen positiven
Kräften zählen, ganz ausdrücklich bedanken und
freue mich auf eine weitere konstruktive Zusammen-
arbeit. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Frehe.

Abg. Frehe (Bündnis 90/Die Grünen): Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Ich möchte den
letzten Gedanken von Herrn Dr. Steinbrück aufgrei-
fen. Er hat in die Zukunft geschaut, und ich möchte
meinen Blick etwas zurück richten. Als ich vor 20
Jahren erstmalig hier am Redepult zum Thema Be-
hindertenpolitik gesprochen habe, war ich mit dem
Verständnis von Behinderung als Wechselverhältnis
von behinderten und nicht behinderten Menschen
anscheinend ein Exot. Behinderung nicht mehr pri-
mär als Schädigung oder Funktionseinschränkung zu
sehen, sondern als Einschränkung der Teilhabe, war
damals noch eine sehr wenig verbreitete Position.

Inzwischen ist dieses Verständnis in zahlreiche
Gesetze eingeflossen, zum Beispiel in das Sozialge-
setzbuch IX, die Behindertengleichstellungsgesetze
des Bundes und der Länder, das Allgemeine Gleich-
behandlungsgesetz, in Richtlinien der EU zu Arbeit
und Beschäftigung behinderter Menschen und jetzt
noch einmal – als Neuestes ausgeführt – in die UN-
Konvention über die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen. Selbstbestimmung, Gleichstellung und
volle gesellschaftliche Teilhabe sind seitdem die
vorrangigen Ziele der Behindertenpolitik. Das Bre-
mische Behindertengleichstellungsgesetz hat diese
Ziele übernommen und den Senat, die Verwaltung
und teilweise auch die private Wirtschaft verpflich-
tet, ihre Angebote barrierefrei für behinderte Men-
schen zu gestalten und Benachteiligungen zu vermei-
den.

Mit der Bestellung eines Landesbehindertenbeauf-
tragten des Landes Bremen werden diese Ziele er-
heblich stärker gefördert und vorangebracht. Das ist
auch ganz persönlich das Verdienst von Dr. Joach-
im Steinbrück.

(Beifall)
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Seine Rolle als Anwalt der Belange behinderter
Menschen hat sich in der noch relativ kurzen Amts-
zeit, die er bis jetzt tätig ist, als unverzichtbar erwie-
sen. Seine Funktion nun gesetzlich abzusichern und
seine Aufgaben und Rechte gesetzlich zu regeln, soll
daher von der Koalition noch in diesem Jahr umge-
setzt werden. Der Senat soll daher – nach unserem
Antrag – im Oktober einen Gesetzentwurf vorlegen,
den wir intensiv mit den Behindertenverbänden in
Bremen beraten wollen. Dabei soll er weiterhin hier
in der Bürgerschaft beim Präsidenten der Bürgerschaft
angesiedelt bleiben. Mit der Ausstattung einer Fach-
referentin könnte seine Arbeit noch weiter intensi-
viert und gesteigert werden.

Die Ausgestaltung seiner Beteiligungsrechte, der
Akteneinsichtsrechte und der Selbstbefassungsmög-
lichkeiten sollte sich an den üblichen rechtlichen
Regelungen in den anderen Bundesländern und an
dem Bundesbehindertengleichstellungsgesetz orien-
tieren. Dass er hier in der Bremischen Bürgerschaft
Rederecht hat, wie wir eben sehen konnten, finde ich
eine besonders gute Regelung, die auch vielleicht ge-
setzlich weiterhin verankert werden sollte.

Ein Behindertenbeauftragter kostet nicht nur Geld,
er spart wesentlich mehr. Wird er rechtzeitig hinzu-
gezogen und werden seine Einwendungen berück-
sichtigt, können teure Nachrüstungen, um Barriere-
freiheit herzustellen, vermieden werden. Was hätte
man zum Beispiel sparen können, wenn man beim
Umzug des Kulturressorts, beim Umzug des Sozial-
zentrums Süd oder bei der Ausstattung von Gelenk-
bussen rechtzeitig von Beginn an seine Einwendungen
und Vorschläge berücksichtigt hätte!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der Linken)

Welchen Ärger und welche Gerichtskosten hätte man
sparen können, wenn seine Stellungnahme zur weit-
gehenden Abschaffung des Sonderfahrdienstes für
behinderte Menschen rechtzeitig berücksichtigt wor-
den wäre!

In der gemeinsamen Beteiligung des Landesbehin-
dertenbeauftragten, der Gesamtschwerbehinderten-
vertretung im Lande Bremen und der Schwerbehin-
dertenvertretung der Richter ist es bei dem Fachge-
richtszentrum II gelungen, ein wirklich neues Kon-
zept  eines  Gerichtszentrums  zu  realisieren,  das
einen Standard von Barrierefreiheit setzt, der wahr-
scheinlich in der Bundesrepublik einmalig ist. Den-
noch hat die Erfahrung gezeigt, dass die Beteiligung
des Landesbehindertenbeauftragten und der Behin-
dertenverbände sowie die Instrumente des Behinder-
tengleichstellungsgesetzes nicht überall ausreichen,
Benachteiligungen behinderter Menschen zu vermei-
den und Barrierefreiheit sicherzustellen.

Der Zurücknahme der Genehmigungspflicht im
Baurecht für die Bauherren muss ein adäquates In-

strument für die Behindertenverbände entgegenge-
stellt werden, damit Verstöße gegen die Barrierefrei-
heitsverpflichtung in der Landesbauordnung mit ei-
ner Verbandsklage klagbar gemacht werden können.
Durch den Wegfall des Gaststättengesetzes auf Bun-
desebene muss bei der Novellierung eines Landes-
gaststättengesetzes – wir haben gestern davon ge-
hört, dass das beabsichtigt ist – die Barrierefreiheit
von Gaststätten und Hotels mit sichergestellt werden.
Berlin hat zum Beispiel eine Quote von Betten in
Hotels eingeführt, die für Rollstuhlfahrer barrierefrei
benutzt werden können, nämlich in Höhe von 10
Prozent. Durch den Wegfall der direkten Bundesför-
derung beim Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz
entfällt eine Gestaltungsmöglichkeit, und die Erfah-
rungen mit den Nahverkehrsplänen in Bremen zei-
gen, dass die Anforderungen der Barrierefreiheit im
bremischen ÖPNV-Gesetz zum Beispiel bei der Be-
schaffung von Fahrzeugen verstärkt werden müssen.

Das sind alles Elemente, die wir bei einer mögli-
chen Novellierung des Behindertengleichstellungs-
gesetzes, die wir uns ja vorgenommen haben, berück-
sichtigen können. Die Integration behinderter Kin-
der in Kindergärten und in der Schule muss zu einer
Inklusion, also so, wie es in dem Übereinkommen über
die Rechte behinderter Menschen der Vereinten Na-
tionen formuliert ist, weiter entwickelt werden. Ich
möchte kurz mit Genehmigung der Präsidentin aus
dieser Übereinkunft zitieren. Da heißt es in Artikel
24 Absatz 2:

„Bei der Verwirklichung dieses Rechts stellen die
Vertragsstaaten sicher, dass Menschen mit Behinde-
rung nicht aufgrund ihrer Behinderung vom allge-
meinen Bildungssystem ausgeschlossen werden und
dass Kinder mit Behinderung nicht aufgrund ihrer
Behinderung vom unentgeltlichen und obligatorischen
Grundschulunterricht oder von der Sekundarschul-
bildung ausgeschlossen werden, dass Menschen mit
Behinderung gleichberechtigt in der Gemeinschaft,
in der sie leben, Zugang zu einem inklusiven, hoch-
wertigen und unentgeltlichen Grundschulunterricht
und einer entsprechenden Sekundarschulbildung ha-
ben.“ Soweit das Zitat aus dem Übereinkommen über
die Rechte von Menschen mit Behinderung der Ver-
einten Nationen!

Sie sehen, dieses internationale Abkommen hat
direkte Auswirkungen auf das Land Bremen und auf
unsere Schulpolitik. Der Landesbehindertenbeauf-
tragte hat bereits in seinem Bericht darauf hingewie-
sen, dass nach Paragraf 14 Absatz 2 Satz 3 Bremi-
sches Schulgesetz ein Entwicklungsplan des Landes
zur Weiterentwicklung der Förderung von Schüler-
innen und Schülern mit sonderpädagogischem För-
derbedarf zu erfolgen hat. Dies umzusetzen wäre eine
der nächsten Aufgaben. Die Anforderungen der UN-
Konvention im Kindergarten- und Schulbereich um-
zusetzen, wird noch eine weiter reichende Aufgabe
sein. Inklusion statt Integration, also die vollständi-
ge Einbeziehung behinderter Kinder mit ihren spe-
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zifischen Bedürfnissen in den allgemeinen Unterricht
statt additiver Integration bei unveränderten Schul-
konzepten, wird eine große Aufgabe werden.

Zentrale Bedeutung hat auch das Vorhaben der Ko-
alition, Zielvereinbarungen mit den stationären Trä-
gern der Behindertenhilfe abzuschließen, um die sta-
tionären Angebote zurückzuschrauben und die am-
bulanten Angebote auszubauen. Die Kampagne „Da-
heim statt Heim“, die Henning Scherf und ich als
Erstunterzeichner hier in Bremen unterstützen, soll
diesen Diskussionsprozess voranbringen. Rheinland-
Pfalz, Nordrhein-Westfalen und Hamburg haben eine
umfassende Ambulantisierungskampagne bereits
begonnen. Ambulant ist nicht nur humaner und fle-
xibler, ambulant heißt auch, die Bedürfnisse behin-
derter Menschen angemessener und damit besser und
auch kostengünstiger zu berücksichtigen.

Das zeigt zum Beispiel der Vergleich der inzwischen
zusammengeführten Wohlfahrtsverbände in Baden
und Württemberg, wobei Baden wesentlich günsti-
ger dasteht, weil es dort mehr ambulante Angebote
als in Württemberg gab, da Württemberg primär auf
die stationäre Versorgung gesetzt hat. Mit dem per-
sönlichen Budget, das zum 1. Januar 2008 gesetzli-
cher Anspruch wird, werden in Zukunft verstärkt
Sach- in Geldleistungen umgewandelt und den Nutz-
ern damit mehr Selbstbestimmungsmöglichkeiten ge-
geben.

(Glocke)

Ich komme zum Schluss! Ich bitte Sie, den beiden
von uns eingebrachten Anträgen, einmal den Behin-
dertenbeauftragten gesetzlich abzusichern, zum Zwei-
ten aber auch die Landesregierung aufzufordern sich
im Bundesrat dafür einzusetzen, dass die UN-Kon-
vention so schnell wie möglich ratifiziert wird, zuzu-
stimmen, weil mit diesen beiden Vorhaben einmal das
Behindertengleichstellungsgesetz hier in Bremen ge-
stärkt wirkt, zum Zweiten aber auch auf Bundese-
bene eine internationale Vereinbarung in Recht und
damit auch in Landesrecht umgesetzt wird, die für
uns behinderte Menschen wegweisend ist. – Ich danke
Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der Linken)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächster Redner
erhält das Wort der Abgeordnete Grotheer.

Abg. Grotheer (SPD): Frau Präsidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Ich glaube, dass ich
mich kurz fassen sollte, weil wir hier auf diesem
Themenfeld, glaube ich, im Parlament eine große Ei-
nigkeit haben. Das war in der Vergangenheit auch
schon so, als wir über die Einrichtung der Funktion
eines Landesbehindertenbeauftragten entschieden,
und es war auch bei der Verabschiedung des Gesetzes

so, über dessen Vollzug in den letzten Jahren der Senat
berichtet hat und was heute Gegenstand unserer De-
batte ist.

Ich kann mich noch gut daran erinnern, dass die
Entscheidung für die Einrichtung der Funktion eines
Landesbehindertenbeauftragten nach längerer und
meines Erachtens auch sehr mühsamer Debatte zu-
stande gekommen ist, wie gesagt, in großem Einver-
nehmen. Im Vorfeld gab es aber immer die Frage: Was
kostet das? Man war sich darüber einig, dass es kom-
men sollte, aber es wurde auch die Frage gestellt: Was
wird das kosten, welche Konsequenzen ergeben sich
daraus, wo soll diese Funktion verwaltungsmäßig an-
gebunden werden?

Es wurde auch über die Frage diskutiert, ob nicht
möglicherweise auch ein parlamentarischer Beauf-
tragter installiert werden sollte. Wir haben uns damals
dafür entschieden, dass wir einen Behindertenbeauf-
tragten bestimmen und die verwaltungsmäßige An-
bindung beim Präsidenten der Bürgerschaft erfolgen
sollte. Ich meine, wir können heute eigentlich alle nur
sagen: Das war eine richtige Entscheidung, diese Kon-
struktion hat sich bewährt.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich finde auch, ich will keine weiteren Worte groß
darum machen, dass Herr Dr. Steinbrück uns eine
beeindruckende Bilanz seiner Tätigkeit vorgelegt und
auch vorgetragen hat.

(Beifall)

Er hat sich mit vielen Einzelfällen beschäftigt. Ich
gehöre übrigens auch zu denen, die schon einmal
jemanden, der eine Frage hatte, die ich nicht beant-
worten konnte, was ja durchaus vorkommt, an ihn
verwiesen haben.

(Zurufe von der SPD)

Das habe ich ihm nicht erzählt, ich habe dann aber
später eine Rückmeldung bekommen, und die Per-
son, um die es geht, war sehr zufrieden damit, wie
dieses Problem dort behandelt wurde. Ich kann also
sagen: Auch das ist ja eine positive Meldung!

Herr Dr. Steinbrück hat sich sehr intensiv mit den
Fragen der Barrierefreiheit, mit den Fragen insbe-
sondere des öffentlichen Personennahverkehrs, mit
den Kindertagesstätten, Stichwort Schwerpunktein-
richtungen, beschäftigt. Er ist nicht immer zufrieden
mit dem, was der Senat beschließt, das liegt, finde
ich, in der Natur der Sache, weil natürlich im Bereich
der Behindertenpolitik sehr viel weiter gehende For-
derungen gestellt werden können und müssen, als
wir immer sofort auch finanziell darstellen können.
Man muss sich aber schon klarmachen, dass es in
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diesem Bereich eben ganz besonders wichtig ist, dass
auch das notwendige Geld zur Verfügung gestellt
wird. Geld ist nicht alles, auch in diesem Bereich, aber
ohne Geld geht dann nur sehr wenig.

Was nichts „kostet“, sind die Stellungnahmen von
Herrn Dr. Steinbrück zu Gesetzen und Verordnungs-
entwürfen, er hat hier also einen wichtigen Beitrag
geleistet in der Weiterentwicklung des bremischen
Rechts. Auch dafür herzlichen Dank!

Er hat sich auch zu dem besonders für uns schwie-
rigen Thema des Sonderfahrdienstes für Menschen
mit Behinderungen geäußert. In diesem Zusammen-
hang kann ich nur sagen: Ich bin sehr froh darüber,
dass wir in der Sozialdeputation vor wenigen Tagen
die Neuregelung zur Kenntnis genommen haben, die
ja dahin geht, dass eine ursprünglich einmal beste-
hende Gutscheinregelung mit leichten Abwandlun-
gen wieder eingeführt worden ist. Jetzt können be-
hinderte Menschen wieder pro Quartal 26 Gutscheine
für Fahrten bekommen und können dann mit dem
Taxi ihre Freundschaften und soziale Kontakte pfle-
gen. Das ist eine gute Entscheidung.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der Linken)

In diesem Zusammenhang gab es auch großes
Einvernehmen in der Deputation. Sehr gut! Da gab
es überhaupt keinen Dissens. Dieser Fall hat aber auch
deutlich gemacht, dass wir eben nicht als Landes- oder
Kommunalparlament befugt sind, Entscheidungen des
Bundesgesetzgebers in negativer Weise zu korrigie-
ren.

Das ist also ein Feld, auf dem sich Herr Dr. Stein-
brück auch sehr um die Interessen der behinderten
Menschen verdient gemacht hat. Wie gesagt, die
Konstruktion hat sich bewährt. Sie ist in vielfacher
Hinsicht eine wichtige Unterstützung für Menschen,
die Hilfe benötigen, und ich möchte mich persönlich
und für meine Fraktion bei Herrn Dr. Steinbrück für
seine Tätigkeit bedanken. Er ist sehr beharrlich, aber
er verfolgt seine Ziele mit Augenmaß – das ist nicht
selbstverständlich –, und diese Kombination ist gut
so.

(Beifall  bei  der  SPD,  bei  der  CDU,  beim
Bündnis 90/Die Grünen und bei der Linken)

Die Verbände sehen seine Arbeit ebenfalls posi-
tiv, und ich denke, wir werden sicherlich noch zu den
Einzelfragen des Bremischen Behindertengleichstel-
lungsgesetzes kommen müssen. Wir werden diesen
Bericht, den der Senat uns vorgelegt hat, noch im
Einzelnen durcharbeiten müssen, das ist auch eine
Aufgabe für die Sozialdeputation, und wir werden
überlegen müssen, in welcher Weise wir hier im
Parlament eine Novellierung des Bremischen Behin-
dertengleichstellungsgesetzes in seiner Gesamtheit
anlegen.

Das ist eine große Aufgabe, die wir nicht sofort
erledigen können, sondern dies braucht viel Vorar-
beit. Das ist eine Aufgabe, die innerhalb dieser Le-
gislaturperiode noch auf uns wartet. Es ist deutlich,
dass es Handlungsbedarf gibt. Wir werden also schau-
en müssen, wie die Regelungen in den anderen Bun-
desländern aussehen, was sich in Bremen bewährt
hat und was wir von den anderen Ländern überneh-
men können.

Eines ist heute jedoch schon völlig klar: Was wir
brauchen, ist eine gesetzliche Grundlage für die Arbeit
des Landesbehindertenbeauftragen, denn seine Ar-
beitsgrundlage endet am 31. Dezember dieses Jah-
res. Seine Arbeitsgrundlage ist ein Parlamentsbe-
schluss, es gibt noch kein Gesetz, und deshalb schla-
gen wir vor, den Senat zu bitten, uns für die nächste
Sitzung einen Vorschlag zur Novellierung des bre-
mischen Gesetzes vorzulegen, der sich mit dieser Fra-
ge beschäftigt, weil wir das vor die Klammer ziehen
wollen, und das soll möglichst bald geschehen. Wenn
uns der Vorschlag im November vorliegt, hätten wir
dann die Möglichkeit, zwischen der ersten und zwei-
ten Lesung damit noch einmal in die Sozialdeputa-
tion zu gehen oder das Thema im Rechtsausschuss
zu behandeln und dann auch noch einmal mit den
Verbänden über die Frage zu sprechen, wie es in Bre-
men auf diesem Feld weitergehen soll. Dann könn-
te das Gesetz im Dezember entsprechend geändert
werden, das sind unsere Vorstellungen. Wir sind er-
freut darüber, dass die CDU dies mitmachen wird,
ich denke, wir haben da eine große Einigkeit, und
das ist gut so.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir schlagen Ihnen auch vor, dass wir heute den
Senat auffordern, sich dafür einzusetzen, dass die
Konvention über die Rechte der Menschen mit Be-
hinderungen möglichst bald ratifiziert wird. Auch das
ist eine wichtige Maßnahme, die deutlich macht, dass
das bremische Parlament in der Behindertenpolitik
eine fortschrittliche Linie verfolgt. Diese Konventi-
on ist von der Bundesregierung unterschrieben wor-
den, es ist also nichts Unbekanntes, sondern das Ganze
hat einen erheblichen politischen Vorlauf gehabt.
Niemand muss befürchten, dass mit der Ratifizierung
einer solchen Konvention nun völlig neue Aufgaben
oder Ausgaben auf das Land Bremen zukommen.

Es gibt einen ganz kleinen Vorbehalt, über den wir
intern gesprochen haben, den will ich Ihnen nicht
vorenthalten. Wir wissen davon, dass im Moment noch
keine amtliche deutsche Übersetzung dieser Konven-
tion vorliegt. Es gibt eine Arbeitsübersetzung, dem-
nach gibt es mit der Ratifizierung dieser Konvention
überhaupt kein Problem. Es wird an der amtlichen
Übersetzung gearbeitet. Man kann vielleicht damit
rechnen, dass es in dem einen oder anderen Punkt
noch eine kleine Akzentverschiebung geben könn-
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te, aber insgesamt sagen wir, es ist ein Fortschritt, dass
es diese Konvention gibt, und es wäre auch ein be-
hindertenpolitischer Fortschritt, wenn die Bremische
Bürgerschaft diesen Beschluss heute möglichst mit
großer Mehrheit fasst. – Ich bedanke mich für die Auf-
merksamkeit!

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der Linken)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Dr. Mohr-Lüllmann.

Abg. Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU): Sehr verehrte
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Sehr ge-
ehrter Herr Dr. Steinbrück, es ist natürlich schon viel
Positives gesagt worden, aber ich möchte es nicht un-
terlassen, mich auch im Namen der CDU-Fraktion
wirklich sehr herzlich für Ihren Bericht zu bedanken!

(Beifall  bei  der  SPD,  bei  der  CDU,  beim
Bündnis 90/Die Grünen und bei der Linken)

Der Bericht enthält vielfältige Informationen zur
Lebenssituation der Menschen mit Behinderungen
in Bremen. Sie setzen sich hier in Bremen für die
Gleichbehandlung von Menschen mit und ohne Be-
hinderungen ein und regen Maßnahmen an, die die
Benachteiligung von Menschen mit Behinderungen
verhindern oder abbauen. Wir können feststellen, dass
wir insgesamt eine gute soziale Infrastruktur haben,
aber gleichzeitig macht der Bericht auch deutlich, dass
wir vor aktuellen Herausforderungen stehen. Sie müs-
sen bewältigt werden, damit sich die Menschen auch
in Zukunft auf die Hilfe und Unterstützung der Ge-
sellschaft verlassen können.

Sie haben es selbst erwähnt, neben den Bereichen
Bauen und Verkehr begleiten und erörtern Sie, Herr
Dr. Steinbrück, Stellungnahmen im Bereich Erzie-
hung, Bildung und Sozialpolitik. Sie berichten von
zahlreichen Tätigkeiten, die alle das Ziel verfolgen,
die Benachteiligung von behinderten Menschen zu
verhindern. Das Land Bremen hat insbesondere im
Bereich des Abbaus von Barrieren für Menschen mit
Behinderungen einiges geleistet, aber mit dem Blick
in die Umwelt muss man auch hier feststellen, dass
die gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen
Leben für behinderte Menschen immer noch verhin-
dert wird. Vielmehr aber als durch sichtbare Barrie-
ren haben wir auch noch gegen die Barrieren in den
Köpfen der Menschen zu kämpfen.

Es gibt also noch viel zu tun, und die CDU-Frakti-
on bekräftigt an dieser Stelle noch einmal die Not-
wendigkeit, das Amt des Landesbehindertenbeauf-
tragten fortzuführen. Allerdings ist die Beseitigung
von Barrieren nicht der einzige Maßstab, an dem wir
den Erfolg der Umsetzung des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes messen können. Es muss versucht wer-
den, die Integration von Behinderten in das gesell-

schaftliche Leben in den nächsten Jahren weiter und
verstärkt zu fördern, insbesondere die Integration in
die Arbeitswelt, bessere Wohnbedingungen und mehr
Selbstbestimmung.

Aktuell gilt der Begriff Selbstbestimmung als zen-
trale Leitlinie der Behindertenpolitik. Das SGB IX sieht
in Zukunft vor, dass die Rehabilitationsträger Leis-
tungen auch ausdrücklich in Form des persönlichen
Budgets erbringen können. Mit dem SGB XII wur-
de das persönliche Budget 2004 als flächendecken-
de Regelleistung eingeführt und eine entsprechen-
de Budgetverordnung durch das Bundesministerium
für Gesundheit und Soziale Sicherung erlassen. Das
bedeutet, dass das persönliche Budget eine Geldleis-
tung ist, die ein behinderter Mensch erhält, um sich
von dem Geld die Unterstützung, die er braucht, selbst
auf einem Dienstleistungsmarkt einzukaufen bezie-
hungsweise persönliche Projekte zu gestalten, die
ohne das persönliche Budget nicht vorstellbar wären.

Erste Zwischenberichte aus den Modellregionen
zeigen, dass das persönliche Budget die Autonomie
und gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Be-
hinderungen stärkt beziehungsweise stärken kann.
Behinderte Menschen verbinden mit dem persönli-
chen  Budget  Erwartungen  und  Hoffnungen,  aber
auch, das muss man erwähnen, Befürchtungen. Sie
müssen beraten und begleitet werden, und es muss
Unterstützung sichergestellt werden: Wer kann das
persönliche Budget beantragen? Welche Leistungen
können beantragt werden? Welche Voraussetzungen
müssen dazu erfüllt sein? Wie sichert man eine qua-
litativ hochwertige Beratung im Sinne der betroffe-
nen Menschen und viele Fragen mehr. Die neuen
gesetzlichen Regelungen ermöglichen es den behin-
derten Menschen auch in Bremen, ein persönliches
Budget zu beantragen, auch wenn wir nicht Modell-
region sind oder waren. Hier gilt es dringend, dass
das Ressort eine Strategie für eine effektive Zusam-
menarbeit trägerübergreifend entwickelt, und ich
glaube, da gibt es noch etwas Nachholbedarf.

Ich möchte noch ein großes Anliegen erwähnen:
Die Qualität der vorhandenen Angebote für Menschen
mit Behinderungen ist von zentraler Wichtigkeit, denn
nur eine hohe Qualität schützt die Betroffenen vor
einer benachteiligten Stellung in unserer Gesellschaft.
Wenn am 1. Januar 2008 die Budgetverordnung in
Kraft tritt, gilt es, professionell ausgebildete Budget-
berater zur Verfügung zu stellen, die garantieren, dass
Bewerber für ein persönliches Budget qualitativ hoch-
wertig betreut werden. Das dient auch dem Zweck,
einem eventuellen Missbrauch der neuen Regelung
in Form von Kürzungen der bisherigen Leistungen
vorzubeugen.

Um hier konkrete Vorschläge unterbreiten zu kön-
nen, wie die Qualität der angebotenen Leistungen
optimiert und vor allen Dingen überprüft werden
kann, wären wir Ihnen sehr dankbar, Herr Dr. Stein-
brück, wenn Sie dies aufmerksam begleiten. Der
Erfolg muss am Ende messbar und die Strategien von
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Projekten müssen ergebnisorientiert sein, denn nur
so können wir eine kontinuierliche Verbesserung der
Lebenssituation für Menschen mit Behinderungen in
unserer Gesellschaft garantieren.

Wir können also feststellen, dass die Aufgaben des
Landesbehindertenbeauftragten keinesfalls erledigt
sind. Wir möchten hier auch anregen, die Position des
Landesbehindertenbeauftragten fest zu verankern,
auch gesetzlich dauerhaft über den 31. Dezember 2007
hinaus sicherzustellen. Wir bedanken uns noch einmal,
Herr Dr. Steinbrück, für Ihre erfolgreiche Arbeit!

(Beifall)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Möllenstädt.

Abg. Möllenstädt (FDP): Frau Präsidentin, verehrte
Kolleginnen, liebe Kollegen! Sehr geehrter Herr Dr.
Steinbrück, auch ich kann mich dem Dank, der Ih-
nen hier zuteil geworden ist, für die Fraktion der FDP
anschließen.

(Beifall bei der FDP und bei der Linken)

Sie und Ihre Dienststelle haben Anteil daran, dass die
Rahmenbedingungen für Menschen mit Behinderun-
gen in unserem Land in den letzen Jahren erheblich
verbessert werden konnten. Auch wenn Ihre persön-
liche Tätigkeit in diesem Amt erst einige Monate
währt, so, glaube ich, hat sie doch eine ganze Men-
ge für diese Gruppe von Menschen in Bremen und
Bremerhaven vorangebracht.

(Beifall bei der FDP)

Insbesondere 3 Bereiche sind in dem dem Haus
zugeleiteten Bericht besonders positiv hervorgeho-
ben worden: die Beteiligung der Behindertenverbände
in Gesetzgebungsverfahren, der Bereich des barri-
erefreien Bauens und Wohnens und der Bereich des
barrierefreien Zugangs zu Informationsmedien. In
diesen Bereichen ist das Land Bremen, zumindest,
was den Vergleich mit anderen Bundesländern an-
geht, schon sehr gut aufgestellt, und an dieser Stel-
le möchte ich auch einen weiteren Dank loswerden,
nämlich an die wenigen Haupt- und die vielen Eh-
renamtlichen in der Behindertenarbeit im Lande Bre-
men, die daran auch großen Anteil haben.

(Beifall bei der FDP, bei der SPD und bei
der Linken)

So ein Bericht ist aber gleichzeitig, und so ist er ja
auch gedacht, Anlass, darüber zu reden, was man in
Zukunft noch verbessern könnte. Meine Vorredner-
innen und Vorredner haben dazu schon einige Punkte
aufgegriffen, die auch wir als FDP hier als zentrale

Punkte sehen. Der eine Punkt, und der ist besonders
wichtig, ist die Teilhabe von Kindern mit Behinde-
rungen an Bildungschancen und die Herstellung von
gleichen Bildungschancen mit anderen Kindern.

(Beifall bei der FDP)

Die Probleme, die in der Berichterstattung in Be-
zug auf die Hortbetreuung von Kindern mit Behin-
derungen durch den Ausbau des Ganztagsangebots
entstehen, wären nach unserer Auffassung durch die
von der FDP schon seit langem geforderte Zusam-
menführung der Zuständigkeiten für Kinder und Schu-
len im Bildungsressort bereits von vornherein vermeid-
bar gewesen. Unser Ziel ist es, dort weiterhin zu ei-
nem gemeinsamen Lernen zu kommen und die För-
derzentren in den Ganztagsbetrieb zu überführen.
Damit rennen Sie bei meiner Fraktion offene Türen
ein. Das ist ein ganz wichtiges Thema, bei dem wir
uns hier auch anschließen können.

(Beifall bei der FDP)

Ein zweiter Bereich, auf den ist Frau Dr. Mohr-
Lüllmann bereits eingegangen, ist das Thema des
persönlichen Budgets. Ab 1. Januar nächsten Jahres
besteht ja ein Rechtsanspruch auf diese neue Leis-
tungsform in Form von Geldleistungen oder als Gut-
schein. Unserer Auffassung nach ist das ein ganz
zentraler Bestandteil der sozialen Sicherung, der
zukünftig mehr Selbstbestimmung und gleichberech-
tigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen im
Land Bremen ermöglichen wird, denn dann werden
Menschen mit Behinderungen tatsächlich zu Experten
in eigener Sache und ein Stück weit auch mehr Kun-
den, und das ist auch ein wichtiger Punkt, den wir
hier gern unterstützen möchten.

In der Tat ist auch mein Eindruck, dass es hier gilt,
Zögerlichkeiten und Anlaufschwierigkeiten zu ver-
meiden und Informationsmängel abzubauen. Auch
dazu kann ich für die Fraktion der FDP hier die Bitte
an den Senat richten, dass er weiter daran arbeitet
und sicherstellt, dass es in diesem Bereich auch nicht
zu Problemen kommt.

(Beifall bei der FDP)

Die Fraktion der FDP wird weiterhin dem von der
SPD, dem Bündnis 90/Die Grünen und mittlerweile
auch von der CDU unterzeichneten Antrag „Gesetz-
liche Verankerung des Landesbehindertenbeauftrag-
ten sicherstellen“ selbstverständlich zustimmen. Es
ist ein wichtiges Anliegen, dass eine wirklich dau-
erhafte und auch gesetzliche Arbeitsgrundlage für
die Dienststelle des Landesbehindertenbeauftragten
geschaffen wird. Wir schließen uns dieser Forderung
ausdrücklich an und finden das sehr wichtig.

Ebenso findet auch der Dringlichkeitsantrag zur
UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit
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Behinderungen unsere Zustimmung. Auch dem wer-
den wir heute hier zustimmen, weil wir auch finden,
es ist wichtig, dass wir uns als Bundesland Bremen
auch auf Bundesebene dafür einsetzen, zumal wir
schon sehr weit gekommen sind und in vielen Punk-
ten, das habe ich eingangs in meiner Rede ausgeführt,
bereits beispielhaft für andere Bundesländer in un-
serer eigenen Gesetzgebung sind.

Meine Damen und Herren, ich möchte Herrn Dr.
Steinbrück auch persönlich sehr herzlich danken. Ihre
Arbeit ist wirklich hervorragend. Ich glaube, sie tut
allen Menschen gut, nicht nur den Menschen mit Be-
hinderungen, sondern auch denjenigen, die sich ein
Stück weit mehr auf diese Menschen einstellen sol-
len, und ich glaube, dass wir in puncto Integration
in den nächsten Jahren mit Ihrer Arbeit und mit der
Arbeit Ihrer Dienststelle da wirklich noch ein enor-
mes Stück vorankommen werden. – Herzlichen Dank!

(Beifall)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (Die Linke): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Auch die
Linke möchte natürlich Dank sagen an Herrn Dr.
Steinbrück, keine Frage! Wir haben leider nur das
Vergnügen gehabt, Sie für eine kurze Frist kennen-
zulernen. Wir hoffen, dass die Zusammenarbeit mit
Ihnen weitergehen wird. Selbstverständlich, das
möchte ich hier noch einmal ausdrücken, und des-
halb wurde das hier noch einmal verteilt, werden wir
die beiden Dringlichkeitsanträge von SPD/Grünen
und auch der CDU unterstützen. Wir haben sie jetzt
mit unterschrieben, denn das ist für uns keine Fra-
ge.

Wir unterstützen auf jeden Fall die Ratifizierung
der UN-Konvention, und es ist natürlich auch klar,
dass wir die gesetzliche Festlegung des Landesbe-
auftragten in dem zu novellierenden Gesetz auch un-
terstützen werden.

(Beifall bei der Linken, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich finde, eine ganz wichtige Frage der Zukunft –
und das hat dankenswerterweise auch Frau Mohr-
Lüllmann bereits angesprochen – wird sicherlich die-
ses persönliche Budget sein. Wir sind da durchaus
kritisch bei dieser Frage, weil wir uns schon ein bis-
schen Sorgen darum machen, wie auch Frau Mohr-
Lüllmann das ausgeführt hat: Wie wird denn dort eine
Qualitätskontrolle stattfinden? Wer wird sich dann an
diesem Markt beteiligen? Gibt es dann möglicher-
weise einen ausufernden Markt, der zwar den Men-
schen mit Behinderungen die Möglichkeit gibt, frei
auszuwählen, aber möglicherweise nicht nach ent-

sprechender Qualität? Das ist für uns eine schwieri-
ge Sache.

Wir begrüßen zunächst einmal dieses Instrument,
wir begrüßen, dass es überhaupt eingesetzt und aus-
probiert wird, aber wir sind da schon der Meinung,
man muss das sehr kritisch begleiten, und ich den-
ke, dass wir auch da mit der Zusammenarbeit mit
Herrn Dr. Steinbrück in Zukunft rechnen können, dass
man sich das dort genau anschaut.

(Beifall bei der Linken)

Wir als Fraktion – das möchte ich am Ende noch
sagen, denn die Vorredner haben wirklich das meiste
schon gesagt – machen zurzeit auf einem Gebiet auch
ganz konkrete Erfahrungen damit, denn, wie Sie wis-
sen, wir sind eine neue Fraktion, und als neue Frak-
tion hat man keine Räume, und jetzt sind wir auf der
Suche nach einem entsprechenden Fraktionsbüro und
sind natürlich genau mit dieser Frage konfrontiert:
Wie bekommt man ein Büro, das tatsächlich barrie-
refrei ist?

Dann kommt man in diese Bredouille, die aus un-
serer Sicht noch nicht ausreichend gelöst ist, dass es
nämlich bei Neubauten die Auflage für die Barrie-
refreiheit gibt, das haben wir gemerkt, aber wie man
dann zum Beispiel in der Nähe der Bürgerschaft ein
Büro finden will, das dann meistens älteren Baujahrs
ist. Dann steht man schon vor dem Problem, dass die
Behindertenbarrierefreiheit nicht herzustellen ist und
der Vermieter dann sagt: Ja, okay, aber so viel Geld
möchte ich nicht investieren. Schon stehen wir vor
dem Dilemma: Müssen wir das machen, oder wol-
len wir unseren Anspruch aufgeben?

Das wollen wir eigentlich nicht! Wir wollen eine
Fraktionsgeschäftsstelle haben, die barrierefrei ist,
und da muss man einmal überlegen, ob es in Zukunft
nicht noch andere Wege gibt, zum Beispiel, komischer-
weise müssen wir heute das zweite Mal Österreich
erwähnen, aber in Österreich gibt es zumindest ge-
setzliche Grundlagen dafür, dass auch Altbauten
nachgerüstet werden müssen beziehungsweise wenn
Neuanmietungen kommen, gibt es Zuschüsse dafür.
Vielleicht ist das auch eine Sache, die man für Bre-
men irgendwann einmal überlegen oder zumindest
diskutieren muss.

(Beifall bei der Linken)

In dem Sinne! Es liegt noch viel Arbeit vor uns. –
Danke für Ihre Aufmerksamkeit!

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat Frau
Senatorin Rosenkötter.

Senatorin Rosenkötter: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter
lieber Herr Dr. Steinbrück! Politik für Menschen und
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von Menschen mit Behinderungen heißt, dass wir uns
von dem reinen Fürsorgegedanken lösen und die
Rechte behinderter Menschen auf selbstbestimmtes
Leben und Teilhabe stärken. Sie, Herr Dr. Steinbrück,
haben dies in Ihrem Bericht auch eindrucksvoll deut-
lich gemacht, dass Sie nicht nur daran arbeiten, son-
dern dass Sie hier auch eine ganze Reihe von Erfol-
gen vorzeigen können.

Ich danke Ihnen ganz herzlich, nicht nur für den
Bericht, sondern ich danke Ihnen vor allen Dingen
für die konstruktive und produktive Zusammenarbeit,
auch mit meinem Haus. Wir hatten die Gelegenheit,
in vielen Gesprächen, in ganz unterschiedlichen Zu-
sammensetzungen, auch uns der Probleme anzuneh-
men und zu versuchen, Regelungen zu schaffen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Der Bericht beschreibt den wichtigen Aufbau der
Position des Landesbehindertenbeauftragten und ins-
besondere auch hier die Vernetzung zwischen den
einzelnen senatorischen Behörden, der Verwaltung,
den Verbänden und der Fachöffentlichkeit. Man darf,
glaube ich, sagen, dass hier durch die intensive Ar-
beit, durch die engagierte Arbeit von Herrn Dr. Stein-
brück dies auch gelungen ist. Wir werden auch wei-
terhin, so hoffe ich, gemeinsam daran arbeiten, dies
weiter auszubauen.

Nach eindreiviertel Jahren kann man eindrucks-
voll erkennen, dass eine Reihe von Schwerpunktset-
zungen bereits erfolgt ist. Es ist auf Bau und Verkehr
hingewiesen worden. Das Thema der baulichen Bar-
rierefreiheit nimmt zu Recht einen großen Raum ein.
Wir kennen die Diskussion zum Beispiel um das
Sozialzentrum Süd. Im Koalitionsvertrag sind Schwer-
punktaufgaben vereinbart. Das ist der richtige und
der notwendige Weg.

Bildung, Erziehung und Wissenschaft, auch das ist
angesprochen worden, bilden in Ihrem Bericht einen
weiteren Schwerpunkt. Integration kommt hier im Zu-
sammenhang mit Chancengleichheit eine große Be-
deutung zu, und konkrete Themen waren dabei die
Herausbildung von Kindertagesstätten als Schwer-
punkteinrichtungen für behinderte Kinder, Entwurf
der Sonderpädagogikverordnung, Studiengang Be-
hindertenpädagogik, Entwurf eines Hochschulreform-
gesetzes – alles Themen, denen wir uns ganz sicherlich
weiter widmen werden müssen.

Sozial- und Arbeitsmarktpolitik! Da bin ich bei
einem Feld, das insbesondere auch für Menschen mit
Behinderungen eine große Bedeutung hat. Wir ha-
ben uns darüber unterhalten, auch in Bezug auf den
Zugang zu bestimmten Studiengängen, auch zu der
Möglichkeit zur Berufsausbildung. Auch dort gibt es
noch ein weites Feld, das wir weiter und gemeinsam
bearbeiten müssen und nach unserer besonderen Auf-
merksamkeit verlangt.

Geprägt wird Ihre Arbeit außerdem von einer Viel-
zahl von Einzelanfragen von Bürgerinnen und Bür-
gern in unserem Land. Der Landesbehindertenbeauf-
tragte hat in aller Regel dort eine Lotsenfunktion, die
dann die Möglichkeit schafft, sich auch konkreter mit
den Themenstellungen, mit den Problemen weiter zu
beschäftigen – eine wichtige Funktion, die aber oft
auch ein intensives Eintauchen des Landesbehinder-
tenbeauftragten in die einzelne Materie notwendig
macht. Meine Anerkennung dafür, Herr Dr. Stein-
brück, wie Sie sich auch ganz fernen Themen gewid-
met haben!

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der Linken)

Nach dem Bericht des Landesbehindertenbeauf-
tragten haben seine Vorschläge und Stellungnahmen
in vielen Fällen den erwünschten Effekt gehabt. Wir
können noch einmal von uns aus sagen, dass die Zu-
sammenarbeit außerordentlich konstruktiv gewesen
ist und wir die Hinweise des Landesbehindertenbe-
auftragten auch sehr gern angenommen haben, weil
Sie uns wichtige Informationen gegeben haben.

Die Funktion des Landesbehindertenbeauftragten
ist erst im Nachgang zum Gesetz per Bürgerschafts-
beschluss installiert worden. Ich begrüße ausdrück-
lich, dass es hier hoffentlich zu einer gesetzlichen
Regelung kommen wird und somit auch eine Sicher-
heit der Zusammenarbeit, aber auch der Menschen
mit Behinderungen gibt.

Meine Damen und Herren, in der Berichterstattung
meines Ressorts wird deutlich, dass der Senat durch
Rechtsverordnung eine Reihe von Problemen und
Themenstellungen angepackt und hier auch Lösun-
gen gefunden hat. Barrierefreie Informationstechnik,
die gebärdensprachliche Kommunikation sowie die
Gestaltung von Bescheiden und Vordrucken für blinde
und sehbehinderte Menschen haben wir weiter nach
vorn befördert. Der Sonderfahrdienst, der, so meine
ich, zu Recht einer Reform unterzogen worden ist, so
will ich es einmal nennen, sei hier noch einmal be-
sonders erwähnt.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der Linken)

Für mich ist klar, dass sowohl der Bericht des Lan-
desbehindertenbeauftragten als auch unsere Bericht-
erstattung hier ein Zwischenschritt und kein Endpunkt
sein kann in der Weiterentwicklung sowohl von ge-
setzlichen Regelungen als auch von der Bearbeitung
und Abarbeitung von Regelungen, Problemen und
Themen.

Ich möchte zum Schluss die UN-Konvention anspre-
chen, die hier auch von Herrn Grotheer benannt
worden ist. Die Konvention bringt die Wertschätzung
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des Beitrages behinderter Menschen zum Ausdruck,
und ich halte es für richtig, sich ihr anzuschließen.
Es ist darauf hingewiesen worden, dass insbesondere
der Paragraph 9 in der englischen Fassung noch ei-
ner gewissen Interpretation in der Überschrift bedarf.
Ich hoffe, dass wir dann auch zu einer gemeinsamen
Regelung in der deutschen Übersetzung kommen wer-
den, die es uns möglich macht, an diesem Thema kon-
struktiv und insbesondere zum Wohle auch der Men-
schen mit Behinderungen weiterzuarbeiten. Insgesamt
freue ich mich auf die weitere Zusammenarbeit mit
Ihnen, Herr Dr. Steinbrück! – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Dann ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Zuerst lasse ich über den Antrag der Fraktionen
Bündnis 90/Die Grünen, der SPD, der CDU und Die
Linke mit der Drucksachen-Nummer 17/53 abstim-
men.

Wer dem Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die
Grünen, der SPD, der CDU und Die Linke mit der
Drucksachen-Nummer 17/53 seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag einstimmig zu.

Jetzt lasse ich über den Antrag der Fraktionen der
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, der CDU und Die Linke
mit der Drucksachen-Nummer 17/60 abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, der CDU und Die Linke mit der
Drucksachen-Nummer 17/60 seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Auch hier stimmt die Bürgerschaft (Landtag) ein-
stimmig dem Antrag zu.

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
der Mitteilung des Senats, Drucksachen-Nummer 16/
1369, und dem Bericht über die Tätigkeit des Lan-
desbehindertenbeauftragten für den Zeitraum vom
1. Juli 2005 bis 31. März 2007, Drucksachen-Num-
mer 16/1388, Kenntnis.

Meine Damen und Herren, nachträglich wurde jetzt
interfraktionell vereinbart, den Tagesordnungspunkt
21, Keine Nachteile für homosexuelle Paare, in Ver-

bindung mit dem Dringlichkeitsantrag, Drucksachen-
Nummer 17/52, im Anschluss an die miteinander ver-
bundenen Tagesordnungspunkte 8 bis 10 aufzuru-
fen.

Einsetzung eines Parlamentsausschusses für Kinder
und Jugend

Antrag der Fraktion der CDU
vom 3. Juli 2007

(Drucksache 17/21)

Wir verbinden hiermit:

Wahl der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder
des staatlichen Ausschusses für Kinder und Jugend

s o w i e

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die
Deputationen

Antrag der Fraktion der CDU
vom 3. Juli 2007

(Drucksache 17/22)
1. Lesung

Dazu als Vertreter des Senats Frau Senatorin Ro-
senkötter.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Bartels.

Abg. Bartels (CDU)*): Sehr verehrte Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Wir legen Ihnen heute
mit unserem Antrag auf Einsetzung eines Parlaments-
ausschusses „Kindeswohl“ eine klare Handlungsemp-
fehlung vor zu geforderten Konsequenzen des Un-
tersuchungsausschusses „Kindeswohl“, der sich eben-
so mit dem tragischen Tod des kleinen Kevin aus
Gröpelingen wie mit den Zuständen im Bremer Ju-
gendamt befasst hat. Der Abschlussbericht, ich habe
ihn hier, ist quasi noch druckfrisch, und er ist im April
dieses Jahres in diesem Hause debattiert worden.

Es gilt, den Fall Kevin nicht vergessen zu machen,
sondern die Konsequenzen aus den aufgedeckten
Missständen im Amt für Soziale Dienste auch parla-
mentarisch einzufordern und zu befördern. Um die-
sem Anspruch gerecht zu werden, sehen wir als CDU-
Fraktion unter anderem die Einsetzung eines stän-
digen Parlamentsauschusses für Kinder und Jugend
als unerlässlich an. Der damalige Ausschussvorsit-
zende, der Abgeordnete Pflugradt, hat dies in der da-
maligen Debatte schon sehr deutlich gemacht.

Wir mahnen hier, meine Damen und Herren von
der SPD und den Grünen, allein mit mehr Geld wer-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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den Sie die notwendigen strukturellen Veränderun-
gen in den Verwaltungsabläufen des Jugendamtes
nicht korrigieren.

(Beifall bei der CDU)

Dazu bedarf es schon eines konsequenten Abarbei-
tens der Punkte, die hier auch fraktionsübergreifend
im Untersuchungsausschuss festgestellt wurden. In
besonderer Weise ist doch deutlich geworden, dass
Aufsicht und Vernetzung im Amt nicht existent sind
und dieser Umstand letztendlich dazu führte, dass die
organisierte Verantwortungslosigkeit im Amt für So-
ziale Dienste regierte, und bis heute hat sich daran
wenig geändert. Insbesondere die unzureichende
Dienst- und Fachaufsicht, bei der ein verbindliches
Vieraugenprinzip fehlt, als auch die Aktenführung
durch verantwortliche Mitarbeiter sind da zu nennen.

(Abg. Frau M ö b i u s  [SPD]: Das kostet
auch alles Geld!)

Hinter jedem Aktendeckel verbirgt sich ein Kin-
derschicksal, dies darf auf keinen Fall aus dem Blick
geraten. Wir müssen alles tun, davon sprachen wir,
die Vertreter aller Fraktionen, noch vor wenigen Wo-
chen, damit sich solch ein schlimmer Fall wie der Tod
des zweijährigen Kevin nicht mehr wiederholt.

(Beifall bei der CDU)

Es wurden zwar parallel zur Arbeit des Untersu-
chungsausschusses Maßnahmen eingeleitet und auch
neue Stellen ausgeschrieben und besetzt, aber im
Kern, den auch der Abschlussbericht des Untersu-
chungsausschusses benennt, ist nichts geändert wor-
den. Das, was in Deputationen und im Kinder- und
Jugendhilfeausschuss auf den Weg gebracht worden
ist, reicht noch längst nicht aus, um zu verhindern,
dass sich ein Fall „Kevin“ wiederholt. Ich sage das
ganz bewusst so, weil ich glaube, dass das Problem
nicht damit gelöst ist, dass wir 15 Stellen besetzen,
wie es in einem Gutachten steht, dass wir ein biss-
chen mehr Geld bereitstellen, sondern die Probleme
sind sehr viel tiefer im Amt für Soziale Dienste und
im Ressort. Es hat auch etwas mit Mentalitäten zu tun.

Es muss eine langfristige Wirkung geben, deshalb
bin ich davon überzeugt, dass wir uns als Parlament
sehr genau diesem Thema in dieser Legislaturperi-
ode widmen müssen. Für unsere Begriffe sollte die-
ses Haus einen eigenständigen Ausschuss zum Kin-
deswohl einrichten, der sich mit diesem Fall und mit
dem Gesamtproblem beschäftigt, um deutlich zu ma-
chen, ein Signal zu setzen, aber auch darauf zu ach-
ten, dass das, was wir an gemeinsamen Zielsetzun-
gen im Untersuchungsausschuss formuliert haben,
auch wirklich umgesetzt wird. Das geht nicht zulas-
ten des Ressorts, sondern nützt eher dem Ressort,
wenn das Parlament sich dieser Problematik beson-
ders widmet.

Dass staatliches Handeln, oder besser muss man
sagen, staatliches Unterlassen dazu führt, dass Men-
schen vernachlässigt, geschlagen, malträtiert werden,
letztendlich trotz staatlicher Vormundschaft sterben
müssen, ist schlimm. So etwas darf sich in Bremen
nicht wiederholen, das ist auch unsere Pflicht als Ab-
geordnete dieser 17. Bremischen Bürgerschaft.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb, meine Damen und Herren, ist dies auch
kein Antrag einer Oppositionsfraktion, den man so
einfach mit Regierungsmehrheit wegwischen kann,
sondern dem man im Grunde genommen die Zustim-
mung ernsthaft nicht verweigern kann, schon aus die-
ser uns allen auferlegten Verantwortung heraus und
aus dem Untersuchungsergebnis zum Fall Kevin.

Sie sind ja der Oppositionskritik bislang sehr ober-
flächlich entgegengetreten, Herr Dr. Güldner sprach
hier von Fundamentalopposition, auch Herr Kollege
Grotheer sprach davon. Wir wollen einmal sehen, wie
fundamental Ihre Ablehnung zu diesem Antrag heute
ist. Ich will Ihnen gern sagen, dass wir als eine kriti-
sche Opposition erwarten, dass Sie den Fehler nicht
wiederholen und wie im Koalitionsvertrag keine neu-
en Konsequenzen nennen, sondern im Grunde nur
das, was man im Allgemeinen unter Sofortmaßnah-
men kennt. Wir werden Sie da nicht herauslassen.
Die Konsequenzen müssen gezogen werden und wer-
den auch nicht abgehakt, indem man sie unter den
Tisch kehrt.

Wenn Sie diesen Antrag ablehnen, dann, meine Da-
men und Herren, wird es so weitergehen in den De-
putationen  für  Jugend  und  Soziales.  Wir  werden
weiter umfangreiche Papiere bekommen, und dann
kommt am Ende der Jugendhilfeausschuss, der sei-
nen Teil dazu beiträgt. Am Ende kommt derselbe
„Murks“ dabei heraus wie bisher. Es gilt, den Hori-
zont zu erweitern, meine Damen und Herren, und das
kann eben in einem Parlamentsausschuss anders ge-
schehen als bisher in der Arbeit der Deputation.

(Abg. Frau M ö b i u s  [SPD]: Da scheint sich
bei Ihnen ja schon einiges getan zu  haben)

Das Thema Kinderschutz betrifft eben nicht nur die
Sozialdeputation, Frau Kollegin Möbius, sondern es
ist ein ressortübergreifendes Feld, das wir auch nach-
haltig betreiben müssen, es ist eine Querschnittsauf-
gabe. Wenn Sie der Auffassung sind, es gebe schon
genug Ausschüsse, nämlich den Jugendhilfeaus-
schuss, den Landesjugendhilfeausschuss, die städ-
tische Deputation für Soziales, die staatliche Depu-
tation für Soziales, Jugend und Ausländerintegrati-
on, dann stimmen Sie diesem Antrag heute zu. Wir
haben dazu eine Vorlage erarbeitet, in der wir das
Deputationsgesetz insofern abändern, dass wir den
Bereich Jugend dort herausnehmen.
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Wenn Sie unseren Antrag heute ablehnen, dann
wäre dies ein denkbar schlechtes Signal aus Bremen,
das Sie heute in die Republik senden würden,

(Beifall bei der CDU)

denn Sie zeigen damit, dass Sie außer an der Ober-
fläche zu kratzen, nicht bereit oder in der Lage sind,
aus dem Fall die nötigen Schlüsse zu ziehen.

(Zurufe von der SPD)

Nun, was haben andere Bundesländer gemacht,
die ebenso traumatische Erlebnisse von Kindeswohl-
gefährdung und Kindestötung hatten? Ich will Ham-
burg erwähnen, einige Kollegen des Hauses werden
sich an den Fall Jessica erinnern, die in der Wohnung
ihrer Eltern verhungerte und das Jugendamt und die
Schule ihre Abwesenheit vom Unterricht nicht zum
Anlass nahmen, einmal zu überprüfen, ob in der Fa-
milie von Jessica alles in Ordnung ist. Die Hambur-
gische Bürgerschaft hat einen Parlamentsausschuss
gegründet und den konkreten Fall, aber auch das
Schema von Vernachlässigungsfällen vor allem mit
externem Sachverstand aufgerollt und die notwen-
digen Konsequenzen ziehen können. Mittlerweile hat
dieser nichtständige Ausschuss in Hamburg seinen
Bericht vorgelegt, diese Arbeit steht uns in Bremen
erst noch bevor.

Der Untersuchungsausschuss ist aufgrund der Dis-
kontinuität der vergangenen Legislaturperiode sehr
unter zeitlichem Druck gewesen und hatte nicht die
Möglichkeit, externen Sachverstand einzuholen. Auch
dies ist die Möglichkeit eines solchen Parlamentsaus-
schusses, sich auch dort zu öffnen. Wir wollen keine
kurzen Effekte, wir benötigen Nachhaltigkeit. Des-
halb soll dieser Ausschuss auch ständig tagen, und
die Kompetenzen der Jugenddeputation sollen auf
ihn übertragen werden. Die Bedeutung eines Parla-
mentsausschusses ist viel größer als die aufkläreri-
sche Arbeit einer Deputation für Soziales, Jugend,
Senioren und Ausländerintegration.

Sie sehen schon an dem langen Namen, dass hier
viele Baustellen bearbeitet werden. Wir wollen die
Vernetzung mit den weiteren Ressorts Bildung, Jus-
tiz, Inneres und Gesundheit befördern, das ist weitaus
besser über einen Ausschuss zu erreichen als über
eine Deputation.

(Abg. Frau M ö b i u s  [SPD]: Ach ja! – Abg.
Frau B u s c h  [SPD]: Unerhört, was Sie da

von sich geben!)

Jugendschutz ist nicht nur eine Frage von Jugend-
politik, es ist eine ressortübergreifende Angelegen-
heit. Effekthascherei wollen wir nicht, wir wollen mit
diesem Ausschuss alle Fraktionen einbinden. Ich bitte
Sie, diesem Antrag zuzustimmen, das ist auch eine

Verantwortung dieser Bürgerschaft! – Ich bedanke
mich für die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Grotheer.

Abg. Grotheer (SPD): Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Ich bin etwas überrascht über die
Schärfe, mit der dieses Thema jetzt hier angegangen
wird.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Zurufe)

Zwischendurch, Herr Bartels, war ich mir nicht si-
cher, ob Sie nicht eigentlich die Einsetzung eines
neuen Untersuchungsausschusses hier begründen
wollten. Das finde ich etwas überraschend, weil wir
einen Untersuchungsausschuss hatten, der sehr kon-
struktiv diese schwierigen Fragen geklärt hat, der sehr
viel Lob für seine Arbeit erfahren hat und zu dem wir
gemeinsam verabredet hatten – damals auch noch
in einer gemeinsamen Koalition –, dass wir die Pro-
bleme abarbeiten wollen, und das werden wir tun.
Dazu brauchen wir aber nicht diesen neuen Aus-
schuss.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Kinder und Jugendliche, haben wir gesagt, stehen
im Fokus der Politik der rot-grünen Koalition in Bre-
men, und wir haben übrigens, Herr Bartels, in vie-
len Punkten mit Ihrer Zustimmung in der Sozialde-
putation bereits eine ganze Reihe von Punkten be-
schlossen, die zu einer Verbesserung im Bereich der
Kinder- und Jugendpolitik führen sollen. Wir sagen:
Verbesserung bei der Kinderbetreuung in den Tages-
einrichtungen, sechsstündiger Rechtsanspruch auf
Betreuung in den Einrichtungen, kostenloses Mittag-
essen für Kinder armer Eltern in den Kindertagesein-
richtungen.

Wir haben zahlreiche Verbesserungen im Bereich
der Jugendhilfe beschlossen: Stellen beim Amt für
Soziale Dienste, Verbesserung der Arbeit der Amts-
vormundschaft. Wir haben ein Notruftelefon einge-
richtet, die Erziehungsberatung verbessert, also al-
les Dinge, die Ausfluss der Ergebnisse dieses Unter-
suchungsausschusses sind. Das haben Sie politisch
in der Deputation mitgetragen, und dies sind übrigens
alles Dinge, und da bitte ich übrigens noch einmal
hinzuhören, Herr Bartels, die natürlich nicht zum Null-
tarif zu haben sind, sondern das kostet alles Geld.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der Linken)
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Ich habe es sehr begrüßt, dass Sie das mitgemacht
haben. Dass Sie jetzt hier den Eindruck erwecken,
das sei alles nur eine Folge von einer Fehlorganisa-
tion in den Ämtern, das finde ich überhaupt nicht in
Ordnung.

(Beifall bei der SPD)

Nun haben Sie in Ihrem Antrag sogar das Thema
des parlamentarischen Untersuchungsausschusses an-
gesprochen. Man kann in der Tat den Eindruck ge-
winnen, Sie wollten die Tätigkeit dieses Ausschus-
ses verlängern. Ich will Ihnen nur sagen: Die Sozial-
deputation hat sich konstituiert, sie hat ihre Arbeit
aufgenommen, es haben die ersten beiden Sitzun-
gen stattgefunden. Der von Ihnen eben mit dem Stich-
wort „Murks“ erwähnte Jugendhilfeausschuss hat
übrigens eine gesetzliche Grundlage, die darf ich Ih-
nen vorlesen, damit Sie sich in diesem schwierigen
Feld vielleicht besser zurechtfinden. Da steht in Pa-
ragraf 70 des SGB VIII: „Die Aufgaben des Jugend-
amtes werden durch den Jugendhilfeausschuss und
durch die Verwaltung des Jugendamts wahrgenom-
men.“

(Abg. P e r s c h a u  [CDU]: Pharisäer ster-
ben niemals aus! – Abg. D r .  G ü l d n e r
[Bündnis 90/Die Grünen]: Wie war das? Pha-

risäer? Na, das sagt der Richtige!)

In Paragraf 71: „Dem Jugendhilfeausschuss gehören
als stimmberechtigte Mitglieder an“ – Ihre Zwischen-
rufe machen es nicht besser! – „mit drei Fünfteln des
Anteils der Stimmen Mitglieder der Vertretungskör-
perschaft des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe
oder von ihr gewählte Frauen und Männer, die in der
Jugendhilfe erfahren sind“, und so weiter. Dies ist also
ein Gremium, das seine gesetzliche Grundlage im SGB
hat, und ich finde auch, dass dieses Gremium eine
gute Arbeit leistet,

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

und zwar insbesondere deshalb, weil dort die Ver-
bände vertreten sind und wir in diesen Sitzungen sehr
viel Sachkunde versammelt haben. Sie können es
vielleicht noch einmal richtigstellen, Herr Bartels, ich
finde, das Wort „Murks“ gehört in diesem Zusam-
menhang überhaupt nicht hinein. Vielleicht habe ich
da etwas missverstanden, aber es hat mich jedenfalls
sehr aufhorchen lassen.

Es gibt die Sozialdeputation, den Jugendhilfeaus-
schuss, die Bildungsdeputation ist für einen Teil zu-
ständig, es gibt den Betriebsausschuss KiTa, der sich
auch mit einigen Fragen beschäftigt, es gibt einige
Stiftungen, die sich mit Kinder- und Jugendpolitik in
Bremen beschäftigen, die Bürgerschaft selbst ist zu-
ständig, und es gibt auch viel Befassung mit Jugend-

politik in den Beiräten. Das ist eine ganze Palette. Wir
nehmen dieses Thema auf allen Ebenen sehr ernst.

Was ich gut finde an Ihrem Antrag, ist die Überle-
gung, dass man dieses Politikfeld ressortübergreifend
betrachten muss, das ist auf jeden Fall ein guter An-
satz. Was machen Sie denn davon aber in der Pra-
xis? Wir hatten Ihnen in der letzten Periode einen
Antrag vorgelegt, der sich mit dem Thema Kinder-
armut und mit kommunalpolitischen Strategien da-
gegen beschäftigte. Da ging es genau um diesen
ressortübergreifenden Ansatz, mit dem wir gesagt
haben, hier müssen die Kräfte und Kompetenzen
gebündelt werden. Das haben Sie abgelehnt, das woll-
ten Sie nicht. Also, wie ernst ist es Ihnen wirklich?

Dann darf ich Ihnen zu guter Letzt vielleicht noch
mit Erlaubnis der Präsidentin ein kleines Zitat aus der
„taz“ vom 2. März 2005 unter der Überschrift „Rie-
senbrocken Sozialausgaben“ präsentieren. Dort heißt
es: „CDU will Befreiungsschlag, SPD hält dagegen!
Wenn wir in diesem Bereich nicht einen Befreiungs-
schlag machen, haben wir keine Chance, den aus-
geglichenen Primärhaushalt zu erreichen, sagt CDU-
Chef Bernd Neumann über die Sozialausgaben. Ihm
schwebt ein Kürzungsvolumen von circa 45 Millio-
nen Euro vor, das wären 8 Prozent des Gesamthaus-
halts.“ Ich finde, dies ist eine ganz spannende Aus-
sage gerade vor dem Hintergrund der Tatsache, dass
wir immer wieder in diesem Politikfeld darauf sto-
ßen, dass die Wahrnehmung der gesetzlichen Auf-
gaben Geld kostet.

Also, meine herzliche Bitte, dass Sie konstruktiv
weiter in der Sozialdeputation und in den anderen
Gremien mitmachen, mitarbeiten! Wir werden Ihren
Antrag ablehnen, weil er aus unserer Sicht nur die
Funktion hat, hier eine bestimmte Show für die Öf-
fentlichkeit zu machen. – Ich bedanke mich für die
Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Möhle.

Abg. Möhle (Bündnis 90/Die Grünen)*): Frau Prä-
sidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Es ist hier im Haus bekannt, dass ich dem Untersu-
chungsausschuss zum Fall Kevin als stellvertreten-
der Vorsitzender angehört habe. Ich finde, man muss
hier noch einmal ein paar Dinge zurechtrücken.

Wenn der Eindruck erweckt wird, der Staat hätte
Schuld an diesem oder jenem, muss man erst noch
einmal festzustellen, dass Kinder, die in verwahrlosten
Zuständen leben, in der Regel von Eltern betreut wer-
den, die überfordert sind, das heißt, es gibt sozusagen
eine Überforderung der Aufsichtspersonen, der El-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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tern, und dann erst tritt der Staat in Kraft, sozusagen
als Helfer in dieser Situation. Helfen heißt aber dann,
die Hilfe so zu organisieren, dass sie da ankommt,
wo sie nötig ist, und da gibt es Mängel. Der Unter-
suchungsausschuss hat an einigen Punkten sehr deut-
lich gesagt, dass das Hilfesystem im Fall Kevin ganz
deutlich an den Notwendigkeiten vorbei organisiert
war.

Frau Röpke, damalige Senatorin für Arbeit, Frau-
en, Gesundheit, Jugend und Soziales, hat die Verant-
wortung übernommen und ist zurückgetreten. Das
hat hier im Haus auch meiner Meinung nach zu gro-
ßem Respekt geführt,

(Beifall bei der SPD)

weil im Grunde genommen die politische Verantwor-
tung getragen wurde. Wir haben damals die Diskus-
sion auch schon über die Frage Kinderausschuss, ja
oder nein, geführt. Ich glaube, und ich sage Ihnen
ganz persönlich, wenn ich den Eindruck hätte, es gäbe
nur den Hauch einer Chance, dass ein Kinderaus-
schuss die Situation vernachlässigter Kinder verbes-
sern würde, wäre ich sofort dafür, ihn einzurichten.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich bin aber zutiefst davon überzeugt, dass eine
neue Struktur nicht hilfreich ist. Sie führt nur zu noch
mehr Verwirrung. Wir haben den Jugendhilfeaus-
schuss, Herr Grotheer hat die gesetzliche Grundla-
ge dieses Ausschusses benannt, das Sozialgesetzbuch
schreibt das vor, also, diesen Jugendhilfeausschuss
muss man als Bundesland einrichten. Es ist vorge-
schrieben!

Dann lassen Sie uns doch sehen, dass der Jugend-
hilfeausschuss gemeinsam mit dem Parlament dazu
kommt, solche Fälle zu verhindern! Das heißt, dass
wir in der Sozialdeputation, aber auch hier im Par-
lament die Debatte darüber führen können, müssen
und meiner Meinung nach auch sollen, was wir real
tun können als Hilfe für Kinder, die in vernachläs-
sigten Familienverhältnissen leben. Das ist mir viel
wichtiger als ein Ausschuss, der sich dann hier über
Gott und die Welt unterhalten kann. Darum geht es
nicht, Herr Bartels! Sie haben das Wesen des Unter-
suchungsausschusses offensichtlich, ich will nicht
sagen, nicht begriffen, aber zumindest in Ihrer Rede
überhaupt nicht zum Ausdruck gebracht.

Im Wesen war das so, dass ein Sachbearbeiter Kom-
munikationswege in der Verwaltung blockiert hat. Das
habe ich in meiner Rede damals zum Untersuchungs-
ausschuss hier sehr deutlich gemacht,

(Abg. B e i l k e n  [Die Linke]: Das war
alles, oder wie?)

dass die Aufsicht der Senatorin, der senatorischen
Behörde über die Mitarbeiter in der Behörde vernach-
lässigt worden ist, und zwar von der unteren Ebene
bis oben hin zur Jugendamtsleitung. Auch das ha-
ben wir hier festgestellt. Glauben Sie im Ernst, dass
ein Kinderausschuss auch nur ein Fitzelchen an diesen
Strukturen verändern würde? Mitnichten, Herr Bar-
tels, mitnichten!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Was gefragt ist, ist eine Sozialsenatorin! Frau Ro-
senkötter ist auch dabei, und die ersten Maßnahmen
nach dem Fall – von Ihnen ja mitgetragen – haben
deutlich gemacht, dass man gewillt ist, diese Zustände
zu verändern. Das muss man dann auch einmal po-
sitiv anerkennen, dass die Bemühungen vor Ort da
sind, im Übrigen auch die Bemühungen im Jugend-
amt selbst, nach den Fehlern weiter zu forschen, weiter
zu suchen und Verbesserungen vorzunehmen. All die
Dinge sind im Fluss, sind im Lauf, sind in Arbeit und
werden von der Sozialdeputation kritisch begleitet
und auch hinterfragt. Genau das ist das richtige Ver-
fahren!

Kommen Sie jetzt nicht mit dem Argument, wer
einen Kinderausschuss verneint, dem seien Kinder
in Not egal!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Das ist Demagogie pur! Wir sind sehr daran interes-
siert, und glauben Sie mir: Mein persönliches Enga-
gement in diesem Ausschuss seinerzeit hat meine
Sichtweise auf solche Fragen deutlich verändert und
im Übrigen auch nachhaltig verändert. Aber Klamauk
mache ich an dieser Stelle nicht mit! Ich will, dass den
Kindern geholfen wird, das ist keine Frage, und ich
glaube im Übrigen, da haben wir auch hier im Hau-
se große Gemeinsamkeiten. Die hätten Sie an die-
ser Stelle erwähnen können und meiner Meinung
nach auch müssen.

Wir haben diesen Untersuchungsausschuss mei-
ner Auffassung nach auch in Wahlkampfzeiten par-
teipolitisch korrekt hinbekommen ohne parteipoliti-
sche Profilierung an diesem Thema, das überhaupt
nicht dafür geeignet ist, und das im Wahlkampf! Da
hatte ich großen Respekt vor meinen Parteikollegen,
und ich fand das gut und richtig. Ich glaube, dass
dieses Thema immer noch nicht dazu geeignet ist,
sich als Partei profilieren zu wollen, sondern es geht
in Wirklichkeit um Kinder in Not, denen geholfen
werden muss. Darüber gibt es, glaube ich, in diesem
Hause eine riesengroße Einigkeit. Zerstören Sie diese
Einigkeit nicht, lassen Sie das sein mit diesem Kin-
derausschuss, engagieren Sie sich im Jugendhilfe-
ausschuss, und versuchen Sie so, die Verhältnisse im
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Amt selbst zu verbessern! – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächster Redner
hat das Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Ich glaube nicht,
dass es eine Frage der Organisation von Parlaments-
ausschüssen und Deputationen ist, ob es Kindern in
dieser Stadt gut geht oder nicht. Es ist die Frage, ob
es eine Herzensangelegenheit eines jeden einzelnen
Parlamentariers und der Verwaltung, der Verwal-
tungsmitarbeiter ist, und darauf kommt es an. Inso-
fern finde ich die Debatte etwas überhöht.

Es geht doch schlichtweg um die Frage, wie wir
unsere parlamentarische Arbeit in der Jugendpoli-
tik und all dem, was damit zusammenhängt, orga-
nisieren. Wir haben da eine gesetzliche Vorgabe, es
ist erwähnt worden, den Jugendhilfeausschuss auf
der einen Seite, auf der anderen Seite eine Deputa-
tion, die zuständig ist, die Deputation für Jugend und
Soziales, und zusätzlich, ich will es sagen, auch die
Bildungsdeputation, denn auch dort kommen diese
Themen ab und zu einmal an, und wir wissen, dass
Jugendliche in Schulen, in Kindergärten und auch
in anderen Einrichtungen sind.

Ich hätte mir auch gewünscht, dass das Sozialres-
sort etwas von den Aufgaben im Jugendbereich ab-
gibt und es dort zu einer Zusammenlegung des Ju-
gendbereichs mit dem Bildungsbereich gekommen
wäre. Das hätte viele Vorteile gehabt. Die Grünen
hatten das in ihrem Wahlprogramm, konnten das in
den Koalitionsverhandlungen nicht durchsetzen. Nun
ist es so! Ich halte aber sehr viel davon, dass man Par-
lamentsarbeit entlang der Ressortorganisation orga-
nisiert, weil das die Arbeit für die Parlamentarier und
die Verwaltung vereinfacht. Deswegen werden wir
als FDP dem Antrag nicht zustimmen, denn es ist
einzig und allein eine Frage dessen, wie das Parla-
ment die Arbeit organisieren will.

Es ist nicht eine Folge dessen, dass ein Untersu-
chungsausschuss irgendwann einmal da war, dass
man dann auch einen ständigen Parlamentsausschuss
dazu braucht. In Hamburg, so wurde es richtigerweise
berichtet, ist es auch ein nichtständiger Ausschuss
gewesen, der jetzt einen Abschlussbericht macht. Das
ist so etwas wie ein Untersuchungsausschuss oder eine
Enquete-Kommission.

(Abg. Frau M ö b i u s  [SPD]: Genau!)

Darüber kann man ja reden, wenn das ein Problem
ist. Einen ständigen Ausschuss, der dann quer zu den
Senatsressorts arbeitet, halten wir als FDP für nicht

angebracht, und deswegen werden wir Ihrem Antrag
nicht beipflichten. Allerdings bleibt es auch für uns
eine Herzensangelegenheit wie, glaube ich, für je-
den Parlamentarier hier im Hause, sich für das Wohl
von Kindern und Jugendlichen einzusetzen. – Herz-
lichen Dank!

(Beifall bei der FDP und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat das
Wort der Abgeordnete Beilken.

Abg. Beilken (Die Linke)*): Sehr verehrtes Präsi-
dium, meine Damen und Herren! Mein Vorredner hat
von Herzensangelegenheit gesprochen, und so ähn-
lich habe ich auch den Beitrag vom Kollegen Möhle
erlebt. Etwas konkreter war von Herrn Bartels ge-
sagt worden, nicht allein mit mehr Geld! Meine größte
Sympathie ist beim Kollegen Grotheer, der gesagt hat,
aber auch und vor allem mehr Geld ist nötig! Da
werden Sie uns auch noch bald einmal kennenler-
nen, weiter kennenlernen, denn das ist der springende
Punkt, und da werden wir die Auseinandersetzun-
gen haben. Da sind die Emotionen gefragt, nicht bei
der Frage, wie die Ausschussorganisation ist. Das
vorweg, und wir werden da eine andere Kombinati-
on in der Meinung haben, eine andere Meinungs-
kombination als hier bei der Frage des Ausschusses!

Bei der Frage des Ausschusses bin ich der Meinung,
ein solcher Parlamentsausschuss für Kinder und Ju-
gend wäre hilfreich, ich unterstütze diese Konzepti-
on. Voraussetzung ist selbstverständlich, dass wir die
Öffentlichkeit der Sitzungen haben, die wir gehabt
haben in der Deputation für Soziales, auch im Un-
terausschuss, dass alle Gruppen und Jugendhilfeein-
richtungen selbstverständlich auch mit Rederecht in
dem neuen Parlamentsausschuss vertreten sind, gar
kein Problem! Selbstverständlich sind wir sicher dafür,
das dann zu beschließen und auch so durchzufüh-
ren. Unter der Voraussetzung wäre ich doch sehr dafür.

Wir haben verschiedentlich den Wechsel von De-
putationen zu Parlamentsausschüssen gehabt, und
das ist dann von der rot-grünen Koalition und von den
Grünen auch jeweils besonders betont worden, wie
gut doch die Anbindung an den Parlamentsausschuss
ist. Wir haben hier, speziell bei dem Thema Jugend,
den Bereich, zu dem in unserem Wahlprogramm auch
hervorgehoben ist, was auf der Hand liegt, dass dies
eine unglaublich wichtige Querschnittsaufgabe ist,
wenn nicht die wichtigste Querschnittsaufgabe. Sie
betrifft ein Drittel oder ein Viertel – je nachdem, wie
man das rechnet – der Kinder in diesem Bundesland,
und es betrifft hier ganz besonders viele, und das ist
überdurchschnittlich hoch. Für diese wichtigste Auf-
gabe einen eigenen Ausschuss! Dieser bündelt, kann
die verschiedenen Ressorts zum Bericht bitten und
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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kann die verschiedenen Ressorts nach ihrer Zusam-
menarbeit fragen! Das Parlament hat die Hoheit!

Ich empfehle Ihnen, dies noch einmal zu überden-
ken und für diesen Ausschuss zu stimmen, auch wenn
er nach Ihrer Meinung aus den falschen Gründen hier
vorgeschlagen worden ist. Das möchte ich einmal ganz
außen vor lassen, aber es ist doch eine sinnvolle
Möglichkeit. Ich habe mich damit beschäftigt und kein
wirklich schlagendes Gegenargument gehört, außer
von wem der Antrag kommt, das muss ich hier leider
einmal so sagen!

Wir haben diese Mammutaufgabe, dass wir die-
sen Riesenbereich, der sich im sozialen Bereich mit
Kindern und Jugendlichen beschäftigt, vom Repara-
turbetrieb zu einer mehr präventiven Tätigkeit um-
wandeln. Das ist eine riesige Herkulesaufgabe, die
wichtigste, die wir vor uns haben, und dafür, bitte
schön, ist ein Parlamentsausschuss durchaus passend.

Zum Abschluss komme ich noch einmal auf die
wichtigste Frage der Ressourcen zurück, sie ist gleich-
wohl wichtiger, und da werden sich diese Fragen, Her-
zensangelegenheiten, ja oder nein, entscheiden, ob
dann das Herz will, aber irgendwelche Blockadein-
stanzen dann die Durchführung verhindern, da wer-
den wir dann noch wichtigere Diskussionen haben.
– Danke schön!

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Bartels.

Abg. Bartels (CDU)*): Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Die Emotionen kochen doch sehr
hoch, ich bin dem Kollegen Beilken ein Stück dank-
bar. Genau das ist es, was wir mit der Öffentlichkeit
erreichen wollen. Wir wollen auch Experten mit hin-
zuziehen, meine Damen und Herren.

Wenn der Kollege Grotheer das Zitat des CDU-
Landesvorsitzenden von einem Befreiungsschlag in
der damaligen Situation hier nennt, dann will ich nur
sagen, in welchem Gesamtzusammenhang das zu
sehen ist. Wir sprachen damals über Vorschläge von
Finanzsenator Dr. Nußbaum, der 93 Millionen Euro
einsparen wollte. So viel dazu!

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Nun einmal
keine Verdrehung der Tatsachen! Haben Sie
ein Zitat? – Zuruf des Abg. R ö w e k a m p

[CDU])

Nein, nein, so war es! Im Übrigen weise ich auch
Ihre Belehrung, Herr Grotheer, zurück! Ich finde es
schon bemerkenswert! Sie sollten diesen Antrag ge-
nau lesen! Der Jugendhilfeausschuss ist selbstver-
ständlich ein Teil des Amtes für Soziale Dienste, und
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

in diesem Bereich wollen wir auch gar nicht die Kom-
petenzen übertragen, sondern im Bereich der Depu-
tationen.

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD] meldet
sich zu einer Zwischenfrage – Glocke)

Ich möchte gern fortführen!

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: So ist das
mit der Wahrheitsliebe!)

Meine Damen und Herren, wir haben verschiedene
Ausschüsse. Wir haben den Frauenausschuss bereits
hier, und ich erinnere mich noch sehr gut, dass die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der vergangenen
Legislaturperiode immer dafür plädiert hat, die De-
putationen abzuschaffen und statt dessen Parlaments-
ausschüsse einzurichten. Es ist schon bemerkenswert,
dass uns jetzt auch ein Antrag vorliegt, einen Kran-
kenhausausschuss einzurichten. Ein Jugendausschuss
hätte es erst recht verdient, dass er von uns hier ein-
gesetzt wird! – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Eine Kurzinterventi-
on des Abgeordneten Dr. Sieling!

Abg. Dr. Sieling (SPD)*): Frau Präsidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Bartels, das
Schöne an unserer Geschäftsordnungsänderung ist,
wenn die Frage nicht zugelassen wird vom Redner,
hat man noch die Chance, es kurz zu machen. Ich
finde, die Angelegenheit ist ernst genug, weil wir das
mehrfach hier in der Debatte hatten, und es wird da
ein Ammenmärchen konstruiert. Es wird ein Ammen-
märchen konstruiert, das nicht auseinanderhält, was
es an Vorschlägen aus der Verwaltung, an Vorschlags-
listen aus der Verwaltung gegeben hat und welche
politischen Haltungen und Entscheidungen es gab.

Natürlich hat es eine Vorschlagsliste gegeben, die
insgesamt Maßnahmen in Höhe von über 90 Millio-
nen Euro aufgelistet hat. Aber, Herr Röwekamp, dies
ist doch nicht vorgelegt worden unter dem Motto, das
haben Sie doch nicht vorher im Senat beschlossen,
sondern das ist doch damals im Koalitionsausschuss
sozusagen als Katalog von Möglichkeiten vorgelegt
worden, die politisch zu bewerten sind, und das ha-
ben wir dann in der Tat beraten. Da ist es so, wie Herr
Grotheer hier richtig zitiert hat: Die CDU hat gesagt,
wir werden davon 45 Millionen Euro kürzen, und wir
haben gesagt, wir sind der Auffassung, man kann nicht
über den einstelligen Bereich gehen.

Ich erinnere mich genau an die Pressekonferenz,
in der ich gesagt habe, ich halte nur einstellige Bei-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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träge für möglich, und Herr Neumann hat erklärt, es
ist möglich, alles hoch im zweistelligen Bereich,
sozusagen bis nach ganz oben, bis zu 100 Millionen
Euro. Am Ende sind wir bei 20 Millionen Euro her-
ausgekommen, das war, das wissen wir heute, immer
noch zu viel. Die CDU jedenfalls wollte richtig „her-
einknallen“, und am Ende, das will ich auch einmal
in aller Deutlichkeit sagen, hatten wir so ein Desas-
ter, wie wir es eben im Jugendhilfebereich haben.
Das hat auch mit dieser Kultur zu tun.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Herr Dr. Sieling, Ihre
Kurzintervention ist jetzt zu Ende, anderthalb Minuten,
jetzt müssen Sie sich wieder hinsetzen. Ich glaube,
nun folgt eine Kurzintervention des Abgeordneten
Röwekamp.

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Ich liebe
diese Geschäftsordnung!)

Abg. Röwekamp (CDU): Frau Vizepräsidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Nur, da-
mit wir auch bei der vollständigen Wahrheit bleiben!

(Zurufe)

Sehr geehrter Herr Dr. Sieling, genauso wie heu-
te gehörten Sie der Regierung damals nicht an, und
deswegen können Sie auch nicht sagen, was wir im
Senat miteinander beraten haben, aber ich erinnere
mich noch sehr genau daran.

Wir haben uns natürlich sowohl vor als auch nach
dem Koalitionsausschuss, in der Vorbereitung und
Nachbereitung, mit den Argumenten auseinander-
gesetzt. Fakt eins ist: Auf Bitte des gesamten Senats
hat es eine Arbeitsgruppe zwischen der Sozialsena-
torin und dem Finanzsenator gegeben mit der Auf-
forderung, einen Bericht vorzulegen, welche Einspar-
vorschläge es seitens des Ressorts gibt.

Zweitens:  Es gab dann diesen Bericht der gemein-
samen Arbeitsgruppe beider Ressorts, der eine Vor-
schlagsliste von 93 Millionen Euro umfasste. Diese
Vorschlagsliste hat der Senat zur Kenntnis genom-
men und in die Koalitionsvereinbarungen eingespielt.
Dort ist es dann zu einer Diskussion gekommen, von
der ich nicht berichten kann, weil ich nicht dabei war.
Als es dann aber wieder aus Ihrer Koalitionsrunde
in den Senat kam, kann ich mich noch sehr genau
daran erinnern, wie sich der von Ihnen gewählte Fi-
nanzsenator Ulrich Nußbaum dazu verhalten hat. Er
hat nämlich der CDU vorgeworfen, sich nur auf 20
Millionen Euro eingelassen zu haben, wo doch 45
Millionen Euro das Mindeste gewesen wären, was

im Sozialressort an Einsparungen hätte erbracht wer-
den können!

(Beifall bei der CDU – Glocke)

Ich wehre mich dagegen, dass Sie Legenden bil-
den und der CDU die Verantwortung für diese von
Ihren Ressorts vorbereitete und erstellte Liste zuschie-
ben und die politische Verantwortung für die Diskus-
sion hinterher im Koalitionsausschuss ablehnen. Fakt
ist, der von Ihnen gestellte sozialdemokratisch gepräg-
te Finanzsenator wollte von Anfang an wesentlich
mehr, als in der Koalitionsvereinbarung dabei her-
ausgekommen ist, und den können Sie uns nun wirk-
lich nicht zuschieben.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Möhle.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Sie haben
das alles nicht verstanden! – Abg. Frau
M ö b i u s  [SPD]: Das müssen Sie gerade

sagen! Das werde ich mir merken!)

Abg. Möhle (Bündnis 90/Die Grünen)*): Frau Prä-
sidentin, meine Damen und Herren! Ich muss geste-
hen, ich finde, dass die Debatte einen echt merkwür-
digen Verlauf nimmt.

(Unruhe)

Wir sind angetreten, den Antrag der CDU zu dis-
kutieren, einen Kinderausschuss einzurichten, mit dem
Hinweis darauf, dass das ein Ergebnis des „Kevin“-
Untersuchungsausschusses sei, so in etwa richtig zi-
tiert.

Ich habe versucht zu erklären, dass der „Kevin“-
Untersuchungsausschuss überhaupt nicht zu einem
solchen Ergebnis gekommen ist und ich es fachlich
und inhaltlich auch für falsch halte. Wenn Sie sich
hier jetzt als ehemalige Große Koalition streiten, ist
das nicht sachdienlich! Ich sage Ihnen einmal ganz
deutlich und auch in Richtung Linke, man kann So-
zialpolitik nicht einfach so definieren, dass man sagt,
je mehr Geld, desto besser!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Auch das hat der Ausschuss sehr deutlich heraus-
gearbeitet. Der Untersuchungsausschuss „Kevin“ hat
sehr wohl festgestellt, dass es im Bereich des Jugend-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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amts Unterfinanzierung gab. Das ist sehr sorgfältig
recherchiert worden, und hier ist sehr gründlich ge-
schaut worden. Sozialpolitik so zu definieren, hieße
im Grunde genommen, je mehr Geld, desto besser.
Das ist komplett verfehlt, das habe ich schon gesagt.

Ich bin sehr daran interessiert, dass wir in der Wir-
kungsanalytik, gerade im Sozialbereich, große Fort-
schritte machen müssen. Es kann nicht sein, und das
war gerade am Fall „Kevin“ das Fatale, dass 15 Jahre
lang Hilfesysteme in Anspruch genommen werden
und am Ende genau das eingetreten ist, was einge-
treten ist. Das Kind ist tot, der Vater ist in der Foren-
sik, und die Mutter ist auch tot. Ich kann Ihnen sa-
gen, diese 15 Jahre waren mitnichten billig für den
Staat! Das war sehr viel Geld, und ich sage Ihnen,
Wirkungsanalytik könnte helfen, mit dem Geld in
diesem  Bereich  möglicherweise  besser  umzuge-
hen, und daran sollten wir alle ein großes Interesse
haben.

Im Übrigen war auch immer klar, das war eben auch
deutlich, ich habe damals in der Abschlussrede zum
Untersuchungsausschuss hier gesagt, die Sozialkosten
seien gehandelt worden wie auf dem Basar, und ich
hatte den Eindruck, eben ist der Basar ein Stück weit,
sozusagen in der Rückschau, noch einmal deutlich
geworden. Das macht so keinen Sinn, meine Damen
und Herren!

Ich glaube, wir müssen nach vorn schauen, wir müs-
sen den Sozialbereich vernünftig finanziell ausstat-
ten. Hier sind wir uns in der Schwerpunktlegung mit
der SPD deutlich einig, auch im Koalitionsvertrag, im
Übrigen auch ganz deutlich anders, als die CDU es
definiert hätte und hat.

Das ist genau die Kernaufgabe, mit dem vorhan-
denen Geld – und alle wissen, dass es in dieser Stadt
weniger geworden ist – eine kluge, gescheite Sozi-
alpolitik zu betreiben, die dann auch hilft, solche Fälle
wie Kevin künftig zu verhindern. Das sollte unser aller
Interesse sein. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Grotheer.

Abg. Grotheer (SPD): Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Der Kollege Bartels hat eben da-
mit argumentiert, dass für den Krankenhausbereich
von der SPD ein Vorschlag komme, einen parlamen-
tarischen Ausschuss einzusetzen. Dieser Verweis ist
irreführend, denn der Ausschuss geht zurück auf eine
Empfehlung des Untersuchungsausschusses „Klinik-
verbund“. Wir haben dort gemeinsam mit Ihren Kol-
legen erarbeitet, dass dies ein vernünftiger Weg wäre,

im Krankenhausbereich eine parlamentarische Kon-
trolle zu organisieren. Das Argument ist falsch!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die  Grünen  –  Abg.  D r .  G ü l d n e r
[Bündnis 90/Die Grünen]: Konsens! – Abg.
D r .  S i e l i n g  [SPD]: Ist wohl wahr!)

Ich bin ein bisschen überrascht über die Art und
Weise, in der hier versucht wird, Spuren zu verwi-
schen. Ich kann Ihnen gern noch mehrere andere
Zitate nennen, wenn ich dazu die Erlaubnis des Prä-
sidiums bekomme, wovon ich ausgehe, hinsichtlich
der Frage, in welchen Bereichen die politischen
Schwerpunkte damals gesetzt worden sind.

Herr Kastendiek hat zum Beispiel in einer Presse-
mitteilung am 17. März 2004 gesagt – auch nicht un-
interessant –: „Die CDU hat in der Vergangenheit be-
reits zahlreiche Kürzungsvorschläge gemacht, auch
wenn sie für das Sozialressort gar nicht zuständig ist.
Wenn die SPD diese abschmettert und anschließend
in die Kasse der anderen Ressorts greifen will, ist das
nicht seriös!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Stimmt,
stimmt auch heute noch!)

Angesichts der schlechten Finanzlage Bremens müs-
sen die Genossen endlich ihre Tabus aufgeben“. Das
war das Niveau, auf der die öffentliche Auseinander-
setzung stattgefunden hat, und offenbar, wie den
Beiträgen von Herrn Bartels zu entnehmen, ist es das
Niveau, auf dem die Diskussion weiter geführt wer-
den soll.

(Zurufe von der CDU)

Ich bitte noch einmal darum, nehmen Sie zur Kennt-
nis, dass eine gute Sozialpolitik, die Sie ja wollen, auch
eine vernünftige finanzielle Ausstattung braucht! Wir
wissen alle, natürlich wachsen die Bäume nicht in den
Himmel, aber wir müssen doch gemeinsam schau-
en, wie wir innerhalb der finanziellen Möglichkei-
ten Bremens dort eine solide Grundlage organisie-
ren.

(Zurufe von der CDU)

Ich will noch einmal auf Sie, Herr Bartels, zurück-
kommen, denn ich habe eben erwartet, dass Sie den
Begriff „Murks“, den Sie hier im Zusammenhang mit
dem Jugendhilfeausschuss verwandt haben, noch ein-
mal erläutern. Sie haben gesagt, soweit ich es ver-
standen habe: „Und dann tagt da noch der Jugendhil-
feausschuss, und dann kommt da irgendein ,Murks’
heraus.“

Dieser Ausschuss setzt sich, wie gesagt, auf der
gesetzlichen Grundlage des SGB auch aus Vertretern
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der Verbände der freien Wohlfahrt zusammen. Die
Vorlage liegt Ihnen für die heutige Sitzung übrigens
vor. Ich darf noch einmal darauf verweisen, wer dort
alles Mitglied werden soll – nicht mit Namen –: ein
Vertreter des Diakonischen Werks, ein Vertreter von
Caritas, vom Deutsche Rote Kreuz Bremen und Bre-
merhaven, der AWO Bremen, Bremerhaven, der Bre-
mer Sportjugend und noch einige andere mehr. De-
nen müssen Sie erklären, weshalb Sie die Ergebnis-
se ihrer Arbeit als „Murks“ betrachten. – Danke schön!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Der Senat
hat keine Meinung!)

Damit ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich über den Antrag mit der Druck-
sachen-Nummer 17/21 abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der
Drucksachen-Nummer 17/21 seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür CDU, Die Linke und Abg. T i t t -
m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Bündnis 90/
Die Grünen und FDP)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Damit entfällt die Wahl der Mitglieder und stell-
vertretenden Mitglieder dieses Ausschusses und die
Abstimmung über den Gesetzesantrag „Gesetz zur
Änderung  des  Gesetzes  über  die  Deputationen“,
Drucksache 17/22.

Keine Nachteile für homosexuelle Paare

Antrag (Entschließung) der Fraktion der FDP
vom 4. September 2007

(Drucksache 17/34)

Wir verbinden hiermit:

Gesetz zur Änderung des Bremischen Gesetzes zur
Regelung der Zuständigkeit und des Verfahrens nach
dem Lebenspartnerschaftsgesetz (BremLPartVerfG)

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen und der FDP
vom 14. September 2007

(Drucksache 17/52)
1. Lesung

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Lemke.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Tschöpe.

(Zuruf von der FDP)

Das habe ich übersehen, entschuldigen Sie, Herr
Möllenstädt!

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Möllenstädt.

Abg. Möllenstädt (FDP): Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen, liebe Kollegen! Die Einführung der einge-
tragenen Lebenspartnerschaft hat für wesentliche
Fortschritte bei der Gleichstellung von homosexuellen
und heterosexuellen Paaren gesorgt. Seit der Einfüh-
rung der Lebenspartnerschaft zum 1. August 2001 ist
damit die Gleichberechtigung deutlich vorangekom-
men, der gesellschaftliche Fortschritt ist unüberseh-
bar, es bedarf jedoch noch weiterer Anstrengungen.

(Beifall bei der FDP)

Bei gleichgeschlechtlichen Partnerschaften besteht
immer noch eine Diskrepanz zwischen Rechten und
Pflichten der Partner. So sind die Lebenspartner
genauso wie Ehegatten einander unterhaltsverpflich-
tet, im Einkommenssteuerrecht werden sie jedoch
schlechter behandelt. Bei der Erbschaftssteuer gel-
ten für eingetragene Lebenspartner wesentlich nied-
rigere Freibeträge und höhere Steuersätze als für Ehe-
gatten.

Handlungsbedarf besteht unseres Erachtens auch
gerade im Hinblick auf das Verfahren bei der Ein-
tragung der Lebenspartnerschaft auf dem Standes-
amt. Die Eintragung der Partnerschaft kann einen
feierlichen Rahmen bilden, der die gleichberechtig-
te Stellung von homosexuellen und heterosexuellen
Paaren angemessen unterstreicht. Es ist eine Frage
des Anstands von Politik, den Menschen, die Verant-
wortung füreinander übernehmen, auch die Fairness
zu gewähren, die sie verdienen.

(Beifall bei der FDP und bei der SPD)

Unterschiedliche Gebührensätze für die Eheschlie-
ßung und die Eintragung von Lebenspartnerschaf-
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ten sind vor diesem Hintergrund aus Sicht der FDP-
Fraktion nicht hinnehmbar.

(Beifall bei der FDP und bei der SPD)

Es ist weiterhin nicht hinnehmbar, dass die Gebüh-
ren für die Eintragung von Lebenspartnerschaften im
Lande Bremen deutlich über den entsprechenden
Gebührensätzen in anderen norddeutschen Bundes-
ländern liegen. Ebenso ist es nicht akzeptabel, dass
bei der Eintragung von Lebenspartnerschaften kei-
ne Zeugen, analog zu den Trauzeugen bei der Ehe-
schließung, zugelassen werden. Homosexuelle Paare
werden durch diese Regelungen schlechter gestellt
als heterosexuelle Paare.

Meine Damen und Herren, die FDP verfolgt mit
ihrem Entschließungsantrag „Keine Nachteile für ho-
mosexuelle Paare“ vom 4. September die Absicht
sicherzustellen, dass die Höhe der im Lande Bremen
erhobenen Gebühren für die Eintragung von Lebens-
partnerschaften die Höhe der bei der Eheschließung
anfallenden Gebühren nicht übersteigt. Die Höhe der
Gebühren soll sich an den in den übrigen norddeut-
schen Bundesländern üblichen Gebührensätzen ori-
entieren. Bremen soll weiterhin Regelungen treffen,
die eine Zulassung von Trauzeugen auch für die Le-
benspartnerschaften ermöglichen.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, ich freue mich,
dass es in der Zwischenzeit gelungen ist, mit den Frak-
tionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen bezüg-
lich der konkreten Änderung des Bremischen Geset-
zes zur Regelung der Zuständigkeit und des Verfah-
rens nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz kurzfristig
eine Einigung zu erzielen. Die Angleichung des Ar-
tikels 1 Absatz 3 des Bremischen Gesetzes an die
Gebührensätze des Paragrafen 68 der Verordnung
zur Ausführung des Personenstandsgesetzes halten
wir für eine angemessene Regelung, die der Inten-
tion unseres Antrags Rechnung trägt.

(Beifall bei der FDP)

Auch unserer Forderung nach Schaffung einer zur
Trauzeugenregelung analogen Regelung für Lebens-
partnerschaften trägt der vorliegende Gesetzentwurf
Rechnung. Vorgesehen ist die Zulassung von zwei
Zeugen bei der Begründung der Lebenspartnerschaft.

Da es uns darum geht, in der Sache etwas für die-
jenigen, die eine Lebenspartnerschaft eingehen wol-
len, zu erreichen, zieht die Fraktion der FDP ihren
Entschließungsantrag hiermit zurück und hat sich
bereits dem Antrag der Koalitionsfraktionen ange-
schlossen. Diesem werden wir heute gern zustimmen.
Eine Neufassung ist Ihnen entsprechend verteilt
worden. Wir freuen uns, dass wir hier heute auch für
die Lebenspartnerschaften im Land Bremen etwas
voranbringen können. – Herzlichen Dank!

(Beifall)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächster Redner
hat das Wort der Abgeordnete Tschöpe.

Abg. Tschöpe (SPD): Nun steht man hier, und der
Abgeordnete Möllenstädt hat eigentlich schon alles
gesagt, was man inhaltlich dazu sagen kann. Dann
bescheide ich mich doch einfach damit, dass dieser
Gesetzentwurf deshalb dringend erforderlich ist, weil
er Diskriminierung abbaut, weil er gleiches Recht für
alle schafft, weil er gleiche Sachverhalte in Zukunft
gleich behandelt haben möchte. Insofern sind wir der
FDP dankbar, dass sie einen Entschließungsantrag
gestellt hat.

Herr Möllenstädt, nun ist es so, wir waren ja ge-
meinsam auf einer Veranstaltung des Völklinger
Kreises, zusammen mit Herrn Möhle. Ich sage, be-
vor der nächste Entschließungsantrag von Ihnen in
dieser Angelegenheit kommt: Die Änderung der Bei-
hilfeverordnung ist auch in Arbeit. Also, Sie müssen
den Antrag nicht schreiben, sonst könnten wir hier
wieder ein Gesetz vorlegen, das unterschrieben Sie
dann wieder.

Ich denke, wir haben hier ein gutes Gesetz vorge-
legt, das Gleichheit für nichteheliche Lebensgemein-
schaften darstellt. Warum das so sein soll, da schlie-
ße ich mich der Argumentation des Kollegen Möl-
lenstädt an und bitte alle demokratisch gesinnten Kräf-
te in diesem Haus, dem zuzustimmen, weil ich mir
gar keine vernünftige Argumentation vorstellen kann,
sich diesem Antrag zu verweigern. – Danke sehr!

(Beifall)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächster Redner
hat das Wort der Abgeordnete Möhle.

Abg. Möhle (Bündnis 90/Die Grünen)*): Frau Prä-
sidentin, meine Damen und Herren! Die Vorlage mei-
nes Vorredners, sich in dieser Frage sehr kurz zu hal-
ten, greife ich gern auf. Auch wir finden, dass der
Antrag seitens der FDP volle Berechtigung hat. Wir
haben das erkannt und dann gemeinsam in einen
Gesetzentwurf umgemünzt. Dieses Gesetz, das wir
auch im Anschluss hier gleich mit Ihnen beschließen
werden – Sie haben sich ja auch dem Gesetzentwurf
angeschlossen – führt tatsächlich dazu, dass einige
Unebenheiten auf dem Weg der Gleichbehandlung
beseitigt werden. Das heißt aber nicht, dass es schon
eine Gleichstellung in der Frage gibt. Wir werden auch
weiterhin sehr sorgfältig daran arbeiten müssen, in
diesen Fragen zu einer vollkommenen Gleichstellung
zu kommen. Ich will es an dieser Stelle jetzt auch dabei
belassen und bitte um Zustimmung zu diesem Ge-
setzentwurf. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Beilken.

Abg. Beilken (Die Linke)*): Sehr geehrtes Präsi-
dium, meine Damen und Herren! Von derselben
Wahlkampfveranstaltung ausgehend habe ich auch
gelernt, dass wir hier noch viele Diskriminierungen
zu beseitigen haben, und die Linke beteiligt sich gern
daran. Wir erkennen an, dass die FDP hier die Initi-
ative ergriffen hat, dass die SPD und die Grünen sich
konstruktiv angeschlossen haben. Das finden wir
wichtig, daran werden wir uns in Zukunft gern auch
selbst beteiligen, und wir erkennen das ausdrücklich
an und stimmen dem Antrag gern zu. – Vielen Dank!

(Beifall bei der Linken, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächste Redne-
rin hat das Wort die Abgeordnete Frau Ahrens.

Abg. Frau Ahrens (CDU)*): Frau Präsidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Auch ich möchte
es kurz machen! Wir als CDU-Fraktion werden dem
Gesetzentwurf zustimmen. Wir respektieren die Ent-
scheidung von Menschen, die in anderen Formen der
Partnerschaft ihren Lebensentwurf verwirklichen, und
erkennen an, dass auch in solchen Beziehungen Werte
gelebt werden, die grundlegend für unsere Gesell-
schaft sind.

Auch wenn wir eine Gleichstellung mit der Ehe zwi-
schen Mann und Frau als Kern der Familie ebenso
ablehnen wie ein Adoptionsrecht für Homosexuel-
le, so sind die im FDP-Antrag angesprochenen Be-
nachteiligungen für uns als CDU nicht hinnehmbar.
Wir begrüßen es daher, dass gleich ein entsprechender
Gesetzentwurf vorgelegt worden ist, der diese Be-
nachteiligungen abbaut und die Gebühren entspre-
chend den Kosten, wie sie auch in anderen Städten
wie zum Beispiel Köln, Hamburg, Berlin oder Han-
nover erhoben werden, hier angleicht.

Bezogen auf die Trauzeugen wird hier die gleiche
Regelung, wie sie auch seit 1998 für die Eheschlie-
ßung gilt, übernommen, wonach diejenigen, die sich
verpartnern oder trauen lassen wollen, selbst entschei-
den können, ob sie Zeugen dabei haben möchten oder
nicht. Deswegen werden wir hier an dieser Stelle zu-
stimmen. – Danke schön!

(Beifall bei der CDU und bei der Linken)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.
–––––––
*) Von dem Redner bzw. der Rednerin nicht überprüft.

Da der Entschließungsantrag der FDP inzwischen vom
Antragsteller zurückgezogen wurde, lasse ich jetzt
über das Gesetz zur Änderung des Bremischen Ge-
setzes zur Regelung der Zuständigkeit und des Ver-
fahrens nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz abstim-
men.

Wer das Gesetz zur Änderung des Bremischen Ge-
setzes zur Regelung der Zuständigkeit und des Ver-
fahrens nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz, Druck-
sache 17/52, in erster Lesung beschließen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Wahl eines Mitglieds und eines stellvertretenden
Mitglieds des Verfassungs- und Geschäftsordnungs-

ausschusses

Die Wahlvorschläge liegen Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer entsprechend den Wahlvorschlägen wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Künftige  Gestaltung  der  gemeinsamen  Bildungs-
evaluation und Forschungsförderung von Bund und

Ländern:

Verwaltungsabkommen zwischen Bund und Ländern
über die Errichtung einer Gemeinsamen Wissen-

schaftskonferenz (GWK-Abkommen)

Mitteilung des Senats vom 17. Juli 2007
(Drucksache 17/25)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats, Drucksache 17/25, Kenntnis.
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Gesetz zur Änderung des Bremischen
Beamtengesetzes

Antrag der Fraktion Die Linke
vom 24. Juli 2007

(Drucksache 17/27)
1. Lesung

Wir verbinden hiermit:

Gesetz zur Änderung des Bremischen
Beamtengesetzes

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen,
der SPD und Die Linke

vom 14. September 2007
(Drucksache 17/51)

1. Lesung

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Müt-
zelburg.

Wir kommen zur ersten Lesung der Gesetzesvor-
lagen.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Erlanson.

Abg. Erlanson (Die Linke)*): Sehr geehrte Frau
Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Wir
haben, wie Ihnen bekannt ist, diesen Antrag bereits
vor längerer Zeit gestellt. Wir sind wegen der damals
aktuellen Geschehnisse damals der Meinung gewe-
sen, dass Ausschreibungen auch bei höheren Ämtern
hier im Parlament vorzunehmen sind. Wir hatten das
für demokratischer gehalten als andere Verfahren,
und deshalb haben wir diesen Antrag gestellt. Zwi-
schenzeitlich haben die SPD und die Grünen durch
einen Dringlichkeitsantrag nachgezogen, und ich
ziehe damit für die Fraktion Die Linke unseren An-
trag zurück. Wir werden gemeinsam mit den Grünen
und der SPD den Antrag hier einbringen.

(Beifall bei der Linken, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächster Redner
hat das Wort der Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Frau
Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Es geht ja hier – wenn Sie gestatten, dass ich das
noch einmal sage, weil das vielleicht jetzt gar nicht
deutlich geworden ist – um die Frage der Ausnah-
me von der üblichen Verpflichtung im Bremischen
Beamtengesetz, Stellen öffentlich auszuschreiben. Sie
wissen, dass seit 2003 eine solche Ausnahme neben
verschiedenen Stellen, die bei den Senatoren ange-
siedelt sind, auch bei vier Stellen existierte, die beim
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Vorstand, beim Präsidium der Bremischen Bürger-
schaft angesiedelt sind. Es geht hier um einen An-
trag, diesen Passus im Bremischen Beamtengesetz
wieder zu streichen, sodass die Konsequenz wäre, dass
in Zukunft alle Stellen in der Bremischen Bürgerschaft
wieder öffentlich ausgeschrieben werden müssen.

Lassen Sie mich aber zunächst einmal etwas ma-
chen, das mir sehr am Herzen liegt! Ich möchte dem
ausscheidenden Direktor der Bremischen Bürger-
schaft, Rainer Oellerich, sehr herzlich für seine Ar-
beit danken, die er in den letzten Jahren gemacht hat.
Ich möchte seine Arbeit hier für das gesamte Haus,
und ich glaube, da können Sie mir zustimmen, noch
einmal würdigen und ihm auf seinem weiteren Weg,
sowohl beruflich als auch privat, alles Gute wünschen.
Dieses Haus bedankt sich bei ihm für viele Jahre,
nahezu acht Jahre sehr guter Arbeit hier in diesem
Haus, meine Damen und Herren!

(Beifall)

Das heißt auch, dass wir, und auch hier gab es ja
große Einigkeit, den in dieser Woche ausgesuchten
– nach einem Ausschreibungsverfahren im Übrigen,
da sind wir wieder beim Thema – neuen Direktor der
Bremischen Bürgerschaft, Herrn Hage, recht herz-
lich begrüßen. Er wird zwar erst im November hier
beginnen, aber wir wünschen ihm, und da, glaube
ich, kann ich auch in Ihrem Namen mitsprechen, einen
guten Start. Ich glaube, es hat sich in diesem Verfahren
noch einmal bewährt, als ob es sozusagen nicht noch
zusätzlich nötig gewesen wäre, dass die breite bun-
desweite – in verschiedenen Bereichen ist es ja sogar
eine europaweite – Ausschreibung für Bremen kein
Nachteil ist, sondern ein Vorteil. Es ist einfach ein Vor-
teil, zwischen Bewerbern und Bewerberinnen, die sich
auch außerhalb Bremens angesprochen fühlen, auch
hier für Stellen in der Bremischen Bürgerschaft aus-
wählen zu können. Die Einmütigkeit dieser Entschei-
dung im Vorstand hat ja gezeigt, dass dieses Aus-
schreibungsverfahren von allen hier auch sehr be-
grüßt worden ist.

Man muss einräumen – und daran sollte man in die-
ser Debatte gar nicht vorbeigehen, indem man sie nur
formal diskutiert –, dass vor der Sommerpause hier
ein ziemlicher Tiefpunkt in der Arbeit dieses Parla-
ments existierte, in den ganzen Vorgängen um die
Frage der Ablösung des früheren Bürgerschaftsdirek-
tors und der Berufung einer neuen Direktorin damals.
Ich glaube, es sind Fehler auf allen Seiten gemacht
worden.

Wir haben vor vier Jahren, im September 2003, die-
se Debatte schon einmal geführt, wenn man sich das
noch einmal durchliest. Durch die damalige Koaliti-
on wurde das Argument gebracht, es ist richtig, den
Bürgerschaftspräsidenten den Senatoren und den
Direktor den Staatsräten gleichzustellen und ähnli-
che Dinge, Sie haben es vielleicht auch noch einmal
nachgelesen. Wenn wir heute alle gemeinsam schlau-
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er sind und uns vielleicht trotz dieser Argumente, die
Sie damals hatten, gemeinsam dahin bewegen könn-
ten, dass eine Ausschreibung nicht nur ein fairerer
Wettbewerb ist, sondern auch ganz wichtig ist, um
möglichst gute Qualität von Personal nach Bremen
zu holen, was wir jederzeit, und da möchte ich auch
noch einmal einen ganz wichtigen Punkt setzen, je-
derzeit in Bremen gebrauchen können!

Ich habe überhaupt kein Verständnis für Positio-
nen, wie sie auch in der Öffentlichkeit geäußert wer-
den, dass wir uns abschotten sollten und uns sozu-
sagen mit Bremerinnen und Bremern begnügen soll-
ten. Ich finde, alle Qualifizierten, die nach Bremen
kommen, uns unterstützen und verstärken wollen,
eine gute Ausbildung haben und hier leben, arbei-
ten, Steuern zahlen und für Bremen wirken wollen,
ist uns recht herzlich willkommen. Ich finde, es ist sehr
engstirnig und kleinkariert, diese Menschen hier nicht
in Bremen haben zu wollen. Wir sind in einer globa-
lisierten Welt kein abgeschottetes Dorf und werden
es auch nicht sein, meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der Linken)

Lassen Sie mich noch einen Punkt sagen, der ge-
wiss nicht populär ist! Ich möchte Ihnen noch einmal
näherlegen, sich kritisch mit der öffentlichen Debatte
auseinanderzusetzen, die vor der Sommerpause statt-
fand, und zwar sowohl den Medien, sage ich auch
ganz bewusst, als auch den Menschen der Öffent-
lichkeit, die sich durch Leserbriefe und Äußerungen
an dieser Debatte beteiligt haben. Es ist in dieser
Debatte auch viel Richtiges gesagt worden über Feh-
ler, die in der Politik gemacht worden sind, und ich
habe das eben auch eingeräumt, aber meines Er-
achtens ging diese Debatte an verschiedenen Punkten
ein ganzes Stück zu weit. Es ist in Kommentaren in
der Presse und auch in Leserbriefen eine Art Stim-
mung aufgekommen, die davon sprach, dass eine
Senatorin, die sich weder strafrechtlich noch sonst
irgendwie etwas hat zuschulden kommen lassen,
sondern die zurückgetreten ist von einem politischen
Amt, „keinen Fuß mehr in diese Stadt setzen sollte“
– das ist ein Zitat! –, der der Boden zu heiß sein soll-
te in dieser Stadt, und diese Senatorin hat auch ganz
konkret Morddrohungen erhalten.

Ich glaube, dass diejenigen – sowohl die in den Me-
dien als auch die Bürgerinnen und Bürger, die sich
an dieser Debatte beteiligt haben – sich noch einmal
überlegen sollten, ob es sinnvoll ist, diese Debatte in
diese Richtung – jetzt an der Person Karin Röpke, es
könnte aber auch an einer anderen Person sein – so
weit zu treiben. Ich glaube, wer diese Debatte so weit
treibt, solche Zitate zu bringen, fängt sie nicht wieder
ein und leistet so einen Beitrag, unsere Gesellschaft
undemokratischer zu machen und nicht demokrati-
scher. Auch wenn es nicht populär ist, sollten wir uns
hier dagegen wehren, so behandelt zu werden und

solche Formulierungen hier öffentlich gebrauchen zu
lassen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD – Glocke)

Frau Präsidentin, ich komme zum Schluss!

Die grüne Fraktion hat es heute mit in ihrer Posi-
tion, die sie 2003 vertreten hat in diesem Haus, dass
sie gegen die Änderung des Beamtengesetzes ge-
stimmt hat, diese 4 Stellen von der Ausschreibungs-
pflicht auszunehmen, sehr leicht, weil sie die gleiche
Position vertritt wie 2003. Wir werden der Änderung
zustimmen, diese Regelung wieder abzuschaffen. In
Zukunft werden alle Stellen in der Bremischen Bür-
gerschaft öffentlich ausgeschrieben, und das ist auch
gut so. – Danke!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat das
Wort der Abgeordnete Ravens.

Abg. Ravens (CDU)*): Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Da ich dem Präsidium schon seit
längerer Zeit angehöre, habe ich mich damals auch
hingestellt und gesagt, ich bin für diese Änderung,
und habe damals sehr lautstark der Rednerin der SPD-
Fraktion zugestimmt, die da sagte: Wir wollen das
Selbstbewusstsein des Parlaments stärken. Auf der
Seite der Staatsräte bei den Senatoren wird entschie-
den, der wird es, und ich wollte eigentlich auch mei-
nem Kollegen Präsidenten damit ein bisschen mehr
den Rücken stärken, denn er ist hier nicht irgendje-
mand, sondern er ist der höchste Repräsentant die-
ses Hauses, dieses Landes.

Ich zitiere noch einmal, und ich unterstreiche das
auch heute noch, obwohl das vielleicht nicht jedem
gefällt. Die Rednerin von der SPD sagte damals, ich
darf zitieren, Frau Präsidentin: „Ich denke, es sollte
für Parlamentarier eine Selbstverständlichkeit sein,
diesem Gesetz zu folgen“, also der Änderung der
Nichtausschreibung. „Wir werden hier heute die
Stellen im Haus der Bürgerschaft, die hier aufgelis-
tet sind, entsprechend behandeln“ – das sind die
Stellen, die Herr Dr. Güldner gerade meinte – „wie
die Stellen bei Senatoren, und ich glaube, es ist eine
Selbstverständlichkeit, dass der höchste Mann pro-
tokollarisch hier im Staat Bremen doch zumindest
einem Senator gleichgestellt sein sollte.“

Nun hat uns die Zeit hier ein Stück überrollt, und
ich sage das gleich vorweg: Wir hätten diesen An-
trag auch unterschreiben können, wir wollten es der
Verwaltung jedoch nicht zumuten, dass noch einmal
ein Änderungsantrag kommt, werden ihm also zu-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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stimmen, selbstverständlich. Was jetzt im Sommer
passiert ist, wissen wir. Aus dem Grunde ist es bes-
ser, dass wir hier im Haus unsere Stellen alle ausschrei-
ben, zumindest die höherwertigen Stellen. Alle an-
deren werden ja meistens sowieso ausgeschrieben,
entweder innerbehördlich oder auch in den Zeitun-
gen.

Ich glaube, dass wir einen ganz kleinen Gedan-
kenfehler gemacht haben, denn die Position des
Staatsrates – es ging ja jetzt vor allen Dingen um den
Direktor – unterscheidet sich doch wesentlich von dem
eines Direktors bei der Bürgerschaft. Der Staatsrat
führt nämlich als Vertreter im Amt die Amtsgeschäfte
verantwortlich. Das ist der Unterschied!

Der Präsident der Bürgerschaft wird durch die Vize-
präsidenten, also durch uns beide, im Wechsel ver-
treten. Das ergibt sich allein aus Paragraf 13 der Ge-
schäftsordnung. Ich bin auch kein Jurist, aber ich habe
es mir jetzt sagen lassen, der Direktor bei der Bür-
gerschaft hingegen vertritt den Präsidenten nach den
Bestimmungen der Geschäftsordnung. Das steht in
Paragraf 73 unserer Geschäftsordnung. Der Direk-
tor ist nämlich gehalten, nicht mit dem Präsidenten,
sondern natürlich mit allen Mitgliedern des Vorstands
vertrauensvoll zusammenzuarbeiten, aber erst recht
mit allen Fraktionen. Aus diesem Grund ergibt sich
eigentlich schon, dass ein Auswahlverfahren nach öf-
fentlicher Ausschreibung das Beste ist. Ich glaube,
folgerichtig ist die jetzige Änderung des Beamten-
gesetzes im Interesse aller am parlamentarischen Ge-
schehen Beteiligten.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir sollten der Änderung einstimmig zustimmen,
sodass es dann anschließend keine Unstimmigkei-
ten mehr gibt. Ich glaube, es hat sich aber auch jetzt,
das muss ich einmal sagen – allen Kollegen einen
herzlichen Dank! –, bei der Bestellung von Herrn Hage
zum neuen Direktor dieses Hauses gezeigt, dass man
es auch nach einer Ausschreibung einstimmig hin-
bekommen kann. Man muss ja immer sehr vorsich-
tig sein, den Besten – so haben wir es empfunden –
für dieses Haus zu finden, und ich danke allen noch
einmal!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Auch ich kann es kurz machen: Auch
wir hätten den Antrag mit unterschreiben können.
Wir werden dem Antrag zustimmen. Ich denke, das
ist ein breites Signal nach außen.

Die Diskussion im Sommer hat ja gezeigt, dass bei
der ursprünglichen Änderung ein gewisser Denkfehler
gemacht worden ist, den Herr Ravens eben auch noch
einmal aufgezeigt hat. Wir hatten das damals kriti-
siert. Wir haben recht behalten. Wir wollen nun aber
nicht in Schadenfreude verfallen, und deshalb, fin-
de ich, ist es gut, dass das jetzt korrigiert wird. Wir
werden dem zustimmen. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit!

(Beifall bei der FDP, bei der SPD, bei der
CDU, bei der Linken und beim Bündnis 90/

Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Sieling.

Abg. Dr. Sieling (SPD)*): Frau Präsidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Wenn man in die
Republik schaut, wird man in den Landtagen beide
Modelle finden. Man wird sowohl das Modell finden,
dass das noch wenige Minuten gültige Beamtenge-
setz seine Anwendung findet, also Präsidium und Prä-
sident sich – wie es ja bei Senat und Staatsräten üb-
lich ist – den Direktor aussuchen können und auch
das sonstige Umfeld, und man wird den Fall finden,
den wir jetzt wieder etablieren, dass nämlich diesem
eine Ausschreibung zugrunde gelegt werden soll.

Ich denke – das zeigt auch die Debatte der gesamten
letzten Jahre –, dass wir auf gutem Wege sind, wenn
wir auch bei wichtigen und bei Führungsfunktionen
dazu kommen, dass wir Ausschreibungen folgen. Von
daher wird auch meine Fraktion in der Abwägung
jetzt eine Veränderung vornehmen gegenüber der
Position noch vor einigen Jahren, und wir haben es
ja auch deshalb gemeinsam hier mit eingebracht. Wir
werden dieser Änderung zustimmen und wollen das,
was ja schon – meine Vorrednerinnen und Vorred-
ner haben es gesagt – praktiziert worden ist.

Der Kollege Ravens hat noch einmal auf diesen
Vergleich mit den Staatsräten hingewiesen. Das war
in der damaligen Argumentation natürlich politisch
gemeint und nicht de jure. Wie gesagt, da liegen die
Argumente so und so. Ich bin der festen Überzeugung,
dass dieses Parlament, dieses Präsidium und auch der
neue Direktor genau die Stärke haben werden, die
vorher das Team hier im Hause hatte. Ich denke, dass
das durch ganz andere Dinge erfolgt, aber nicht von
der Frage abhängig ist, ob man ausschreibt oder nicht.
Wir sind da auf einem sehr guten Weg, und ich muss
sagen, ich freue mich sehr darüber, dass wir das auch
hier im Hause bei einer wichtigen Angelegenheit ge-
meinsam beschließen.

Ich will zum Schluss noch einmal darauf hinwei-
sen, dass diese Änderung ja schon auf den Weg ge-
bracht wurde, als wir uns, denke ich, insgesamt für
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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das Haus in einer schwierigen Diskussionslage, ge-
rade öffentlich, befanden durch die Wahrnehmung
und durch die Diskussion in den Medien, teils auch
in der Politik, aber eben auch bei vielen Bürgerinnen
und Bürgern über die Bewerbung und den Vorschlag,
Karin Röpke für dieses Amt vorzusehen. In dem Zu-
sammenhang war aber schon diese Änderung vor-
geschlagen worden.

Ich brauche jetzt hier zu dem Punkt und zu der Be-
werbung von Karin Röpke nichts weiter zu sagen, weil
der Kollege Dr. Güldner dies hier in ganz ausführli-
cher Art und umfänglicher Weise gemacht hat. Ich
kann mich dem nur voll und ganz anschließen. Wir
müssen sehr aufpassen, meine Damen und Herren,
dass wir Populismen und kurzatmigen Auseinander-
setzungen auch gerade als Parlament, als Bremische
Bürgerschaft, nicht weiter zum Opfer fallen. Das war
eine ganz schwierige Situation. Jetzt werden wir aber
einhellig – und das ist gut so! – diese Änderung be-
schließen. – Ich bedanke mich herzlich!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU, beim
Bündnis 90/Die Grünen, bei der Linken und

bei der FDP)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Da der Antrag der Fraktion Die Linke mit der Druck-
sachen-Nummer 17/27 inzwischen vom Antragstel-
ler zurückgezogen wurde, lasse ich jetzt über den Ge-
setzesantrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen,
der SPD und Die Linke mit der Drucksachen-Num-
mer 17/51 abstimmen.

Wer das Gesetz zur Änderung des Bremischen Be-
amtengesetzes, Drucksache 17/51, in erster Lesung
beschließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
einstimmig das Gesetz in erster Lesung.

Bericht des Vorstands gemäß § 40 in Verbindung mit
§ 24 Bremisches Abgeordnetengesetz zur Höhe der

Fraktionszuschüsse

Mitteilung des Vorstands der Bremischen
Bürgerschaft

vom 27. Juli 2007
(Drucksache 17/28)

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort hat Herr Präsident Weber.

Präsident Weber: Meine sehr geehrten Damen und
Herren, sehr geehrte Frau Präsidentin! Ich bin ge-
beten worden, als Vorsitzender des Verfassungs- und
Geschäftsordnungsausschuss das Ergebnis der Ver-
handlungen hier kundzutun.

Das Parlament der Freien Hansestadt Bremen, unser
Landesparlament und seine Fraktionen haben klar
definierte Aufgaben in der Verfassungsordnung der
Bundesrepublik Deutschland. Sie haben eine beson-
dere verfassungsrechtliche Stellung. Die notwendi-
ge Kontrolle der Regierung durch das Parlament wird
in großem Umfang von den Fraktionen hier im Hau-
se getragen. Das Parlament und seine Fraktionen,
meine Damen und Herren, stehen dabei dem viel-
fach besser ausgestatteten Apparat der Exekutive ge-
genüber, den sie natürlich effektiv kontrollieren sollen.
Gleichzeitig, liebe Kolleginnen und Kollegen, neh-
men die Fraktionen noch die Aufgaben als Kommu-
nalfraktionen für die Stadtbürgerschaft der Freien
Hansestadt Bremen wahr. Durch die Personeniden-
tität von Landtag und Stadtbürgerschaft werden
natürlich auch erhebliche Einsparungen erzielt.

Um die Fraktionszuschüsse der Öffentlichkeit trans-
parent zu machen, gibt es eine Reihe von Regelun-
gen. Die Fraktionszuschüsse beruhen auf dem Ab-
geordnetengesetz und werden ausdrücklich sowohl
in der Verteilung als auch in der Höhe in den Haus-
halt der Freien Hansestadt Bremen aufgenommen.
Die Fraktionen sind verpflichtet, über diese empfan-
genen Haushaltsmittel jährlich Rechenschaft abzu-
legen. Diese Rechenschaftsberichte, meine Damen
und Herren, werden als Drucksache des Parlaments
regelmäßig veröffentlicht. Darüber hinaus hat der
Vorstand in der Bremischen Bürgerschaft in der Ver-
gangenheit regelmäßig über die Veränderungen der
Fraktionszuschüsse berichtet.

Der Vorstand der Bremischen Bürgerschaft legt Ih-
nen heute die Drucksache vor. Ich bitte Sie, das Zah-
lenwerk im Einzelnen aus der vorgelegten Drucksache
zu entnehmen. Ich bitte Sie, dieser Drucksache heute
Ihre Zustimmung zu geben! – Herzlichen Dank!

(Beifall)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der vom Vorstand der Bremischen Bürgerschaft
vorgenommenen Verteilung der Fraktionszuschüs-
se seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/
Die Grünen und FDP)
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Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Stimmenthaltungen?

(Die Linke)

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
der vom Vorstand der Bremischen Bürgerschaft vor-
genommenen Verteilung der Fraktionszuschüsse zu.

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
dem Bericht des Vorstands Kenntnis.

Einrichtung einer öffentlichen Sexualstraftäter-
Datei

Antrag des Abgeordneten Tittmann (parteilos)
vom 17. August 2007
(Drucksache 17/29)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Lemke.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort hat der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Frau Präsidentin, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Wie Sie es fast
täglich aus der Presse erfahren können, werden trotz
vollmundiger, leerer Versprechungen maßgeblicher
Politiker unzählige kleine Kinder von mehrfach vor-
bestraften Triebtätern, die sich unverantwortlich auf
skandalösem Hafturlaub befinden oder sogar vorzeitig
entlassen wurden, geschändet, vergewaltigt und grau-
sam umgebracht. Ihre kindlichen, unschuldigen See-
len werden durch solche oft mehrfach vorbestraften
Bestien für immer, also ein Leben lang, brutal zer-
stört. Darum habe ich nachweislich schon immer zum
Schutz unserer Kinder hier vehement gefordert: Sperrt
solche Bestien auch gnadenlos für immer – und das
heißt für mich rigoros und gnadenlos –, lebenslang
für immer weg, und zwar ohne Hafturlaub, ohne vor-
zeitige Entlassung oder sonstige gefühlsduselige Ver-
günstigungen!

Meine Damen und Herren, unsere Bevölkerung
glaubt den leeren Versprechungen der verantwort-
lichen Politiker schon lange nicht mehr. Jedes Mal,
aber auch jedes Mal, wenn ein kleines Kind schreck-
lich und grausam brutal vergewaltigt und ermordet
wird, melden sich dann unzählige Politiker aller Par-
teien mit einer oft geheuchelten Betroffenheitsmie-
ne und Tränen in den Augen fast stündlich in den
Medien und überbieten sich mit Schaum vor den
Lippen mit leeren, großartigen Versprechungen, dass
sich die Balken biegen. Da hört man dann solche
vielsagenden Aussagen wie zum Beispiel: Kinder-
schänder für immer wegsperren, Opferschutz vor Tä-

terschutz, eine härtere gesetzliche Gangart gegen
Triebtäter und Kinderschänder und so weiter.

Unsere Bevölkerung ist – und ich persönlich bin
es auch – wahrscheinlich zu Recht der Ansicht, dass
gerade in diesem sehr wichtigen Strafrecht außer
großer Worte und leerer Versprechungen nichts, aber
auch gar nichts Effektives zum Schutz unserer Kin-
der passiert.

Es werden immer noch mehrfach vorbestrafte Kin-
derschänder auf der Grundlage einer günstigen So-
zialprognose aus der Haft entlassen. Kinderschänder
bekommen immer noch Haftverschonung oder an-
dere Vergünstigungen, Kinderschänder werden im-
mer noch zu ihrem eigenen Schutz in andere Haft-
anstalten verlegt oder vielleicht aus Altersgründen
vorzeitig aus der Haft entlassen. Darum bin ich der
Meinung, dass es hier einigen verantwortlichen Po-
litikern mehr um Täterschutz als um Opferschutz geht.
Das, meine Damen und Herren, ist ein Skandal son-
dergleichen! Darum werde ich, solange ich hier po-
litisch tätig bin – und das wird noch lange sein –, als
parteiloser Abgeordneter den Protest der Bürger zum
Schutz der Opfer und im Interesse sehr vieler grau-
sam zerstörter Kinderseelen ernst nehmen und wei-
terhin hier im Landtag für die Opfer vehement und
gnadenlos meine Stimme erheben und rigoros für die
Rechte der Kinder und deren Eltern kämpfen. Mei-
ne Damen und Herren, das ist keine leere Drohung,
sondern ein persönliches Versprechen. Für mich gilt
unter allen Umständen: Opferschutz vor Täterschutz!

Ich glaube kaum, dass es sehr viele Politiker gibt,
die wissen, wie es ist, wenn die Eltern eines miss-
brauchten Kindes circa 8 Monate lang auf einen The-
rapieplatz beim Kinderpsychologen warten müssen.
Sie wissen nicht, wie es ist, wenn die Wartezimmer
beim Kinderpsychologen voller sind, weil sie von grau-
sam zerstörten Kinderseelen überfüllt sind, sie wis-
sen nicht, was für schreckliche Qualen die Eltern und
die Kinder ein Leben lang schmerzvoll erleiden und
ertragen müssen. Das aber, meine Damen und Her-
ren, ist die grausame Realität.

Weil sehr viele verantwortliche Politiker ihre Au-
gen vor dieser grausamen Realität verschließen, sage
ich Ihnen in aller Deutlichkeit: Kinderschänder ha-
ben keine Haftverschonung, keinen Hafturlaub oder
sonstige Vergünstigungen verdient. Solche Bestien
in Menschengestalt müssen für immer rigoros weg-
geschlossen werden. Darum fordere ich als partei-
loser Abgeordneter im Namen protestierender Bür-
ger: Erstens, Kinderschänder wirklich, aber auch wirk-
lich für immer wegsperren, zweitens, Ausnahmere-
gelungen des Datenschutzgesetzes sind einfach un-
erlässlich, um unsere Kinder effektiv vor Triebtätern
zu schützen!

Meine Damen und Herren, dem Schutz gefährdeter
Kinder muss endlich mehr Bedeutung zugemessen
werden als der Privatsphäre von Pädophilen oder
Kinderschändern. Darum fordere ich unmissverständ-



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 5. Sitzung am 19. 9. 07 227

lich eine schnelle Einrichtung einer öffentlichen Se-
xualstraftäterdatei. Eine solche Idee ist ja nicht neu.
In den USA darf zum Beispiel jedermann in öffent-
lich zugänglichen Dateien einsehen, wen Gerichte
wegen Sexualstraftaten bestrafen oder bestraft ha-
ben. Dafür muss selbstverständlich auch der Daten-
schutz in Deutschland deutlich reduziert werden. Ver-
stehen Sie mich richtig: Selbstverständlich bin ich im
Normalfall gegen eine Reduzierung des Datenschut-
zes, aber meiner Meinung nach haben Kinderschän-
der kein Recht auf Datenschutz.

Solange Sie dazu nicht willens oder in der Lage sind,
sollte zumindest schnellstens eine polizeiliche Ge-
fährderdatei für Sexualstraftäter eingerichtet werden,
auf die nur Ermittler Zugriff haben. Ich frage Sie: Wie
kann es verantwortlichen Politikern und Politikerinnen
gut gehen, wie können verantwortliche Politiker ein
reines Gewissen haben, und wie können verantwort-
liche Politiker ruhig schlafen, wenn es Millionen
Menschen schlecht geht und wenn unzählige klei-
ne Kinderseelen täglich durch sexuelle Übergriffe
grausam zerstört werden, wenn Kinder und betrof-
fene Eltern ein Leben lang mehr tot als lebendig,
schmerzvoll und grausam seelisch dahinvegetieren
müssen? Damit muss endlich Schluss sein. Handeln
Sie politisch endlich, als wären Ihre eigene Familie,
Ihre eigenen Kinder in allergrößter Gefahr!

Darum bitte ich Sie: Stimmen Sie meinem Antrag
zu: „Die Bremische Bürgerschaft (Landtag) möge be-
schließen: Der Bremer Senat wird aufgefordert, ge-
eignete Maßnahmen für die Einrichtung einer öffent-
lich einsehbaren Datei von Sexualstraftätern zu er-
greifen, da Opferschutz Vorrang vor Täterschutz
haben muss.“ Meine Damen und Herren, zum Schutz
unserer Kinder bitte ich Sie: Stimmen Sie diesem
Antrag uneingeschränkt zu!

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Peters-Rehwinkel.

Abg. Frau Peters-Rehwinkel (SPD): Sehr geehrte
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren!
Herr Tittmann, diesen Antrag werden wir auf keinen
Fall hier durchgehen lassen, denn Sie haben auch
nicht ein einziges sinnvolles Wort gebracht, um ihn
zu begründen. Das ist in Gänze abzulehnen. Das ist
hier schon einmal vorab festzustellen!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU, beim
Bündnis 90/Die Grünen, bei der Linken und

bei der FDP)

Ich habe mir ein bisschen die Mühe gemacht,
darüber nachzudenken, warum Sie überhaupt hier
solche Anträge einbringen. Das kann in keiner Wei-
se mit Opferschutz zu tun haben. Sie haben zwar ge-
sagt, der Opferschutz kommt zu kurz, aber das ist ganz
schnell und ganz sicher bei Ihnen an erster Stelle so.
Sie haben die ganze Zeit nur über Täter gesprochen,

mit keinem Wort über Opfer. Sie haben genau das
gemacht, was auch die Täter mit den Opfern machen:
Sie haben sie nämlich missbraucht, Sie haben sie zum
zweiten, zum wiederholten Mal missbraucht.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU, beim
Bündnis 90/Die Grünen, bei der Linken und

bei der FDP)

Wann immer Sie den Mund zu diesem Thema auf-
machen, muss ich ganz ehrlich sagen, da bekomme
ich zu viel! Deswegen bin ich froh, dass ich jetzt hier
selbst etwas dazu sagen kann, denn Sie selbst wis-
sen überhaupt nicht, worum es geht, aber Sie ver-
suchen, es hier so darzustellen als ob, verpacken das
Ganze, als ob wir hier überhaupt keine Ahnung hätten
und damit nicht umgehen können.

Wir sind hier zum Glück in einem Rechtsstaat, und
wir haben Instrumente, die sich damit beschäftigen,
dass Opfer geschützt werden, und wir gehen auch
gegen Täter vor, und das werden wir auch weiter tun.
Es gibt sinnvolle Methoden zum Opferschutz, die im
Rahmen der Justiz möglich sind: Es gibt die Neben-
klage, es gibt die ehrenamtliche Begleitung von Op-
fern in Verfahren, es gibt Beratungsstellen, wenn es
schon passiert ist, wenn es zu spät ist.

(Zuruf des Abg. T i t t m a n n
[parteilos])

Man sollte den Kindern sagen, dass sie mehr Nein
sagen müssen. Aber Sie können hier so nicht reden!

Wir jedenfalls werden diesem Antrag in gesamter
Breite des Parlaments eine Absage erteilen, und ich
denke, das ist der einzig richtige Weg überhaupt, mit
Ihnen umzugehen, wenn Sie so weitermachen. Sie
scheinen sich von Ihrer Gesinnung in keiner Weise
gelöst zu haben, und von daher ist das Ganze hier
indiskutabel.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU, beim
Bündnis 90/Die Grünen, bei der Linken und

bei der FDP)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Frau Präsidentin, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Ich musste mir
wirklich sehr auf die Zunge beißen, als ich Ihren
Redebeitrag gehört habe. Sagen Sie bitte ja nicht, ich
hätte davon keine Ahnung, dann würde ich hier näm-
lich noch eine Stunde lang ausführen können, da
würden Ihnen die Tränen kommen!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Das
glaube ich gern!)
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Also, sagen Sie bitte ja nicht, ich hätte davon kei-
ne Ahnung! Wissen Sie überhaupt, wie lange man
darauf warten muss, um mit einem kleinen miss-
brauchten Kind zum Kinderpsychologen zu kommen?
Acht Monate bis zu einem Jahr! Jetzt sagen Sie mir
einmal, ob das normal ist!

(Zurufe)

Unsere gesetzlichen Regelungen reichen nicht aus,
und unsere Kinder müssen geschützt werden.

(Präsident W e b e r  übernimmt wieder
den Vorsitz.)

Wenn Sie bei einem so wichtigen Thema dazwischen-
rufen,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das wird doch nicht schneller! Das

ist doch vollkommen unlogisch!)

dann tut es mir leid! Das ist traurig. Wahrscheinlich
haben Sie diese ganze Problematik gar nicht begrif-
fen, aber das ist typisch.

Ich bitte Sie: Stimmen Sie diesem Antrag zu, weil
es um unsere Kinder geht und nicht um die Täter!

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag des Abgeordneten Tittmann, par-
teilos, mit der Drucksachen-Nummer 17/29 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/
Die Grünen, Die Linke und FDP)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Gesetz zur Änderung des Radio-Bremen-Gesetzes

Mitteilung des Senats vom 28. August 2007
(Drucksache 17/30)

1. Lesung
2. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Radio-Bremen-
Gesetzes mit der Drucksachen-Nummer 17/30 in
erster Lesung beschließen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
Die Linke und FDP)

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

Meine Damen und Herren, interfraktionell wurde
vereinbart, Behandlung und Beschlussfassung in ers-
ter und zweiter Lesung vorzunehmen. Ich lasse des-
halb darüber abstimmen, ob wir jetzt die zweite Le-
sung durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
Die Linke und FDP)

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Radio-Bremen-
Gesetzes in zweiter Lesung beschließen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
Die Linke und FDP)

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.
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Stellungnahme des Senats zum 29. Jahresbericht
des Landesbeauftragten für Datenschutz

Mitteilung des Senats vom 28. August 2007
(Drucksache 17/31)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Hier ist Überweisung zur Beratung und Berichter-
stattung an den Ausschuss für Informations- und Kom-
munikationstechnologie und Medienangelegenhei-
ten vorgesehen.

Wer der entsprechenden Überweisung der Stellung-
nahme des Senats zum 29. Jahresbericht des Landes-
beauftragten für Datenschutz mit der Drucksachen-
Nummer 17/31 seine Zustimmung geben möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) überweist
die Stellungnahme des Senats zur Beratung und Be-
richterstattung an den Ausschuss für Informations-
und Kommunikationstechnologie und Medienange-
legenheiten.

(Einstimmig)

Stellungnahme des Senats zum ersten Jahresbericht
des Landesbeauftragten für Informationsfreiheit

Mitteilung des Senats vom 28. August 2007

(Drucksache 17/32)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Hier ist Überweisung zur Beratung und Berichter-
stattung an den Ausschuss für Informations- und Kom-
munikationstechnologie und Medienangelegenhei-
ten vorgesehen.

Wer der entsprechenden Überweisung der Stellung-
nahme des Senats zum 1. Jahresbericht des Landes-
beauftragten für Informationsfreiheit mit der Druck-
sachen-Nummer 17/32 seine Zustimmung geben
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) überweist
die Stellungnahme des Senats zur Beratung und Be-
richterstattung an den Ausschuss für Informations-
und Kommunikationstechnologie und Medienange-
legenheiten.

(Einstimmig)

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 1
vom 11. September 2007

(Drucksache 17/41)

Eine Aussprache ist nicht beantragt worden.

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer der Behandlung der Petitionen in der empfoh-
lenen Art zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Änderung der Geschäftsordnung der Bremischen
Bürgerschaft

Öffentlichkeit herstellen!

Antrag der Fraktion Die Linke
vom 21. Juni 2007
(Drucksache 17/5)

Wir verbinden hiermit:

Änderung der Geschäftsordnung der Bremischen
Bürgerschaft

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die
Deputationen

Bericht und Antrag des Verfassungs- und
Geschäftsordnungsausschusses

vom 11. September 2007
(Drucksache 17/42)

1. Lesung
2. Lesung

Meine Damen und Herren, der Antrag der Frakti-
on Die Linke, „Änderung der Geschäftsordnung der
Bremischen Bürgerschaft“ vom 21. Juni 2007, ist von
der Bürgerschaft (Landtag) in ihrer 3. Sitzung am 4.
Juli 2007 an den Verfassungs- und Geschäftsord-
nungsausschuss überwiesen worden. Dieser Aus-
schuss legt nunmehr mit der Drucksachen-Nummer
17/42 seinen Bericht und Antrag dazu vor.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Wir kommen zur ersten Lesung der Gesetzesvor-
lage.

Ich bin gebeten worden, als Vorsitzender des Ver-
fassungs- und Geschäftsordnungsausschusses und als
Berichterstatter das Ergebnis des Verfassungs- und
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Geschäftsordnungsausschusses hier im Parlament
vorzutragen.

Meine Damen und Herren, die Tagesordnung sieht
in Paragraf 63 Absatz 4 bislang vor, dass die Ausschüs-
se zu Beginn ihrer Arbeitsaufnahme in der Regel zu
Beginn der Legislaturperiode darüber entscheiden,
ob sie öffentlich oder nicht öffentlich tagen. Von dieser
Regelung hatten in der ausgelaufenen 16. Wahlpe-
riode lediglich drei Ausschüsse Gebrauch gemacht,
das waren der Rechtsausschuss, der Hafenausschuss
und der Medienausschuss. In der 15. Wahlperiode tag-
te auch der damals noch existierende Ausländeraus-
schuss stets in öffentlicher Sitzung.

Mit Beginn der 17. Wahlperiode wurde über eine
Ausweitung öffentlich tagender Ausschüsse unter
Einbeziehung der Deputationen beraten. Im Rahmen
der Konstituierungen haben bereits alle Ausschüs-
se Verfahrensordnungen beschlossen, nach denen in
öffentlichen Sitzungen getagt werden soll, soweit nicht
gesetzliche Regelungen dem entgegenstehen. Mit der
Drucksachen-Nummer 17/5 legte die Fraktion Die
Linke einen Antrag zur Änderung der Geschäftsord-
nung vor, um ein öffentliches Tagen der Ausschüsse
zu erreichen. Dieser Antrag wurde an den Verfas-
sungs- und Geschäftsordnungsausschuss überwiesen,
der seine Beratungen am 24. Juli 2007 aufnahm.

Meine Damen und Herren, die Vertreter aller Frak-
tionen waren einhellig der Auffassung, dass die
Ausschüsse und auch die Deputationen künftig in
öffentlichen Sitzungen tagen sollen, soweit speziel-
le gesetzliche Regelungen dem nicht entgegenste-
hen. Eine entsprechende Änderung der Geschäfts-
ordnung sowie des Gesetzes über die Deputationen
wurde vorbereitet. In seiner Sitzung am 6. September
2007 schloss der Verfassungs- und Geschäftsord-
nungsausschuss seine Beratungen ab und legt heu-
te der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) mit seinem
Bericht einen entsprechenden Vorschlag zur Ände-
rung der Geschäftsordnung der Bremischen Bürger-
schaft und zur Änderung des Gesetzes über die De-
putationen vor.

Der Verfassungs- und Geschäftsordnungsausschuss
empfiehlt der Bürgerschaft (Landtag), die Geschäfts-
ordnung durch Neufassung des Paragrafen 63 a zu
ändern. Das heißt, die Ausschüsse werden künftig
öffentlich tagen. Aber, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, keine Regel ohne Ausnahme! Einschränkungen
können sich allerdings aus gesetzlichen Regelungen
ergeben und soweit schutzbedürftige Belange Drit-
ter berührt sind. So wird der Petitionsausschuss auch
weiterhin in nicht öffentlichen Sitzungen tagen, weil
dort regelmäßig auch über Einzelschicksale verhan-
delt wird und das Petitionsgesetz eine vertrauliche
Verhandlung vorschreibt. Untersuchungsausschüs-
se werden nach den Vorschriften des Untersuchungs-
ausschussgesetzes weiterhin in nicht öffentlichen Sit-
zungen tagen, die sodann in der Regel öffentlich statt-
findende Sitzungen zur Beweisaufnahme vorberei-

ten. Der Erwerb oder die Veräußerung von Grund-
stücken zum Beispiel wird wegen der schutzwürdi-
gen Interessen des Verkäufers oder des Käufers
gleichfalls in nicht öffentlicher Sitzung behandelt.

Meine Damen und Herren, wer entscheidet nun
über öffentliche oder nicht öffentliche Behandlung
von Themen? Mit der Einladung schlägt der oder die
Vorsitzende die voraussichtliche Zuordnung der Ta-
gesordnungspunkte zum öffentlichen und nicht öf-
fentlichen Sitzungsteil vor. Anschließend entscheidet
der Ausschuss mit Mehrheit über die so aufgestellte
Tagesordnung. Aber auch auf Antrag einer Frakti-
on oder auf Antrag des Senats kann die Öffentlich-
keit ausgeschlossen oder beschränkt werden. Hierzu
bedarf es einer Zweidrittelmehrheit der Stimmen der
anwesenden Mitglieder. Der oder die Vorsitzende ist
verpflichtet, die Öffentlichkeit auszuschließen, wenn
öffentliche Belange eine Geheimhaltung zwingend
erfordern oder überwiegend schutzwürdige Belan-
ge Einzelner einer öffentlichen Behandlung entge-
genstehen. Dies ist bei Antragstellung im Einzelnen
zu begründen.

Der Verfassungs- und Geschäftsordnungsausschuss
hat auch über die Zulassung der Öffentlichkeit zu den
Sitzungen der Deputationen beraten und schlägt eine
entsprechende Änderung des Gesetzes über die De-
putationen vor. Die Deputationen tagen seit jeher unter
Ausschluss der Öffentlichkeit, obgleich auch dort wie
in den Parlamentsausschüssen der interessante Teil
der Parlamentsarbeit, nämlich die inhaltliche Arbeit,
stattfindet.

Der Verfassungs- und Geschäftsordnungsausschuss
empfiehlt eine grundlegende Neufassung des Para-
grafen 11 a. Die eben für die Ausschüsse dargestell-
ten Neuregelungen zur Öffentlichkeit werden auch
für die Deputationssitzungen zugrunde gelegt. Meine
Damen und Herren, der Verfassungs- und Geschäfts-
ordnungsausschuss empfiehlt der Bürgerschaft (Land-
tag), den Paragrafen 11 a des Gesetzes über die De-
putationen entsprechend zu ändern.

Mit diesen Änderungen in der Geschäftsordnung
und im Deputationsgesetz wird die parlamentarische
Arbeit ein höheres Maß an Transparenz und Nach-
vollziehbarkeit erfahren. Die Bürgerinnen und Bür-
ger können die Beratungen unmittelbar mitverfolgen,
und das, glaube ich, ist gut für unsere parlamentari-
sche Demokratie.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, wir kommen zur ers-
ten Lesung.

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Die Fraktion Die Linke hat ihren Antrag mit der
Drucksachen-Nummer 17/5 zurückgezogen.
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Ich lasse daher jetzt über den Antrag des Verfas-
sungs- und Geschäftsordnungsausschusses, Druck-
sache 17/42, abstimmen.

Wer dem Antrag des Verfassungs- und Geschäfts-
ordnungsausschusses, Änderung der Geschäftsord-
nung der Bremischen Bürgerschaft, Drucksache 17/
42, seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
der Änderung der Geschäftsordnung einstimmig zu.

Nun lasse ich über das Gesetz zur Änderung des
Gesetzes über die Deputationen in erster Lesung
abstimmen.

Wer das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über
die Deputationen, Drucksache 17/42, in erster Lesung
beschließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung einstimmig.

Meine Damen und Herren, interfraktionell wurde
vereinbart, Behandlung und Beschlussfassung in ers-
ter und zweiter Lesung vorzunehmen. Ich lasse des-
halb darüber abstimmen, ob wir jetzt die zweite Le-
sung durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über
die Deputationen in zweiter Lesung beschließen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
dem Bericht des Verfassungs- und Geschäftsord-
nungsausschusses Kenntnis.

Weibliche Form berücksichtigen – Änderung der
Geschäftsordnung der Bürgerschaft

Antrag der Fraktion Die Linke
vom 11. September 2007

(Drucksache 17/44)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Hier ist Überweisung zur Beratung und Berichter-
stattung an den Verfassungs- und Geschäftsordnungs-
ausschuss vorgesehen.

Wer der Überweisung des Antrags der Fraktion Die
Linke mit der Drucksachen-Nummer 17/44 zur Be-
ratung und Berichterstattung an den Verfassungs- und
Geschäftsordnungsausschuss seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) überweist
entsprechend.

(Einstimmig)

Wahl eines Mitglieds der staatlichen Deputation
für Sport

Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen,
es ist Einverständnis erzielt worden, die Sitzung jetzt
um 17.10 Uhr zu beenden. Bevor ich die Sitzung schlie-
ße, möchte ich Ihnen noch mitteilen, dass inzwischen
interfraktionell vereinbart wurde, morgen zu Beginn
der Sitzung den Punkt außerhalb der Tagesordnung,
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nämlich „Bremen auf dem Weg zum Gender Budge-
ting“, und gegen 11.30 Uhr den Tagesordnungsord-
nungspunkt 20, „Gesetz zur Änderung des Senats-
gesetzes“, aufzurufen. Ich gehe davon aus, dass Sie
damit einverstanden sind.

Meine Damen und Herren, ich danke Ihnen! Ich
schließe die Sitzung und wünsche Ihnen noch einen
angenehmen Abend!

(Schluss der Sitzung 17.10 Uhr)
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